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Sehr verehrte Frau Professor!

    Sie vertreten die Ansicht, wie auch kürzlich der Botschafter der Republik Polen, Dr. Marek Pravda, daß bei der Errichtung des Zentrums gegen „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“, die Betreiber mit einer Geschichtsrevision beginnen: „Dieses Zentrum stelle die Vertriebenen in eine unberechtigte Opferrolle. Eine Rolle, die der historischen und moralischen Bedeutung der damaligen Handlung nicht entspräche, da die Vertreibung der Deutschen ihre Ursache im Überfall der Wehrmacht auf Polen habe.“

    Georg Kardinal Sterzinsky (aus Ostpreußen vertrieben) und der Prälat Karl Jüsten vom Katholischen Büro in Berlin stimmten Ihnen zu und weigerten sich, die Räume der Kirchenruine St.-Michael dem „Bund der Vertriebenen“ für eine Ausstellung zur Verfügung zu stellen. Meines Erachtens ist dies  ein Rückfall in den Geist des Kulturkampfes der Ultramontanen. Kardinal Sterzinsky suchte nicht nach Wahrheit, was Christenpflicht wäre. Er wolle, wie er sagte, „den Konsens“ (aber sicherlich nur mit den Polen) und fügte hinzu, „die Errichtung eines solchen Zentrums sei ein Ort des Revanchismus, dem er nicht zustimmen könne“.

    Nun fordert die polnische Regierung von der Kanzlerin Angela Merkel eine rasche Zusicherung, daß die Präsidentin des Bundes der Vertriebenen, Erika Steinbach, bei der in Berlin geplanten Erinnerungsstätte an Flucht, Vertreibung und Versöhnung ihre führende Rolle, die sie durch einer Wahl erhalten hat, abgibt. Der polnische Ministerpräsident Donald Tusk wünscht hierzu schon eine Klarstellung der Kanzlerin  (wenn das keine Erpressung ist!), bevor sie  ihren Besuch in Danzig im kommenden Monat antritt. Aus Warschauer Regierungskreisen heißt es: „Nun gehen wir davon aus, daß unsere Erwartungen erfüllt werden (Die Absetzung von Frau Steinbach).“ 

Wer den Gegnern geistig nicht gewachsen ist, greift zu Verboten! 

    Sehr verehrte Frau Professor, Sie haben in Ihrer Behauptung   „die Vertreibung der Deutschen habe ihre Ursache im Überfall der Wehrmacht auf Polen“, erstens nicht die Wahrheit gesagt und zweitens die ganze Vorgeschichte verschwiegen. Außerdem: Die Deutschen waren doch auch Opfer, Opfer brutaler Morde. Unter dem Vorwand, andere hätten gemordet, lassen  sich doch keine Morde legitimieren? Gilt für Sie, Frau Professor, die Sippenhaftung? Diese furchtbaren Morde an deutschen Bürgern in Polen können doch auch nicht verjähren. Polnische Gerichte aller Instanzen, Gutachter und Politiker vertreten heute noch die Meinung, daß die Vertreibung (Umsiedlung, wie sie sie nennen) in humaner Weise erfolgt sei. Polnische Gerichte  schrecken auch davon nicht zurück, Menschen zu Gefängnisstrafen zu verurteilen, wie dies kürzlich bei vier jungen Deutschen in Polen der Fall war (so am 18. 1. 2006 vor dem Hirschberger Landgericht 
), welche in Flugblättern und Plakaten auf diese Verbrechen von Polen hingewiesen haben.

    Der Sejm-Marschall Bronislaw Komorowski sagte in einem Gespräch mit der Frankfurter Allgemeinen, daß er „in der Nähe des von Deutschen verlassenen Breslau geboren wurde“. 
 Er, als Historiker, müßte doch wissen, daß die Deutschen Breslau nicht verlassen, sondern von dort in ganz  brutaler Weise vertrieben worden sind.  

    Auch unsere deutschen Historiker (Hofhistoriker könnte man sie nennen) wie Professor Percy Ernst Schramm, er war seit 1939 Parteigenosse und ab 22. April 1943 für die Führung des Kriegstagebuchs des Oberkommando der Wehrmacht (OKW) verantwortlich, nachdem  Helmuth Greiner aufgrund von Denunziation seines Amtes enthoben wurde, legen lieber den Mantel des Schweigens über die deutsch-polnische Geschichte, wenn sie nicht, wie Sie Frau Professor, direkt die polnische Sicht übernehmen. Er schrieb in „Polen in der Geschichte Europas“: „In dieser Zeit ist dieser umstrittene Problemkreis abermals belastet worden – so stark, daß man den Schluß ziehen könnte, das Thema sei zur Zeit so heikel, daß wir es lieber auf Eis legen und abwarten sollen. Denn die Polen haben uns vorzuwerfen, was in der Zeit deutscher Besetzung geschah, und wir ihnen die Abtretung (den Raub) der deutschen Ostgebiete und die damit gekoppelte Vertreibung der deutschen Bevölkerung zubilligen müssen.“ 
 

    Unterschlagen hat der Herr Professor auch, was in der Zeit zwischen 1918 und 1939 geschah.

Der Geschichtsrevisionismus

                                        Wenn kein Mensch mehr die Wahrheit

                                        suchen und verbreiten wird,

                                        dann verkommt alles Bestehende auf Erden,

                                        denn nur in der Wahrheit sind Gerechtigkeit, Frieden und Leben. 

                                                   Johann Wolfgang von Goethe

    Sehr verehrte Frau Professor, was ist denn am Geschichtsrevisionismus so schlimm? Der Grazer Ordinarius in Philosophie, Ernst Topitsch, schrieb folgendes über den Revisionismus: „Am schlimmsten ist das Schlagwort oder Totschlagwort ‚Revisionismus’, da alle Wissenschaft auf dem Grundsatz der Revidierbarkeit überkommener Auffassungen beruht und die Bahnbrecher des Erkenntnisfortschritts ‚Revisionisten’ waren und sein werden. Darum ist es eine Ehre, zu ihnen gezählt zu werden. Nur Dogmatiker können diesen Ausdruck als Schimpfwort verstehen.“ 

    Der US-Historiker und Völkerrechtler Alfred M. de Zayas, der in Genf lehrt, meinte: „Revision ist der Alltag der ernstzunehmenden Historiker. Neue Fragen werden aufgeworfen, neue Quellen ermittelt, neue Perspektiven  entwickelt. ... Trotz zunehmendem Meinungsterror und deren ständigen Versuche, Denkverbote aufzuzwingen, haben viele den Sinn für Verhältnismäßigkeit nicht verloren. Trotz schändlicher persönlicher Attacken haben viele die Freiheit des Denkens und des Schreibens behauptet. Das soziologische Phänomen des Historikerstreits mündete – eigentlich artete – in die pathologische Begeisterung einiger für die Goldhagen-Thesen und neuerdings für die Geschichtsklitterung der sogenannten Wehrmachtsausstellung." 

    Dr. theol. Robert Dollinger, Mitglied der Bekennenden Kirche, der während der Hitlerzeit einsaß, bat  den Bayrischen Kultusminister, eine Untersuchungskommission einzuberufen, um gewisse historische Probleme zu klären:  „Ein Beispiel aus der deutschen Geschichte muß unser Nachdenken anregen. 1883 wurde in Weimar mit der Gesamtausgabe der Schriften Martin Luthers begonnen, 1983 wurde sie abgeschlossen. In diesen 100 Jahren kamen immer noch Briefe und andere Schriftstücke des Reformators zum Vorschein. Dies muß doch noch viel mehr erwartet werden für Ereignisse des 20. Jahrhunderts. Was Judenmorde angeht, ist zu erwägen, daß Akten aus der NS-Zeit in London, Moskau, Paris und in den USA liegen, die 40 Jahre nach Kriegsende der Forschung entzogen werden (Daher nannte Fritjof Meyer seinen Artikel  in der Zeitschrift „Osteuropa“, Hg. Die Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde, Nr.5/2002: „Die Zahl der Opfer von Auschwitz. Neue Erkenntnisse durch neue Archivfunde). Die Vermutung drängt sich unwiderstehlich auf, daß die Welt schon längst von ihnen gehört hätte, wenn Belastungen darin enthalten wären. Die Frage muß endlich akademisch behandelt werden, nachdem Vertreter der Gaskammertheorie in den USA, in Deutschland und Israel seit Jahren jede Diskussion ablehnen. Eine wissenschaftliche Nachprüfung der auf uns gelegten Lasten muß endlich stattfinden. Das erfordert die Ehre der Nation. Wir müssen endlich der Welt ‚Zivilcourage'  zeigen. Wir denken uns 6 - 7 Männer auf jeder Seite, Juristen und Historiker. Der Termin, dessen Festsetzung wir den Juristen überlassen, darf nicht zu kurzfristig anberaumt werden, damit jeder Teilnehmer die Muße findet, die einschlägige Literatur gründlich einzusehen. ...  Auf diesen Brief erbitten wir rasche Antwort.“ 

    Ministerialrat Dr. Rohlff (Gz.IIb-1113/82) antwortete an Stelle des Justizministers: „Das oben bezeichnete Schreiben ist hier eingegangen. An dem von ihnen vorgeschlagenen Gespräch besteht von hier aus kein Interesse."

    Daraus ersehen Sie, sehr verehrte Frau Professor, wie wichtig der Revisionismus ist.

    Der schwedische Kirchenhistoriker, Prof. Göran Svensson, hob die Bedeutung der objektiven Geschichtsschreibung hervor, denn: „Die Geschichtsforschung und der Geschichtsunterricht beeinflussen die Geschichtsbetrachtung. Diese wiederum beeinflußt die politische Handlung.“

    Damit wir Bürger der BRD politisch „correct“ handeln, verleumdet man nicht nur die Geschichtsrevisionisten, sondern man unterschlägt uns historische Dokumente und verfälscht die Geschichte. So hat man die „Tyler-Kent-Akte“ bis zum Jahr 2038 gesperrt und die „Akten des Auswärtigen Amtes“ verfälscht.

    In „Die deutsch-polnischen Schulbuchempfehlungen“, zitiert in der „beilage zur Wochenzeitung das parlament“ (26.11.77), hieß es auch: „Bei der Behandlung des Zweiten Weltkrieges sollten die nationalsozialistische Besatzungspolitik und ihre Konsequenzen für das polnische Volk hinreichend dargestellt werden. Es sollte deutlich werden, daß die Politik des Hitler-Regimes nicht nur die Auslöschung des polnischen Staates zum Ziel hatte, sondern daß sie auch die Ausrottung der polnischen Intelligenz und Kultur, die Unterdrückung des polnischen Volkes und die Umwandlung Polens in einen Kolonialraum anstrebte.“

    Die vierbändige „Dokumentation der Vertreibung“, erstellt im Auftrag des Vertriebenenministers Windelen und unter Leitung des Kölner Ordinarius Professors Wolfgang Schieder, wurde nicht veröffentlicht, weil man, wie es immer so schön heißt, keine Gräben, keine vernarbten Wunden aufgerissen werden  sollen. Die deutschen Wunden ließ man nie zuheilen. So wurde 1983 auch die Schrift von Else Löser „Polen und die Fälschungen der Geschichte“ mit der Begründung verboten, sie reize zum Rassenhaß.  Ist Wahrheitssuche Rassenhaß? Lesenswert hierzu ist das Buch von  Dr. Josef J. Menzel, „Friedenspädagogik oder Wahrheitspädagogik?  Deutsch-polnische Schulbuch- und Alternativempfehlungen“. 
    Sie wissen ja sicherlich auch, sehr verehrte Frau Professor,  daß seinerzeit die alternativen Schulbuchempfehlungen dreier deutscher Professoren (nach Prof. Markiewicz waren es zweitrangige Historiker, er ist natürlich ein erstrangiger), die  in „aus politik und zeitgeschichte“ veröffentlicht werden sollten, auf Wunsch des polnischen Botschafters  verbrannt (entschuldige: eingestampft) wurden. Die drei Professoren hatten bereits die Korrekturfahnen gelesen und an den Verlag zurückgeschickt. Das Direktoriumsmitglied der „Bundeszentrale für politische Bildung“, J. Romerskirchen, schrieb an die Professoren: „Aus allgemein politischen Gründen wolle man nunmehr, in Erachtung der unausbleiblichen … außenpolitischen Konsequenzen die Alternativempfehlung nicht publizieren. Sachlich habe man gegen die Wissenschaftler nichts einzuwenden, es gehe lediglich um die zu erwartende politische Auswirkung.“

    Daher wurde über  das furchtbare Leid der Vertriebenen nach dem Krieg Schweigen angeordnet, daher soll auch kein Zentrum über die Vertreibung errichtet werden. Als im Kieler Arndt-Verlag 1996 eine Reprint-Dokumentation des Auswärtigen Amtes (Dokumente polnischer Grausamkeiten)  erschien, wurde diese verboten.  Diese Dokumentation bildet eine aufschlußreiche Information über die furchtbare Behandlung der Deutschen in Polen von 1919 bis 1939, die auch zum Kriegsausbruch wesentlich beigetragen hat. Sie widerspricht der heutigen offiziösen deutsch-polnischen Geschichtsschreibung und so wurde dessen Erscheinen vom Außenministerium, als Nachfolgerin des Auswärtigen Amtes, untersagt. Erst nach einigen Prozessen gelang es dem Kieler Verlag, die Veröffentlichung zu sichern. 

    Revisionismus bedeutet für mich nicht das NS-System verharmlosen, sondern dem unermeßlichen Unheil in der Welt vorbeugen, welches die Lüge stiftet. Da Sie ja auch Historikerin sind, verehrte Frau Professorin, nehme ich an, daß auch Sie für kausale Zusammenhänge zugänglich sind. Die Geschichte Polens in der BRD wird am liebsten erst ab 1. September 1939 „bewältigt“. Daher erlaubte ich mir, in der Geschichte der Polen, zeitlich gesehen, tiefer zu schürfen. Denn gerade der Sachverhalt über die Kriegsschuld muß auch plakativ herausgestellt und weitgehend ausgelegt werden. Es gibt keine Schlußstriche. Ich gebe gerne zu, daß mein Schürfen einseitig ist. Auf der anderen Seite zu schürfen, erspare ich mir, dies haben ja Sie und Ihre Gleichgesinnten schon in Übermaß getan.

   In Polen will man vom Geschichtsrevisionismus überhaupt nichts wissen. Darüber  schrieb Thomas Urban, der bekannte Polen-Berichterstatter der Süddeutschen Zeitung in der Zeitschrift Ost-Europa (Nr. 1/2007) über „Das Deutschlandbild der polnischen Medien“: „Führende polnische Zeitungen und Zeitschriften sprechen heute von einer Wiederkehr deutschen Großmachtstrebens. Hitler feiert ein Comeback als Interpretationshilfe für aktuelle Ereignisse in Deutschland. Besonders stark sind daher Verzerrung, Verfälschung und Auslassung in der Berichterstattung über das Projekt eines Zentrums zur Dokumentation von Vertreibungen in Berlin:„Es hitlert sehr.“
    Die gebürtige Engländerin Freda Utley, Dozentin an der Londoner Universität für Geschichte, war nach 1945 längere Zeit in Deutschland, um die Verhältnisse zu studieren. Sie hat in ihrem Buch „Kostspielige Rache“ auf Seite 162 eine Feststellung über die Deutschen getroffen, die es verdient, ins Gedächtnis aller Menschen eingeprägt zu werden: „Die Kriegspropaganda hat die harten Tatsachen der Geschichte verschleiert, sonst müßten die Amerikaner wissen, daß die Deutschen – wenn überhaupt – keineswegs angriffslustiger sind als die Franzosen, Briten, Niederländer, die in Asien und Afrika Riesenreiche eroberten, während die Deutschen zu Hause blieben, Musik komponierten, Philosophie studierten und ihren Dichtern lauschten. Vor gar nicht so langer Zeit gehörten die Deutschen noch zu den friedfertigsten Völkern dieser Erde; sie könnten es wieder werden, wenn man ihnen eine Welt gäbe, in der es erlaubt wäre, im Frieden zu leben. Die Böcklers in Deutschland waren zwar im Irrtum, wenn sie glaubten, daß man von den Westmächten Zugeständnisse auf dem Verhandlungswege erringen könne, ihre Haltung beweist aber die Bereitschaft vieler Deutscher, sich bei der Verfolgung ihrer Ziele friedfertiger Methoden zu bedienen.“ 
    Während des Krieges, sehr verehrte Frau Professor (den Krieg verbrachte ich größtenteils in der Emigration in Schweden), teilte ich auch Ihre Ansicht. Ich glaubte auch, daß Adolf Hitler den Krieg vom Zaune gebrochen hat, und wir die Folgen zu tragen haben (aber die Folgen, welche dann eingetroffen sind, habe ich nie erwartet, hätte ich mir nie ausdenken können). Naiv, wie ich damals war, glaubte ich an die Versprechungen der „Atlantik Charta“ vom 14. August 1941. Ich zitiere zu Ihrer Kenntnisnahme die heiligen Versprechungen. Heilig, denn zum Abschluß sangen  Roosevelt und Churchill auf dem Vordeck des  „Schlachtschiffes Augusta“, eingerahmt von 38 cm Kanonen, gemeinsam: „Vorwärts, christliche Soldaten. ..." (Onward, Christian soldiers!) Und General Eisenhower nannte bekanntlich seine Memoiren, um seine Verbrechen
 zu legitimieren, „Kreuzzug gegen Deutschland“:

„Der Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika und der Premierminister Churchill, der die Regierung Seiner Majestät im Vereinigten Königreich vertritt, sind zusammengetroffen und halten es für richtig, gewisse Grundsätze der nationalen Politik ihrer Länder bekanntzugeben, auf die sie die Hoffnung für eine bessere Zukunft der Welt gründen.

1. Ihre Länder streben keine Bereicherung an, weder in territorialer noch in anderer Hinsicht.

2. Sie wünschen keine territoriale Veränderungen, die nicht im Einklang mit dem Willen der betreffenden Völker stehen.

3. Sie achten das Recht sämtlicher Völker, jene Regierungsform zu wählen, unter der sie leben wollen. Sie wünschen, daß die Souveränität und die Eigen-Verwaltung jenen zurückgegeben werden, denen sie gewaltsam entrissen wurden.

4. Sie sind bestrebt, mit Rücksicht auf bestehende Verpflichtungen dahin zu wirken, daß alle Staaten, ob groß oder klein, ob Sieger oder Besiegte, gleichermaßen Zutritt zum Handel und zu den Rohstoffen der Welt  erhalten, um zu wirtschaftlichem Wohlstand zu gelangen.

5. Sie erstreben die größtmögliche wirtschaftliche Zusammenarbeit aller Völker mit dem Ziele, allen Menschen bessere Arbeitsbedingungen, wirtschaftlichen Aufstieg und soziale Sicherheit zu bieten.

6. Nach der endgültigen Zerstörung der Nazi-Herrschaft erhoffen sie die Gestaltung eines Friedens, der es allen Völkern ermöglicht, innerhalb ihrer Grenzen in Frieden zu leben und der allen Menschen in allen Ländern ein Leben frei von Not gewährleistet.

7. Dieser Friede soll es allen Menschen ermöglichen, ohne Hindernisse die Meere und Ozeane zu bereisen.

8. Sie hegen die Überzeugung, dass alle Völker dieser Welt aus ethischen und praktischen Gründen zum Verzicht auf Gewaltanwendung gelangen müssen. Der künftige Friede kann nicht erhalten werden, wenn die Rüstung zu Lande, zu Wasser und in der Luft durch Nationen weitergeführt wird, die mit Angriffen über ihre Grenzen hinaus drohen oder zu drohen bereit sind, daher glauben sie, dass die Abrüstung dieser Nationen nötig ist, solange nicht ein umfassendes und dauerhaftes System allgemeiner Sicherheit besteht. Sie werden in gleicher Weise alle anderen praktischen Maßnahmen fördern und ermutigen, den friedliebenden Völkern die erdrückenden Rüstungslasten zu erleichtern.“
    Ich hegte auch die naive Ansicht, daß, wenn Deutschland besiegt ist, die Welt auf friedlichen Pfaden wandeln könne, wie Churchill dies im Unterhaus am 21. September 1943 sagte, um die Zustimmung des Parlaments für die „Bedingungslose Kapitulation“ zu erhalten, die  auch Hunderttausende von Briten das Leben kostete, aber für diese Politiker der westlichen Wertegesellschaft  waren Tote, wie ich später erst feststellte, nur Kollateralschäden: „Die Zwillingswurzeln aller unserer Übel, Nazityrannei und preußischer Militarismus, müssen ausgerottet werden. Bevor dies nicht erreicht ist, wird es kein Opfer geben, zu dem wir nicht bereit wären, und keine Gewaltmaßnahmen, die wir nicht anwenden werden. Deutschland, diese Weltpest, muß am Boden liegen, damit die Welt wieder auf friedlichen Pfaden wandeln kann.“ 
 

    Beim Eintreffen in Potsdam zu der Konferenz der „Großen Drei“  bestätigte US-Präsident Harry Truman die Kriegsziele der Alliierten: „Wir  sind heute hier, die Siegerflagge in der Hauptstadt unseres größten Gegners zu hissen. Wir mußten dieses Land total besiegen (was zusätzlich Millionen von Menschen den Tod gekostet hat), damit die Welt in Zukunft auf den Spuren des Friedens wandeln kann. Amerika sieht einer besseren Welt entgegen, einer friedlichen Welt, wo alle Menschen, und nicht nur wenige, die Möglichkeit haben, das Gute des Lebens zu genießen. Laßt uns nicht vergessen, daß wir für den Frieden und für die Entwicklung der Menschlichkeit gekämpft haben. Wir haben nicht gekämpft, um Gebiete zu erobern. Wir wollen keine territorialen Gewinne und keine monetären.
 Wir wollen Frieden haben und die Zeit kommen sehen, wo wir die Sachen machen können, die wir nicht während des Krieges machen konnten. Wenn wir unsere gewaltige Kriegsmacht, die den Sieg möglich machte, für den Frieden einsetzen, können wir dem goldenen Zeitalter der menschlichen Geschichte entgegensehen.“ 

    Über die Konferenz der „Großen Drei“ in Potsdam schrieb der bekannte jüdisch-britische Verleger Victor Gollancz: „In vier Worten läßt sich der Inhalt der Entscheidung ausdrücken: Landraub, wirtschaftliche Versklavung, Vertreibung und  Ausplünderung. Sämtliche Tatbestände bilden, man möge sich dessen erinnern, den Inhalt auch der Hauptanklagen in den Nürnberger Prozessen.“ 

    Die Potsdamer Konferenz von 1945 schuf die Voraussetzung für das, „was die ‚New York Times’ bereits damals als den ‚unmenschlichsten Beschluß’ anklagte, der jemals von Regierungen im Namen der Menschenrechte gefaßt worden ist.“ 
     

    Sie werden mir nicht widersprechen, sehr verehrte Frau Professor, daß wir heute nicht auf friedlichen Pfaden wandeln und daß wir in keinem goldenen Zeitalter leben. Also kann es nicht an Adolf Hitler, an der Nazityrannei, am  preußischen Militarismus und auch nicht an der deutschen Weltpest  gelegen haben, daß es heute keinen Frieden auf dieser Welt gibt.

   Die spätere Nachfolgerin Winston Churchills, Frau Margaret Thatcher, bestätigte dies  in ihrer Rede vor der UNO-Vollversammlung: „Seit 1945 gab es 144 Konflikte, wobei 10 Millionen Menschen getötet wurden.“ 

    Der Süddeutschen Zeitung vom 1. September 1998 entnehme ich: „Seit Ende des Zweiten Weltkrieges gab es mehr als 190 kriegerische Auseinandersetzungen. Dabei starben mehr Menschen als in den beiden Weltkriegen.“

    US-Professor John Mearsheimer schrieb in „The Tragedy of Great Power Politics”: „Seit 1945 wurden rund 250 Kriege geführt. Dabei kamen an die  35 Millionen Menschen ums Leben. Davon 70 Prozent  unter der Zivilbevölkerung.“

    Diese nach dem Krieg in den Medien immer mehr zunehmende Hetze und Verleumdung gegen Deutsche forderte mich als Deutschen „zwangsmäßig“ zu Antworten und zu einer Gegenreaktion heraus; auch gegen Juden, weil unter diesen  ja die schlimmsten Hetzer waren und immer noch sind. „Da ist mein politisches Feuer entstanden“, um mit Richard von Weizsäcker zu sprechen. Gefühlsnationalismus nannte der Fundamentaltheologe Johann Baptist Metz, der Begründer der „Neuen politischen Theologie“, diese Empfindung. Ich studierte deswegen Geschichte (wollte eigentlich Altphilologie studieren, das Magisterexamen in Griechisch hatte ich schon abgeschlossen (siehe Anlage!) und mußte dann in meinem Magisteraufsatz (Vårterminen 1960) „Hitler inför andra världskriget“ (Das Vorspiel zum Zweiten Weltkrieg) feststellen, daß Hitler den Krieg nicht wollte und auch nicht der Hauptschuldige am Ausbruch des Zweiten Weltkrieges war,
 Juden (vor allem Zionisten) die Hauptschuld an ihrem Schicksal tragen und daß der Ring des Verbrechens an der Wallstreet ihren Sitz hatte – und immer noch hat, was der Krieg gegen Irak wieder beweist (um dies alles im Brief zu belegen, reicht der Raum nicht aus).

    Sehr verehrte Frau Professor, ich empfehle Ihnen zu lesen: das kürzlich veröffentlichte Buch  von Patrick Buchanan, ehem. Kandidat zum US-Präsidenten, „Churchill, Hitler und der unnötige Krieg“ und das von Nicholson Baker, ein renommierter US-Essayist, „Menschenrauch“, welche meine Sicht zur Kriegsschuld teilen.

    Der als Antisemit verschriene jüdische  Philosoph Theodor Lessing kannte auch seine Papenheimer. Er beschrieb in „Deutschland und seine Juden“ (S. 30) diese Kapitalisten: „Just die Männer, Aktionäre und Bodenbesitzer, Industrieherren und Bankherren, Täter und Denker, sie alle sind: Kettenglieder jenes internationalen Geschäftes, daß Gebirge, Wälder, Flüsse, Tierwelt ausbeutet und ausmünzt, daß die ganze Erde wie ein Warenlager betrachtet und dessen Gott   sogar noch eine Art Willensdämon ist, welcher schafft, befiehlt und handelt. Sie alle saugen der Mutter Blut.  Und reden dabei von Liebe zum Vaterland (für die westlich-freiheitliche Grundordnung, wie es heute immer so schön heißt), für das sie leben, von dem sie leben.“ 
    Lessing schämte sich, Jude zu sein. 
 „Auf die Frage, Warum liebt man uns nicht?“ antwortete seit alters die jüdische Lehre: „Weil ‚wir schuldig sind’: Es hat große jüdische Denker gegeben (Spinoza), die in dieser Formel: Weil wir schuldig sind’ und in dem Erlebnis der Kollektiv-Verschuldung und Kollektiv-Verantwortung des Volkes Israel, den innersten Kern der jüdischen Lehre erblickten.“ 

    Nachdem die Memoiren Józef Lipskis, des ehemaligen polnischen Botschafters in Berlin, erschienen sind, schrieb der renommierte britische Historiker Alan J. P. Taylor in der „New York Review of Books“, daß  sie ihn bestärkten, daß Hitler keinen Krieg wollte: „Hitler wollte Danzig aus dem Weg räumen, damit er die Freundschaft zwischen Polen und Deutschland stärken konnte. … Es ist nicht wahr, daß eine kleine Clique um Hitler den Zweiten Weltkrieg ausgelöst habe. Diese Behauptung wurde in Nürnberg fixiert ("Nuremberg thesis"). Egal was politische Gründe für Krieg gegeben werden, der zugrundeliegende Grund ist immer ökonomisch.“

    Später entlarvte General Georges Marshall in seinem Bericht an Präsident Truman diese Kriegshetzer und Verleumder: „Hitler sei nie in der Lage gewesen, einen erfolgreichen Krieg zur Welteroberung zu führen (was ihm immer unterstellt wird). 1939 war er nicht einmal darauf vorbereitet gewesen, sei er nicht einmal im Stande gewesen mit seinen Achsenmächten einen begrenzten Krieg zu führen. Daß die Deutschen so erstaunliche Siege errangen, hing mit der Überlegenheit der besseren Strategie zusammen (sie hatten bessere  Generäle und besser motivierte Soldaten, Liddell Hart).“ 

    Der amerikanische Historiker Stefan T. Possony kam aufgrund seiner historischen Studien zu der Schlußfolgerung: „Wenn man also über die Ursprünge der beiden Weltkriege ehrlich und endgültig Wahrheit schaffen will, so müßte man eine internationale Historikerkommission einsetzen und in allen beteiligten Ländern die Dokumente, welcher Art sie auch immer sein mögen, frei geben.“ 

    Ein Kapitel in dem zit. Buch nannte Possony „Die hehre Kunst der Provokation“. Darin waren Briten und Amerikaner Meister. Zu diesem Zweck gründete Churchill während des Krieges die „Political Warfare  Executive“, besser gesagt: „Lie Factory“ (Lügenfabrik): „Provokation ist die Kunst, ein falsches Alibi zu schaffen und die Verantwortung für Entscheidungen anderen Staaten aufzuzwingen.  Provokationen werden nur selten untersucht, weil die Quellen fast stets ungenügend und verfälscht sind und weil den meisten Historikern die operative Kenntnis fehlt, ohne welche sie die Knäuel der falschen Angaben nicht zu entwirren vermögen. Durch die Vernachlässigung dieses wesentlichen Themas entsteht aber eine gefährliche Verzerrung des Geschichtsbildes.“                                                                                                                       

    Im Lügen war Roosevelt Meister, was Dr. William B. Bader, ehm. „Chief of Staff des Foreign Relations Comittees“ des US-Senats und stellvertret. US-Außenminister, bestätigte. Er schrieb viele Jahrzehnte später den Artikel „Das Meisterwerk aus Lügen“, in der angesehenen Zeitschrift „Internationale Politik“: „Die Wege in den Krieg, die frühere Präsidenten gingen – in jüngerer Zeit vor allem Franklin D. Roosevelt – zeigen, wie eine solide Grundlage an Scheingründen und amtlichen Gründen aufgebaut wurde, die es … dann später möglich machte, zu Zwecken der nationalen Sicherheit zu lügen, die Menschen in die Irre zu führen und sich in atemberaubender Weise der Kriegszuständigkeiten zu bemächtigen. …

Roosevelt wußte, daß eine Beteiligung am Krieg gegen die 
‚erste Achse des Bösen’, schwer zu verkaufen sein würde    (80 % ihrer Bürger waren laut Meinungsumfragen gegen eine Beteiligung am Krieg
). Die Hindernisse waren beträchtlich. … Während der verzweifelten Tage, die auf Großbritanniens ‚finest hour’ folgten, setzte Roosevelt geheime Operationen in Gang, die England halfen und dem amerikanischen Volk zeigen sollten, daß Nazi-Deutschland eine Bedrohung für Amerika darstellte. Diese Operationen wurden vor dem Kongreß und dem Volke geheim gehalten; erst in den letzten Jahren gelangte das Wissen über Roosevelts Handeln an die Öffentlichkeit. …

Er nahm den angeblichen Angriff eines deutschen U-Boots auf den US-Zerstörer Greer 
 am 4. September 1941 zum Anlaß, auf die Aufhebung oder zumindest die Aushöhlung des Neutrality Act zu drängen, der die Bewaffnung amerikanischer Handelsschiffe verbot und sie verpflichtete, sich aus Kampfgebieten fernzuhalten. Auf seinem wirkungsvollsten Kommunikationskanal, dem ‚Fireside-Chat’ (Unterhaltung am Kaminfeuer), legte Roosevelt seinen Standpunkt dar. Er erklärte, die Greer habe sich auf einer routinemäßigen Patrouille befunden, sie habe ‚amerikanische Post nach Island befördert’ und sei bei Tageslicht auf Island zugesteuert: ‚Sie fuhr unter amerikanischer Flagge. Ihre Herkunft … war unverkennbar. … Ich sage Ihnen, die unverblümte Tatsache ist, daß das deutsche U-Boot … ohne Vorwarnung und mit der Absicht, sie zu versenken, feuerte.’ Weiterhin verkündete der Präsident eine ‚Shoot-on-Sight’-Politik, die besagte:’Wenn Sie eine Klapperschlange sehen, die bereit ist zuzubeißen, dann warten Sie nicht, bis sie zugebissen hat, ehe Sie sie zertreten.’ Damit befanden wir uns in einem Seekrieg mit Deutschland, eingehegt nur noch … durch Hitlers Bemühen, sich nicht provozieren zu lassen.“ 

    Die „Federation of Christian Militants of America“, die Roosevelts Kriegspolitik durchschaute, sah sich aufgrund der 1936 in Chicago gehaltenen „Quarantäne-Rede“, veranlaßt, ihm einen Brief zu schreiben: „Bezugnehmend auf ihre neulich in Chicago gesprochenen Worte befürchten die Militant Christian Patriots of America, daß Sie, von gewissen dunklen Mächten angetrieben, wahrscheinlich nicht zurückschrecken werden, die Vereinigten Staaten in einen Krieg zu stürzen. Die Militant Christian Patriots of America ist bereit, damit nicht Unkenntnis der Dinge Ihnen als Entschuldigung dienen kann, Ihnen Ihre gesetzlichen Delegierten mit einem unwiderlegbaren Material nach Washington zu schicken. Sie werden Ihnen beweisen, daß die Kriegsursachen in der Welt lediglich dem internationalen Geldkampf zwischen dem Zionismus des Hauses Rothschild und dem Internationalismus des Hauses Warburg zuzuschreiben sind.“

    Dem katholischen Erzbischof von New York, John Murphy Kardinal Farley (1842-1918), ahnte schon im Mai 1914 auf dem Eucharistischen Kongreß, daß ein Krieg zu erwarten war, und „der kommende Krieg  wird kein Krieg für Freiheit  sein, sondern ein Krieg zwischen dem internationalen Kapital und den Dynastien. Das Kapital wünscht niemand über sich zu haben, kennt keinen Gott und möchte alle Staaten wie große Banken regieren. Ihr Gewinn soll zur alleinigen Richtschnur der Regierenden werden."
 

    Kommt Ihnen dies heute nicht alles bekannt vor, Frau Professor?

    US-Präsident Herbert Hoover, wie auch früher schon Präsident Lincoln, erkannte diese Leute und   nannte sie beim Namen: „Sie wissen, das einzige Problem mit dem Kapitalismus sind die Kapitalisten. Sie leiden an Habgier (damned too greedy).“ 

    Aber solche Texte sind in der freiesten Republik der deutschen Geschichte (Scheel) unerwünscht. Der bekannte Publizist und Historiker Dirk Bavendamm schrieb:  „Bei der Ausarbeitung dieses Essays 
 mußte ich unwillkürlich an einen Vortrag denken, den ich unter fast der gleichen Überschrift vor einem Vierteljahrhundert am ‚Institut für Europäische Geschichte der Universität Mainz’ gehalten habe. Es war ein glühend heißer Sommertag des Jahres 1982, als ich über den Druck und die Drohungen referierte, mit denen die Vereinigten Staaten von Amerika unter ihrem damaligen Präsidenten Roosevelt 1937/38 eine eventuell mögliche Verständigung zwischen dem England Chamberlains  und dem Deutschland Hitlers hintertrieben haben. Nie werde ich das lähmende Entsetzen vergessen, das sich unter meinen Zuhörern ausbreitete. Nur der bekannte Zeithistoriker, Professor Andreas Hillgruber aus Köln, machte sich weiter aufgeregt Notizen.
Am nächsten Tag wurde ich vom Institutsleiter, Professor Othmar von Aretin, zu einem Gespräch unter vier Augen gebeten. Er machte mir auch im Namen Hillgrubers unmissverständlich klar, daß sein Institut im Zusammenhang mit meinem Buch ‚Roosevelts Weg zum Krieg’, das kurz darauf erschien, nicht genannt werden wollte. Aretin und Hillgruber schämten sich offenbar, daß sie mir Forschungsmittel für ein Buch über die Vorgeschichte des Zweiten Weltkrieges bewilligt hatten, das so offensichtlich der allgemeingültigen Lehre von der Alleinschuld Hitlers am Zweiten Weltkrieg widersprach. 

Was war an meinen Ausführungen so anstößig, … hatte ich nicht alle meine Aussagen sauber durch Quellen belegt?“

    Die jüdische Schriftstellerin,Verlegerin und Kunstmäzenin, Gertrude Stein, forderte für A. Hitler den Friedensnobelpreis und zwar mit der Begründung, „daß er dabei sei, alle Unruheelemente aus Deutschland zu entfernen (by suppressing Jews); das bedeute Frieden.“ 

    Mein Aufsatz wurde mit „Gut“ benotet, obwohl der Opponent, der Assistent von Professor Gunnar Westin,  anführte, ich hätte nur Hitlers „Mein Kampf“ lesen brauchen, wo doch dort schon zu lesen sei, daß Hitler den Krieg wollte. In Schweden wurde noch die Leistung und nicht die politische Ansicht benotet. 
    Nebenbei bemerkt: Ich bekam die Note „Eins“ (Berömlig) in Geschichte und in Staatswissenschaft (siehe Anlage!)

    Die anglosächsischen Regierungen, dies kann man heute aufgrund der Aktenlage behaupten, wollten den Krieg und haben sich in den Ersten wie auch in den Zweiten Weltkrieg hineingelogen, um Deutschland als Wirtschaftsmacht auszuschalten.

    Dies bestätigte Henry Morgenthau jun. vor dem Senatsausschuß: „Wir müssen verhindern, daß Deutschland und Japan (Krebsgeschwüre) ihre großen Industrieanlagen wieder errichten und ihren früheren Platz auf dem Gebiet des Exports einnehmen.“ 
 

    Daß amerikanische und britische Juden (vor allem Zionisten)  auf den ersten wie auch auf den Zweiten Weltkrieg hingearbeitet haben, beweisen folgende Reden:

    Benjamin H. Friedman, ein jüdisch-amerikanischer Großkaufmann, ein „insider“, bestätigte, daß Zionisten auf den Krieg hinwirkten: „Die Zeitungen in den USA wurden von Zionisten kontrolliert. Die Bankiers waren Juden, alle Massenmedien in diesem Lande waren von Juden kontrolliert. Wissen sie, daß 1916 die Zionisten mit der britischen Regierung ein Abkommen getroffen haben, das uns in den Krieg hineinzog? Niemand in den Vereinigten Staaten wußte dies! Sie sollten dies auch nicht wissen. Wer wußte dies? Präsident Wilson wußte dies. Oberst House wußte dies. Und andere ‚insider' wußten dies.  Auch ich wußte dies. Ich war befreundet mit Henry Morgenthau sen. Wir unterstützten Wilson zu seiner Wahl 1912. Wilson wurde gewählt. Ich war ein Vertrauter von Henry Morgenthau; er war Vorsitzender im Finanzausschuß. Ich war befreundet mit Rollo Wells; er war Finanzminister. Ich saß mit Präsident Wilson und den anderen zusammen an einem Tisch. Ich hörte, wie sie Wilson ... mit dem Zionismus indoktrinierten. 
Der höchste Richter der Vereinigten Staaten, der Zionist Justice Brandeis, war Wilson so nahe wie diese zwei Finger an meiner Hand. Diese bestimmten, daß wir in den Krieg ziehen sollten. Diese sandten unsere Jungs nach Europa, damit sie geschlachtet werden. Und wozu? Damit die Juden in Palästina ihre Heimstätte erhalten." 

    Rabbiner Samuel Untermyr, Präsident der „Internationalen Boykottkonferenz“, sagte im August 1933: „Meine Freunde, ich freue mich, wieder hier zu sein und über die Erleichterung und über das Gefühl der Sicherheit, die mir der amerikanische Boden bietet. Nach den herzzerbrechenden Erzählungen der Flüchtlingsopfer, die jeglicher Beschreibung spotten, bekam ich in den zwei Wochen (er nahm an der Internationalen Jewish Boycott Conference in den Haag teil), die ich in Europa verbrachte, Alpträume und Ängste. Ihre begeisterte Begrüßung dient nicht mir, ... sie dient dem heiligen Krieg für die Menschheit, auf dem wir uns eingelassen haben. ...
Es ist ein Krieg, der unermüdlich geführt werden muß...Als unser Schiff heute an der Bucht herauffuhr, an unserer stolzen Freiheitsstatue vorbei, verrichtete ich ein Gebet der Dankbarkeit und Danksagung, daß dieses schöne Land der Freiheit dem Fluch entkam, der sich auf das ritterliche Deutschland legte, das dadurch von einer Kulturnation in eine wahrhaftige Hölle von grausamen und wilden Bestien verwandelt wurde. ...

Ich habe viele dieser mit Schrecken erfüllten Flüchtlinge getroffen ... und ich möchte ihnen sagen, daß, was zu ihnen durch die starre Zensur und Lügenpropaganda durchgedrungen ist, ... nur ein Bruchteil der schrecklichen Geschichte von teuflischer Folter, Grausamkeit und Verfolgung sind, oder den Schrecken erzählt, in denen sie leben, die Tag für Tag diesen Männern, Frauen und Kindern zugefügt werden, sind  schlimmer als der Tod. ... 

Sie haben die Weltmeinung mißachtet und bestehen darauf, sie zu mißachten und herauszufordern. Wir Juden sind die Aristokraten der Welt. ... Wir schlagen vor und organisieren die Weltmeinung, sich in der einzigen Weise zu äußern, die Deutschland versteht. Hitler und sein Pöbelhaufen werden ihr Volk nicht wissen lassen, wie es von der Außenwelt angesehen wird. Wir werden auf die einzige Weise, die uns zur Verfügung steht, sie zwingen, dies zu lernen. ...

Zusammen mit den Christen werden wir den letzten Nagel in den Sarg von Bigotterie und Fanatismus treiben. Präsident Roosevelt, dessen weise Staatskunst und Vision das Wunder der zivilisierten Welt ist, beschwört ihn herauf (den Krieg wahrscheinlich), um seine edle Vorstellung von der Neuordnung zwischen Kapital und Arbeit ... zu fördern... Können sich unsere furchtsamen Freunde einen noch erhabenen Präsidenten wünschen?  Jeder von ihnen, Jude oder Nichtjude gleichermaßen, der nicht bereits an diesem heiligen Krieg teilnimmt, und sich noch nicht entschieden hat (enlisted) sollte es jetzt und hier tun.“ 

    Die Kriegshetze anerikanischer Juden bestätigte kein Geringerer als Graf Jerzy Potocki, der polnische Botschafter in Washington, in seinem Bericht vom 12. Januar 1939 an sein Außenministerium:  „Die Stimmung, die augenblicklich in den Vereinigten Staaten herrscht, zeichnet sich durch einen immer zunehmenden Haß gegen den Faschismus aus, besonders gegen die Person des Kanzlers Hitler...Die Propaganda ist vor allem in jüdischen Händen, ihnen gehört fast zu 100% das Radio, der Film, die Presse und die Zeitschriften. Obgleich diese Propaganda sehr grob gehandhabt wird und Deutschland so schlecht wie möglich hinstellt, ...wirkt sie doch so gründlich, da das hiesige Publikum vollständig unwissend ist und keine Ahnung hat von der Lage in Europa. ... Die Lage hierzulande bildet ein ausgezeichnetes Forum für alle Art Redner und für die Emigranten aus Deutschland und der Tschechoslowakei, die an Worten nicht sparen, um durch die verschiedensten Verleumdungen das hiesige Publikum aufzuhetzen. ... Es ist sehr interessant, daß in dieser sehr gut durchdachten Kampagne, die hauptsächlich gegen den Nationalsozialismus geführt wird, Sowjetrußland fast ganz ausgeschaltet ist. Wenn es überhaupt erwähnt wird, so tut man es in freundlicher Weise und stellt die Dinge so dar, als ob Sowjetrußland mit dem Block der demokratischen Staaten zusammenhinge. ... Außer dieser Propaganda wird auch noch künstlich eine Kriegspsychose geschaffen: Es wird dem amerikanischen Volk eingeredet, daß der Frieden in Europa nur noch an einem Faden hängt, ein Krieg sei unvermeidlich. ... Ferner ist das brutale Vorgehen gegen die Juden in Deutschland (warum sind sie aus Polen ins Nazi-Deutschland geflohen? Warum wollten die polnischen Juden, die in Deutschland wohnten, nicht ins freie Polen zurück) und das Emigrantenproblem, die den herrschenden Haß immer neu schüren gegen alles, was irgendwie mit dem deutschen Nationalsozialismus zusammenhängt. An dieser Aktion haben die einzelnen jüdischen Intellektuellen teilgenommen, z. B. Bernard Baruch; der Gouverneur des Staates New York, Lehmann; der neuernannte Richter des Obersten Gerichts, Felix Frankfurter; der Schatzsekretär Morgenthau und andere, die mit dem Präsident Roosevelt persönlich befreundet sind. Sie wollen, daß der Präsident zum Vorkämpfer der Menschenrechte wird, der Religions- und Wortfreiheit, und er soll in Zukunft die Unruhestifter bestrafen. Diese Gruppe von Leuten, die die höchsten Stellungen in der amerikanischen Regierung einnehmen und die sich zu den Vertretern des ‚wahren Amerikanismus’ und als ‚Verteidiger der Demokratie’ hinstellen möchten, sind im Grunde doch durch unzerreißbare Bande mit dem internationalen Judentum verbunden. Für diese jüdische Internationale, die vor allem die Interessen ihrer Rasse im Auge hat, war das Herausstellen des Präsidenten der Vereinigten Staaten auf diesen ‚idealsten’ Posten eines Verteidigers der Menschenrechte ein genialer Schachzug. Sie haben auf diese Weise einen sehr gefährlichen Herd für Haß und Feindseligkeit auf dieser Halbkugel geschaffen und haben die Welt in zwei feindliche Lager geteilt. Das ganze Problem wird auf mysteriöse Art bearbeitet: Roosevelt sind die Grundlagen in die Hand gegeben worden, um die Außenpolitik Amerikas zu beleben und auf diesem Weg zugleich die kolossalen militärischen Vorräte zu schaffen für den künftigen Krieg, dem die Juden mit vollem Bewußtsein zustreben.“ 

     Carl J. Burckhardt, der Danziger Völkerbundskommissar,  glaubte sicherlich dem Grafen Potocki, sonst hätte er diesen Text nicht in sein Buch aufgenommen.

    Sogar der ehemalige Reichskanzler Heinrich Brüning sah sich veranlaßt, gegen diese Hetze von Juden in den USA und England einzugreifen. Er warnte Jakob Landau vom internationalen jüdischen Zeitungsdienst, solche Hetze und Greuelpropaganda zu verbreiten: „Im Frühjahr 1933 habe man gesehen, wie Hitler unmittelbar reagierte, als der Berliner Korrespondent eines New Yorker Blattes an einem außergewöhnlichen ruhigen Abend gekabelt hatte, daß die Spree angefüllt sei mit treibenden Leichen von durch Nazis ermordeten Juden. Sofort hat Goebbels ‚spontane Ausschreitungen' der SA gegen jüdische Geschäfte entwickeln lassen; er drohte damals mit schärferen Maßnahmen falls sich solche Propagandaberichte wiederholten. ... 
Ich sagte Rabbi Baeck damals, wenn es den deutschen Juden nicht gelänge, ihre Glaubensgenossen im Ausland im Zaume zu halten, so würden sie besser daran tun, schon gleich zunächst die Kinder herauszubringen, dann ihre Kapitalien, wozu sie unter den damaligen Bedingungen Erlaubnis erhalten würden. ...

Rabbi Baeck, den ich immer besonders verehrt hatte, war sehr traurig. Als ich meine Bewunderung für Rabbi Baeck aussprach, wiederholte ich Herrn Landau, was ich schon einmal in London gesagt hatte: Rabbi Baeck sei der einzige ‚Christ' im Sinne der Bergpredigt, dem ich je begegnet sei. ... Landau erklärte, Rabbi Baeck sei schwach und habe keinen jüdischen Kampfeswillen. Ich warnte sehr vor diesem Kampfeswillen; er würde zu entsetzlichen Missetaten gegen die Juden seitens Hitler führen, der sich in einen Drohungsrausch hineinreden könne. ...  Herr Landau sagte, der Kampf der Juden müsse mit allen Mitteln gegen die Nazis auf der ganzen Welt fortgesetzt werden. Ich erwiderte ihm, daß ich in diesem Falle das größte Unglück für das Judentum in der ganzen Welt voraussehe.“ 

    Vor diesem Unglück schreckten die Zionisten nicht zurück. Chaim Weizmann,  1874 in Pinsk geboren, studierte auf Kosten des deutschen Volkes ab 1892 in Darmstadt an der Technischen Hochschule und ab 1894 an der Königlichen Technischen Hochschule in Berlin Chemie. 1904 erhielt er eine Professur an der Universität Manchester. Er wurde Präsident der Zionistischen Weltorganisation (WZO) und in dieser Eigenschaft erklärte er am 29. August 1939, schon sechs Tage vor den Briten, Deutschland den Krieg: „Ich wünsche in nachdrücklichster Form die Erklärung abzugeben, daß wir Juden an der Seite Großbritanniens stehen und für die Demokratie kämpfen werden. Aus diesem Grunde stellen wir uns in den kleinsten und größten Dingen unter die zusammenfassende Leitung der britischen Regierung. Die jüdische Vertretung ist bereit, in sofortige Abkommen einzutreten, um alle menschlich-jüdische Kraft, ihre Technik, ihre Hilfsmittel und all ihre Fähigkeiten  einzusetzen.“ 
  

    Und während des Krieges rühmte Weizmann die jüdischen Leistungen für diesen Krieg. In seiner Rede am 9. Mai 1942 vor der Extraordinary Zionist Conference in Biltmore Hotel  in New York City,  forderte er die Juden in Europa auf, als Partisanen und Saboteure tätig zu werden, was dann auch zu der Deportation der Juden, zu der Katastrophe der Juden führte, die ihnen Heinrich Brüning voraussagte: „Wir leugnen es nicht und haben keine Furcht, die Wahrheit zu bekennen, daß dieser Krieg unser Krieg ist und zur Befreiung des Judentums geführt wird. ... Stärker als alle Fronten zusammen ist unsere Front, die Front des Judentums. Wir geben diesem Krieg nicht nur unsere ganze finanzielle Unterstützung, auf der die gesamte Kriegsproduktion basiert, wir stellen diesem Krieg nicht nur unsere propagandistische Macht zur Verfügung, die die moralische Triebkraft zur Aufrechterhaltung dieses Krieges ist. Die Sicherung des Sieges baut sich hauptsächlich auf die Schwächung der gegnerischen Kräfte, auf die Zerschlagung in ihrem eigenen Land im Inneren ihrer Festung des Widerstandes auf.  Tausende in Europa lebende Juden sind der Hauptfaktor bei der Vernichtung unseres Feindes. Dort ist unsere Front eine Tatsache und die wertvollste Hilfe für den Sieg."  

    Am 15. April 1943 forderte Hitler von Admiral Horthy, strenger gegen jüdische Bürger vorzugehen. Denn „solange sie noch im Lande verblieben, seien sie potentielle Gerüchtemacher, Verbreiter von Defätismus, Saboteure, Agenten des Secret Service und Verbindungsleute zum Weltjudentum, das im Kampf gegen Deutschland stehe. 

Horthy: Aber ermorden oder sonstwie umbringen kann man sie wohl nicht. 

Hitler: Das ist auch nicht nötig. Aber genauso wie in der Slowakei müsse man sie in abgelegenen Konzentrationslagern isolieren, so daß sie den gesunden Volkskörper nicht mehr infizieren können, es sei aber auch möglich, sie in Bergwerken arbeiten zu lassen... (Seite 114) ... (Hier litt Hitler sicherlich an dem Trauma von 1917, wo kommunistische Juden nichts unterließen, die kaiserliche Regierung zu stürzen)  Die Juden hätten den Krieg begonnen; der internationale Jude sei der Feind; die gefährlichsten Bolschewisten, z. B. Stalins Propagandist Ilja Ehrenburg, seien Juden; Ehrenburg und die Juden um Roosevelt predigen die totale Vernichtung der germanischen Rasse. Die Bombenmassen auf deutsche Städte, die Ruinen und Brände, seien erst der Anfang. Eine Handvoll Bomber zerstörten die Ruhrtalsperren, die Wassermassen überfluteten die unterhalb schlafenden Menschen. Goebbels informierte Hitler, daß die feindliche Presse behauptet, der Plan stamme von Lindemann (dem Juden aus Mannheim)." 

    Thoratreue Juden in den USA bestätigten, daß die Hetze der Zionisten zur Deportation der Juden führte: „Woher nahmen die zionistischen Führer und der World Jewish Congress das Recht, für sich Vorteile zu fordern? Die weltweite Handelsblockade gegen Deutschland im Jahre 1933 und alle späteren Kriegserklärungen an Deutschland, veranlaßt von den zionistischen Führern und dem World Jewish Congress, erzürnte Hitler derartig, so daß er drohte, die Juden zu vernichten. Auf der Konferenz in Wannsee  im Januar 1942 wurde das Schicksal der Juden beschlossen und ihr Leiden begann. Die Zionisten weigerten sich auch, den Juden mit Lebensmitteln in Deutschland zu helfen und blockierten alle Anstrengungen in dieser Hinsicht. Ihr Motto war:  ‚Rak B'Dam’ (nur durch Blut werden wir das Land Palästina erhalten).“ 

Die Geschichte Polens

    Die Römer erwähnten um Christi Geburt, daß das Land zwischen Memel und Oder von germanischen Stämmen besiedelt war. Textquellen berichten über Goten, Vandalen, Lugier und Burgunder. Archäologische Spuren um etwa 100 vor Chr. verweisen auf die Braunswalde-Willenberg-Kultur (Widiwarier), eine zwischen Memel und Oder archäologische Kultur aus dem 1. bis zum 5. Jahrhundert. Vermutlich stellt diese Kultur den Ursprung der Goten dar. Letzte archäologische Reste, die dieser Kultur zuzuordnen sind, sind bis etwa 400 n.Chr. an der Weichselmündung nachgewiesen. Die Slawen lebten zu jener Zeit östlich von Bug, am Pripet. 

    Zwischen 200 und etwa 450 nach Chr. wurden die Ostgermanen von den Hunnen vertrieben und zogen ins heutige  Deutschland, Italien, Frankreich, Spanien und Algerien und vermischten sich mit den dort ansässigen Völkern. Gleichzeitig kamen im Schlepptau der Hunnen, Slawen und Awaren in das heutige Polen.

    Um 997 schloß Polen zum Schutz vor Angriffen der Hunnen ein enges politisch-militärisches Bündnis mit dem Heiligen Römischen Reich. Während des Staatsakts zu Gnesen im Jahr 1000 wurde die Übereinkunft vom polnischen Herrscher Bolesław I. und Kaiser Otto III. bestätigt. Mit der Krönung Bolesławs im Jahr 1025 wurde Polen in den Stand eines Königreiches erhoben. 

    Nach der Entvölkerung großer Teile Polens im Tatarensturm (1241) luden polnische Herrscher deutsche Bauern, Handwerker, Kaufleute, Künstler und Ordensleute ein, in Polen zu siedeln.

    1386 heiratete der litauische Großfürst Jagiełło die polnische Königin Jadwiga. Er, Władyslaw II. Jagiełło, nunmehr zugleich litauischer Großfürst und polnischer König, schuf den mächtigen Doppelstaat Polen-Litauen, der für die nächsten 300 Jahre die Geschicke Mittel- und Osteuropas entscheidend beeinflußte. 

    Im Winter 1409/10 versammelten sich in Brest-Litowsk König Jagiello mit Russen und Tataren mit Unterstützung auch der Hanse, die den Krieg bezahlte,  und beschlossen einen Krieg gegen die Kreuzritter, welche die Polen früher ins Land gegen die Prussen gerufen hatten, obwohl im Herbst 1409 ein Waffenstillstand geschlossen wurde. Die Magistrate vieler damals mehrheitlich deutschsprachiger Städte – beispielsweise Graudenz und Thorn – unterstützten den polnischen König im Kampf gegen den Deutschen Orden. 
  Am 9. Juli 1410 überfielen dann die Polen gemeinsam mit  den Litauern, Russen und Tataren  das „Deutsch-Ordensgebiet“ (Ostpreußen) und siegten in der Schlacht bei Grunwald (in der Nähe von Tannenberg). Am 25. Juli erreichten sie Marienburg. Es gelang ihnen aber nicht, diese Festung einzunehmen, aber die Macht der Kreuzritter war für immer gebrochen. 

    Im 15. Jahrhundert, nach der politischen Ausschaltung des Deutschen Ordens in Preußen, stieg das aus Polen und Litauen hervorgegangene Großreich zu einer führenden Kontinentalmacht auf und war lange Zeit der größte Staat Europas mit Einflusssphären von der Ostsee Schwarzen Meerbis zum  und von der Adria bis an die Tore Moskaus. Auf Betreiben des letzten polnischen Königs aus der Jagiellonen-Dynastie, Zygmunt August, ein Sproß aus dem schwedischen Königshaus Wasa, wurde die Personalunion zwischen Polen und Litauen in Lublin im Jahr 1569 in eine Realunion umgewandelt. Polen und Litauen bildeten seit 1569 die sogenannte Adelsrepublik und damit den ersten Staat Europas mit einem adelsrepublikanischen System und einer Gewaltenteilung.

    Diese Adelsrepublik durchlebte im 17. und 18. Jahrhundert eine Krise nach der anderen, die durch zahlreiche Kriege (mit Schweden, dem Osmanischen Reich, Rußland, Magnaten Brandenburg und Ungarn) und durch  fehlende sozial-politische Reformen und innere Unruhen gekennzeichnet war. Es kam zur Bildung einer Föderation von  (Warlords würde man sie heute nennen), zu Kosakenaufständen und dauerhaften Kämpfen mit den Krim-Tataren in den südöstlichen Wojewodschaften. Besonders die Wahl ausländischer Dynasten zu polnischen Königen (sie verfügten über keine Hausmacht in Polen und waren vom Wohlwollen der Magnaten abhängig) und auch die Zerstrittenheit des polnischen Adels (der Szlachta) schwächten den Staat beträchtlich. Mit der polnisch-sächsischen Personalunion 1696–1764 unter den Wettinern kamen viele Sachsen nach Warschau und Bamberger nach Posen. Auch die Ratifizierung einer Verfassung (1791) konnte den Niedergang der Adelsrepublik nicht stoppen. In den darauffolgenden drei Teilungen Polens 1772, 1793 und 1795 wurde Polens innere Schwäche von seinen Nachbarn Preußen, Österreich und Rußland ausgenutzt, was zur Auflösung des polnischen Staates führte.

    Der polnische König Stanislaw II. August Poniatowski (ein ehem. Liebhaber Katharina der Großen)  arrangierte sich mit den Teilungsmächten und erhielt  für den Thronverzicht ein reichliches Gehalt und ließ sich in Petersburg nieder. Die Abdankung erfolgte am 25. November 1795. Bei dieser Teilung, wie schmerzlich auch diese für die Polen war, wurde die Substanz des polnischen Volkes nie angegriffen.

    Auf Drängen des französischen Kaisers Napoleon entstand 1807, im Rahmen des Friedens von Tilsit, aus den preußisch. Erwerbungen der Zweiten und Dritten Teilung das Herzogtum Warschau als Vasallenstaat Frankreichs, dem es 1809 gelang, Teile Kleinpolens von Österreich zurückzuerobern. Aufgrund der Niederlagen der polnisch-französischen Allianz im Rußlandfeldzug von 1812 und in der Völkerschlacht bei Leipzig im Jahr 1813, wurde auf dem durch die Teilungsmächte dominierten Wiener Kongreß Polen erneut geteilt. Teile Großpolens fielen als Provinz Posen wieder an Preußen. Österreich bekam wieder seine Erwerbungen aus der ersten polnischen Teilung. Krakau wurde zum Stadtstaat, der Republik Krakau. Der Rest, das sogenannte Kongreßpolen, wurde als „Königreich Polen“ 1815 in Personalunion mit dem Zarenreich verbunden. Es war also formal bis auf den gemeinsamen Herrscher von Rußland unabhängig.

    So mußte übrigens auch laut Abkommen des  Wiener Kongresses Schweden  Finnland an Rußland abtreten. Dafür erhielten die Schweden zum Ausgleich Norwegen, ohne daß die Norweger darüber abstimmen durften. Das Herzogtum Lauenburg fiel an Dänemark. Solche Länderverschiebungen waren nichts Ungewöhnliches in der „Zeit der Kabinettspolitik“ und sie waren auch nicht  mit Vertreibungen verbunden.

    Mit den von Preußen und Rußland sowie auch von Österreich vorgenommenen Teilungen Polens und den napoleonischen Kriegen verschlechterte sich das Verhältnis zwischen Brandenburg-Preußen und Polen. Gleichwohl verband viele deutsche und polnische Intellektuelle eine innige Freundschaft, z. B. die zwischen Johann Wolfgang von Goethe und Adam Mickiewicz, sowie zwischen letzterem und Heinrich Heine. Auch viele, vor allem süddeutsche Liberale unterstützten im Vormärz den Freiheitskampf der Polen. 

    Bis 1830 genoß dieses polnische Staatswesen weitgehende Autonomie. Mit dem Aufstand von 1830, der von  den Russen  blutig niedergeschlagen wurde, wurde Kongreßpolen aufgelöst und mit Rußland als Gouvernement einverleibt. Die Polen flohen in  Scharen nach Deutschland und wurden dort liebevoll aufgenommen und betreut. Die Sympathien der Deutschen waren ganz bei den Polen (siehe die Polenbegeisterung bei den deutschen Dichtern Fontane, Freiligrath und Uhland und die Äußerungen bekannter Politiker auf dem Hambacher Fest, an dem auch Polen teilnahmen!). Auf diesem Fest sagte der Burschenschafter Siebenpfeiffer u. a.: „Hoch leben die Polen, der Deutschen Verbündete (im Freiheitskampf, denn die Deutschen waren auch nicht frei)!“

    Die Zeitung „Die Rheinpfalz“ vom 8. August 1981 erinnerte an „deutsche und polnische Tränen im Wein des Haardtgebirges“. Sie berichtete, wie sich Deutsche und Polen verbrüderten und eins wurden im Kampf um die Freiheit, wie sie zusammen polnische Lieder sangen und wie die Deutschen den ankommenden Polen zujauchzten und auf Polens Fortleben und Freiheit anstießen.

    Im Zuge des Ersten Weltkrieges wurde das Gebiet von Kongreßpolen von Deutschen erobert und das polnische Königreich  unter Prunk und Glanz wieder errichtet. Im Königsschloß in Warschau verkündete im Auftrag der beiden Majestäten, Wilhelm II. und Franz-Josef I., General der Infantrie von Beseler am 5. November 1916 die Wiedererrichtung des polnischen Königreiches. Er sagte: „Ich hoffe, daß die heutige Besetzung der polnischen Grenzen gegen Osten den Beginn einer Entwicklung darstellen wird, welche die alten Gegensätze zwischen Deutschen und Polen aus der Welt schafft und das vom russischen Joch befreite Land einer glücklicheren Zukunft entgegengeführt wird, in der es die Eigenart seines nationalen Lebens pflegen und entwickeln kann.“

    Die polnische Regierung bedankte sich mit folgenden Worten: „An diesem Tage, wo das polnische Volk erklärte, daß es frei sei und einen selbständigen Staat mit eigenem König und eigener Regierung erhalten wird, durchdringt die Brust eines jeden freiheitsliebenden Polen das Gefühl der Dankbarkeit gegen diejenigen, die es mit ihrem Blute befreit und zur Erneuerung eines selbständigen Lebens berufen haben. Daher senden wir den Ausdruck unserer Dankbarkeit und die Versicherung, daß das polnische Volk seinen Bundesgenossen die Treue zu bewahren imstande sein wird.“ 

    Marschall Józef Pilsudski bezeugte dies noch 1922. Er hat es seinen Landsleuten einmal im Zorn gesagt, „daß das neue Polen nicht aus eigener Kraft, sondern aus dem Blut im Kampf gefallener deutscher Soldaten erwachsen ist.“
 
    Hätten die kaiserlichen Truppen die Russen nicht besiegt, hätte es nie ein freies Polen gegeben. Prof. Max Kranz sah in seiner 1915 in München bei Lehmann erschienen Denkschrift „Neu-Polen“ für die deutsch-polnischen Beziehungen eine rosige Zukunft: „Der Verfasser kennt Land und Leute von Grund aus. Nicht der schönen Augen der Polen zuliebe, sondern um einen Zustand zu schaffen, der Deutschen und Polen für alle Zeiten ein friedliches Nebeneinander ermöglicht, tritt er für ein kleineres aber rein polnisches Reich ein, in dem die Polen völlig unter sich sind  und in dem ihnen die Möglichkeit geboten ist, sich völkisch, geistig und wirtschaftlich ganz nach eigenen Idealen ausleben zu können. Damit Polen und Deutschen, die jetzt zum Teil auf fremdem Boden wohnen, nicht ihre Sprache von dem herrschenden Volk genommen wird, verlangt der Verfasser eine möglichst völlige Umsiedlung der im Nachbarvolk wohnenden eigenen Volkssplitter. Deutschland zieht die ganze  deutschsprechende Bevölkerung germanischer Rasse aus Polen zurück und läßt dafür die Polen aus Posen-, Ost- und Westpreußen nach dem neuen Königreich Polen abwandern, das nur dann seine Selbständigkeit erhält, wenn es sich mit dieser Umsiedlung einverstanden erklärt. Die Güter hüben und drüben werden nach gleichen Grundsätzen abgeschätzt, und in wenigen Jahren ist friedlich alles umgesiedelt. Damit werden Polen und das Deutsche Reich fast reine Nationalstaaten, und alle völkischen Reibereien werden ausgeschaltet (glaubte er).“ 

    Zwischen Dänemark und Deutschland wurde nach dem Ersten Weltkrieg ein Abkommen (ohne Umsiedlung) zum Vorteil der beiden Völker getroffen. Ein Abkommen, das sogar Adolf Hitler respektierte und auch den Zweiten Weltkrieg überstand und heute noch Gültigkeit hat. Winston Churchill hat nach dem Krieg den Dänen Schleswig-Holstein angeboten, aber die dänische Regierung lehnte dieses Angebot klugerweise ab; sie wollten sich die dann wieder zu erwartenden Volkstumskämpfe ersparen.

    Auf der Tagung des Holländ.-Skandinavischen Komitees mit der Delegation der „Mehrheitssozialdemokratische Partei Deutschlands“  am 11. Juni 1917 in Stockholm (Anwesend: Troelstra, Albarda, van Kol, Stauning, Nina Bang, Vidnes, Ebert, Bauer, Sassenbach, Legien, Scheidemann, Müller, David, Fischer und Molkenbuhr) sagte der Däne Thorwald Stauning (später Ministerpräsident) in Bezug auf Elsaß-Lothringen, das ohne Abstimmung wieder Frankreich angegliedert werden soll: „Eine Lösung muß kommen. Finde es doch unmöglich, daß die deutschen Genossen ein Land herausgeben sollen, weil die Regierung des anderes Landes (Frankreich) es wünscht. Etwas ganz anderes, wenn die Bevölkerung es selbst wünscht..“ 
    Marschall Józef Pilsudski, der als junger Mann fünf Jahre in sibirischer Verbannung verbringen mußte, der den größten Teil seines Lebens im aktiven Kampfe für die Freiheit seines Volkes in der Frontrichtung gegen Rußland gestanden hatte, nahm als General einer polnischen Legion auf deutscher Seite am Krieg gegen Rußland teil. Auch der spätere Außenminister Józef Beck, der in Wien bei Kriegsausbruch an der Wiener Handelshochschule studierte, brach seine Studien ab, eilte sofort zu den Waffen und kämpfte als Freiwilliger auf österreichischer Seite; so auch der spätere Führer des polnischen Aufstandes 1944, General Graf Bor-Komorowski. Pilsudski schwenkte aber, als er merkte, daß der Krieg für Deutschland verloren war, mit dem in Österreich ausgebildeten General Józef  Haller auf die westalliierte Seite ein, da er sich im Verbund mit den Westalliierten (vor allem mit den Franzosen) ein Großpolen wie zur Zeit der Jagiellonen versprach. Als seine Pläne bekannt wurden und er seinen Soldaten verbat, einen Eid auf den deutschen Kaiser zu leisten, sah sich die Reichsregierung im Sommer 1917 gezwungen, Pilsudski als Kriegsgefangenen in Gewahrsam zu nehmen. Auf der Festung Magdeburg wurde er als Offizier mit allen Ehren inhaftiert, wie das auf deutscher Seite üblich war.

    General Haller kämpfte auch im Zweiten Weltkrieg  unter der Exil-Regierung General  Wladyslaw Sikorskis, der auch im Ersten Weltkrieg auf deutscher Seite kämpfte, gegen Deutschland.     
    Die Doppelzüngigkeit Pilsudskis zeigte sich eigentlich schon bei einem Treffen in Paris 1914. Er erwartete, daß im zu erwartenden Krieg, wovon er schon ausgegangen ist, Polen die Unabhängigkeit erreichen könnte, wenn Rußland von Deutschland und Österreich besiegt, Deutschland und Österreich anschließend von Frankreich, England und USA geschlagen werde (be beaten). Roman Dmowski, der Leiter einer anderen national-chauvinistischen Fraktion, glaubte, daß Polen die Unabhängigkeit erreichen werde, wenn sie sich gleich der Triple Entente gegen die Trippel-Alliance anschließt.
 
    Außerdem ließ Pilsudski während des Krieges die Westalliierten wissen, daß seine Legion, welche von Deutschen ausgerüstet wurde, nur gegen Rußland, aber nie gegen Frankreich und England kämpfen werde.

    Statt sich mit den Deutschen nach dem Ersten Weltkriege zu arrangieren, echt zu versöhnen, zum Beispiel auf den Vorschlag von Professor M. Kranz einzugehen, Lösungen zu ergreifen wie zwischen Deutschland und Dänemark geschehen, suchten diese polnischen Chauvinisten die Bindung an Frankreichs Imperialisten. Die Folge war ein fortwährend gespanntes, feindlich deutsch-polnisches Verhältnis. Polen galt überall in der Welt neben der Tschechoslowakei als der getreueste Vasall aller Kreuz- und Querzüge der französischen Politik. Mochte es sich um den Ausbau des Systems französischer Militärbündnisse in Europa handeln, mochte es um die Probleme der Abrüstung vor dem Forum des Genfer Völkerbundes gehen oder mochten auch Fragen zweiten und dritten Ranges auf der internationalen Tagesordnung stehen, immer schien die Warschauer Politik nur das getreue Echo der Töne zu sein, die von Paris in die Welt hinaus klangen.

    Der US-Delegierte in Versailles und „Ambassador at large“, William Bullitt, der Deutschland alles andere als wohl gesinnt war, äußerte in einem Brief an Präsident Wilson sein Mißfallen über den Vertrag von Versailles: „Das einzige Interesse, das Frankreich an Polen hat, ist Deutschland zu schwächen, indem es Polen ein Territorium anbietet, auf das Polen kein Recht hat.“ 

    Die Geschichte wiederholt sich. Heute vertiefen die Polen ihre Beziehungen zu den landfremden Vereinigten Staaten von Amerika. „Strategischer Partner der USA möchte die Regierung Kaczynskys sein, ohne die NATO und die EU.“
  

    Unter Aufsicht alliierter Kommissare fand am 20. März 1921  schließlich die von der deutschen Reichsregierung immer wieder geforderte Volksabstimmung in Oberschlesien statt. An die 170 000 Polen trafen sogar in Sonderzügen aus dem Reichsinneren ein, um an der Wahl teilnehmen zu können. Die polnische Regierung setzte  Rechtsanwalt Wojciech Korfanty  als „Abstimmungskommissar“ ein. Dieser war ein Chauvinist, der selbst aus Oberschlesien stammte und früher als Abgeordneter im Deutschen Reichstag und Preußischen Landtag die Interessen der polnischen Minderheiten wahrnehmen konnte. Bei einer Beteiligung von 98 % der Bevölkerung stimmten 61 Prozent  für den Verbleib bei Deutschland, 39 Prozent für Polen.

     Korfanty, der nach der Wiederstellung des polnischen Staates alle Volksabstimmungen bekämpfte, rief, als das Wahlergebnis bekannt wurde, zum Aufstand in Oberschlesien auf. Dazu erhielt er die Hilfe polnischer Freiwilliger und Soldaten und die der französischen Besatzungstruppen unter Leitung von General Maxime Weygand. Die militärische Leitung lag bei Oberst Graf Mielzynski (Nowina Doliwa). Ziel war das Erreichen der Korfanty-Linie, die Trennung Ober- von Niederschlesien:

    Nach der Einnahme Oberschlesiens „begann eine entsetzliche Schreckensherrschaft. Die Mordtaten vervielfachten sich. Die Deutschen wurden gemartert, verstümmelt, zu Tode gepeinigt, ihre Leichen geschändet, Dörfer und Schlösser wurden ausgeraubt. Die im Bild in der offiziellen Veröffentlichung der deutschen Reichsregierung 1921 festgehaltene Vorfälle überschreiten an Grausamkeit die schlimmsten Vorgänge, die man sich vorstellen kann.“ 

    Korfanty setzte die Trennung Oberschlesiens von Deutschland durch. Auch der Völkerbund ignorierte das für die Deutschen günstige Abstimmungsergebnis und akzeptierte die gewaltsame Einverleibung Oberschlesiens mit Polen.

    In seinem Abschiedsgruß an die Oberschlesier am 17. Juni 1922 verwies der sozialdemokratische Reichspräsident Friedrich Ebert, also kein Nationalist, an das traurige Schicksal der Schlesier: „Der Trauertag ist angebrochen, den zu vermeiden, wir drei Jahre gekämpft haben. Ein Teil Oberschlesiens wird heute einem fremden Staatsverband einverleibt; ein Teil eines Landes, dessen Unzertrennbarkeit so oft von Staatsmännern und Sachverständigen aller Länder, am meisten aber von den Oberschlesiern selbst, betont wurde. Ein kostbares Stück deutscher Erde, das in jahrhundertslanger Arbeit durch deutschen Fleiß und deutsche Tüchtigkeit zur höchsten wirtschaftlichen Blüte gebracht ist, wird dadurch vom Mutterland losgerissen. Nach den ersten Friedensbedingungen sollte ganz Oberschlesien kurzerhand Polen zugesprochen werden. Eine der wenigen Änderungen, die im Versailler Vertrag durchgesetzt werden konnten, war das Zugeständnis der Abstimmung der Oberschlesier. Wir wissen, unter wie vielen Hemmungen und Bedrohungen, ja, wie selbst unter Gefahr für Leib und Leben die deutsche Bevölkerung an vielen Orten abstimmen mußte. Trotzdem und trotz der wenig verlockenden Lage Deutschlands hat sich die große Mehrheit für das alte Vaterland ausgesprochen. Nunmehr aber hieß es plötzlich, daß Oberschlesien teilbar sei. Vergeblich sind unsere Bemühungen gewesen, die Widersacher zu überzeugen, daß nicht nur die Verpflichtungen des Versailler Vertrages, sondern auch das Gebot der wirtschaftlichen Vernunft die Einheit fordern. Der Genfer Spruch hat diesen blühenden lebenden Organismus zerschnitten. Gegen diesen Schritt haben wir für alle Zeiten gültige Verwahrung eingelegt. Oberschlesier, die ihr heute von uns scheiden müßt! Euch rufen wir die letzten Abschiedsgrüße zu. Habt Dank für Eure Treue! Die Gefühle, mit denen Ihr diesen Tag erlebt, teilt mit Euch das deutsche Volk. Wir haben uns bemüht, durch das Abkommen mit Polen Euch und ganz Oberschlesien nach Möglichkeit zu helfen. Auf klarer Rechtsgrundlage soll vor allem das Gut erhalten werden, an dem Ihr hängt, wie wir: die deutsche Kulturgemeinschaft, die deutsche Sprache und das deutsche Heimatgefühl.
Oberschlesier, in der Schicksalsstunde, die Euer Heimatland zerreißt und Bruder von Bruder trennt, reicht Euch das ganze deutsche Volk die Hand!“
    Weniger patriotisch war der sozial-demokratische, preuß. Ministerpräsident Otto Braun. Bei der Grundsteinlegung der Handelshochschule in Königsberg am 24. November 1930 sagte er: „Ich bestreite nicht das Interesse Polens an einem Ausgang zum Meere. Aber wie er dem neuen tschechischen Staat durch Elbe und Hamburg gesichert wurde, könnte er Polen auch durch Weichsel und Danzig eröffnet werden, ohne daß Ostpreußen vom Mutterland losgerissen, Hunderttausende deutsche Volksgenossen ohne Befragung unter fremder Staatshoheit gepreßt, wo sie jetzt schlimmstem Terror ausgesetzt sind oder gar aus ihrer Heimat verdrängt wurden.
Gegen dieses Unrecht werden wir immer protestieren. Die gewaltsam durchgeführte, willkürliche, ungerechte neue Grenzziehung werden wir niemals als berechtigt anerkennen. Sie wird immer einen Stachel im deutschen Volkskörper bilden und einer wahren Befriedung Europas hindernd im Wege stehen.“ 

    Die Polen, die nun wider Präsident Wilsons Vorschlag (Grenzziehung nach dem Nationalitätenprinzip) einen Vielvölkerstaat erhalten haben, wünschten ein völkisch homogenes, ein rassisch reines Großpolen. Sie haben nicht nur die Deutschen vertrieben und führten nicht nur Krieg gegen die Deutschen, sondern auch gegen die Litauer, Weißrussen und Ukrainer. Ein Polen „Intermarium“ erstrebten diese Chauvinisten. Die Nordgrenze war die Ostsee und die südliche das Schwarze Meer. Ein Reich, das von Berlin nach Borodino (Fluß bei Moskau) reicht.

    Nachdem General Pilsudski am 14. November 1918 den Regentschaftsrat gestürzt hatte  und sich zum Diktator küren ließ, begann er sofort seine Pläne eines Großpolens zu verwirklichen. Er überfiel Litauen, besetzte die Haupstadt Wilna, die bis 1939 von Polen besetzt blieb. Er hat sich die schwierige Lage der durch Krieg und Revolution geschwächte Sowjetunion zunutze gemacht und überschritt die den Polen von den Westmächten  zugebilligte und ethnisch begründete Grenze und marschierte am 23. November 1918 in Lemberg und am 7. Mai 1920 in Kiew ein.
    Nachdem die Rote Armee sich wieder einigermaßen regeneriert hatte, trieb sie das polnische  Heer  bis an die Weichsel zurück, was am 18. März 1921 zum Friedensvertrag von Riga führte. Polen konnte die Westukraine mit Galizien und Wolhynien behalten. Die neue Grenze verlief rd. 150 Kilometer östlich der von den Alliierten vorgesehene Curzon-Linie. 
 In diesem eroberten Gebiet  lebten nach der Volkszählung vom Jahre 1931 11 Millionen, davon nur 205.000 Polen. 
 

    Unterstützt in seinen Plänen wurde der General auch vom polnischen Klerus. Der Posener Domherr Prondzynski predigte am 27. Dezember 1921: „Noch ist unsere Aufgabe nicht erfüllt. Das Innere ist zu festigen, Wilna, Lemberg sind noch sicherzustellen. Danzig müssen wir uns durch Einflüsse bemächtigen.“

    Um diese eroberten Gebiete besiedeln zu können, haben Polen die Ukrainer und Weißrussen vertrieben und ihre Dörfer niedergebrannt. Der „Manchester Guardian“ schrieb: „Der polnische Terror in der Ukraine ist heute schlimmer als alles andere in Europa. Aus der Ukraine ist ein Land der Verzweiflung und Zerstörung geworden. Was um so schlimmer ist, als die Rechte der Ukrainer völkerrechtlich gewährleistet sind, während der Völkerbund allen Appellen und Darlegungen gegenüber taub ist und die übrige Welt nichts wissen will und sich darum nicht kümmert.“ 
  

    Darüber erboste sich sogar Willy Brandt (Aber nicht über die brutale Vertreibung der Deutschen, wie seinerzeit Friedrich Ebert und Otto Braun): „Die Methoden, ukrainische Dörfer niederzubrennen, war nicht weniger empörend als die Vernichtung von Lidice.“ 

    Erst später, als er Kanzlerkandidat war und die Vertriebenen zur seiner Wahl brauchte, bekannte er sich auf  einem Deutschlandtreffen der Schlesier zu den alten deutschen Grenzen: „Verzicht ist Verrat! Breslau, Oppeln, Gleiwitz, Glogau, Grünberg, das sind nicht nur Namen, das sind lebendige Erinnerungen, die in den Seelen von Generationen verwurzelt sind und unaufhörlich an unser Gewissen klopfen. 100 Jahre SPD heißt vor allem 100 Jahre Kampf um das Selbstbestimmungsrecht der Völker. Das Recht auf Heimat kann man nicht für ein Linsengericht verhökern. Niemals darf hinter dem Rücken der Heimatvertriebenen und geflüchteten Landsleuten Schindluder getrieben werden. Der Wiedervereinigung gilt unsere ganze Leidenschaft. Wer an diesem Feuer sein kleines Parteisüppchen zu kochen versucht (was er machte), kann vor dem großen Maßstab der Geschichte nicht bestehen.“ 
  

    Sein Vorvorgänger Kurt Schumacher, der in Dachau einsaß und aus Westpreußen stammte, gab am 4. März 1951 auf einer Großkundgebung der SPS in West-Berlin seine Sicht zur Oder-Neiße-Grenze der Welt kund: „Die deutsche Sozialdemokratie hat 1945 als erster Faktor Deutschland und der Welt erklärt: Die Oder-Neiße-Linie ist unannehmbar als Grenze. Ich erkläre weiter: Keine deutsche Regierung und keine deutsche Partei kann bestehen, welche die Oder-Neiße-Linie anerkennen will. Wir lehnen es ab, uns in die Politik des Nationalverrats und des Verrats der Menschheitsideen durch die Kommunisten, durch die pseudo-bürgerlichen Satelliten in der Zone und durch die Sowjets verstricken zu lassen. … Schumacher hielt an der ‚gefaßten Entscheidung' fest: Erst die volle Souveränität und dann Europa." 

    Später schloß sich Kanzler Konrad Adenauer dem Sozialdemokraten Kurt Schumacher an, wahrscheinlich weil er die Vertriebenen als Wähler nicht verlieren wollte. Er sagte am 20. Oktober vor dem Bundestag:  „Das deutsche Volk wird niemals die Oder-Neiße-Linie als Grenze anerkennen.“

    Den Westalliierten ließ Marschall Pilsudski wissen, daß er immer noch auf die polnisch-russische Grenze von 1772 Anspruch erhebe, er also geneigt sei, den Friedensvertrag von Riga bei gegebener Gelegenheit zu brechen.  

    So dachte er auch über die deutsch-polnische Grenze. Der ehemalige Reichskanzler Joseph Wirth (Centrum) sagte vor dem Nürnberger Rache- und Foltertribunal am 8. März 1948:

„In den ersten Jahren nach dem Ersten Weltkrieg hat Polen wiederholt versucht, Teile des Reichsgebiets von Deutschland mit Gewalt abzutrennen. Wir hätten den Wunsch gehabt, uns mit den Polen zu verständigen. Das polnische Volk ging aber dazu über, sich mit dem deutschen Volk zu verfeinden. “

    Dies bestätigte der damalige Reichswehrminister Dr. Otto Geßler (DDP). Im Reichstag sagte er am 27. März 1920: „Ich sehe  ... wie Ostpreußen als lachender Siegespreis vor den Polen liegt, und daß Polen die erste Gelegenheit benutzen werde, sich Ostpreußen einzuverleiben."

    Laut Ex-Kanzler Heinrich Brüning, so in einem Brief an Rudolf Pechel, den Hg. der Dt. Rundschau, informierte im Herbst 1931 die Sowjetunion die Reichsregierung, daß das polnische  Militär  die Armee mobilisierte, um bei gegebener Gelegenheit ganz Schlesien zu besetzen. Nachdem Marschall Pilsudski 1932 Józef Beck die Leitung der Außenpolitik anvertraute, schlug dieser sofort nach der Machtübernahme Adolf Hitlers den Franzosen einen sofortigen Angriff auf Deutschland vor.

    Einseitig kündigte schon am 28. Juni 1919 der polnische Außenminister auf einer Genfer Vollversammlung die Schutzverträge über Minderheiten, um ein rassisch reines Polen zu errichten. Die Deutschen, wie auch die Litauer, Weißrussen und Ukrainer waren somit  geächtet, vogelfrei!

    Die poln. Regierung hat sich  an die feierlich in  Versailles eingegangenen Verpflichtungen  gegenüber Minderheiten, wie übrigens auch die tschechische, nie gehalten. Der Brite R. G. D Walmsley verurteilte diese Politik der ethnischen Säuberungen: „Das polnische Endziel ist, die Deutschen hinter die Oder zu treiben und Ostpreußen zu verschlucken. Bis zur Erreichung werden zwei Maßnahmen verfolgt – Entdeutschung und Polonisierung – Bestechungen, Einschüchterungen, weitgehende Enteignungen und Durchdringungsmethoden, alles wird voll ausgenutzt. Seit 1919 waren bereits 80 000 Deutsche gezwungen Posen und Westpreußen zu verlassen.“ 

    Auch der Hitlergegner Hermann Rauschning berichtete in seinem 1930 veröffentlichten Buch „Die Entdeutschung Westpreußens und Posens (ethnographische Säuberung heißt es heute) – Zehn Jahre polnische Politik“ über die furchtbare Vertreibung der Deutschen.

        Ulrich Rauscher, ein enger Vertrauter Friedrich Eberts, Pressechef unter SPD-Reichskanzler Scheidemann, der auch an der Novemberrevolution mitgewirkt hat, wurde zum ersten deutschen Botschafter in Polen ernannt. Er trat 1922 mit guten Vorsätzen seinen Botschafterposten an. Nach acht Jahren war er am Ende und bat um seine Ablösung. Er sei verbraucht, ließ er Außenminister Curtius wissen. „Vulgär gesagt, ich kann nach all den Kämpfen, Intrigen und Ernüchterungen keinen Polen mehr sehen.“  

    Als die Abstimmung in den Masuren zum Nachteil Polens ausging, sagte Ministerpräsident Wladyslaw  Grabski (1923): „Das polnische Volk kann das Ergebnis der Volksabstimmung in Masuren nicht als letztes Urteil der Geschichte anerkennen. Der Bestand Polens wird erst dann dauerhaft gesichert sein, wenn wir in einem unvermeidlichen Kampf mit Deutschland siegen.“
    Grabski, der 1923 und 1925 Ministerpräsident war, sagte in Posen: „Es gibt eine Liebe für Volksgenossen und eine andere für Fremdstämmige. Ihr Prozentsatz bei uns ist entschieden zu hoch. Posen kann einen Weg weisen, in welcher Weise der Prozentsatz  von 14 oder gar von 20 auf 1,5 % gebracht werden kann. Das fremde Element wird sich umsehen müssen, ob es sich anderswo nicht besser befindet. Das polnische Land ist ausschließlich für Polen da!“ 

    Am 13. Juni  1926 schrieb die Gazeta Gdanska: „Die sichersten Panzer Pommerellens sind die Millionen polnischer Ansiedler. Alles Land, das noch im Besitz der Deutschen ist, muß den deutschen Händen entrissen werden.“ 

    In Posen und in den von Deutschen mehrheitlich bewohnten deutschen Städten haben Polen gleich nach dem Waffenstillstand begonnen, diese Gebiete ethnisch zu säubern. Tausende von Deutschen mußten flüchten, um ihr Leben zu retten. Viele wurden in Konzentrationslagern wie Szczypiorno und Stralkowo verbracht. Nach 1926 kamen Bereza Kartuska und Brest-Litowsk und 1939 noch Chodzen hinzu. Ungezählte Deutsche wurden in Konzentrationslagern gefoltert und ermordet.

    Der Völkerbund, eine Institution der ehem. Feindmächte, hat die deutschen Petitionen in Bezug auf die deutsche Minderheit in Polen immer wieder verschleppt, obwohl der Internationale Gerichtshof in den Haag in seinem Gutachten vom 10. September 1923 die Behandlung der Minderheiten in Polen „als nicht im Einklang mit den internationalen Verpflichtungen der polnischen Regierung stehend“ bezeichnete.

        Am 10. April 1923 verkündete der damalige Ministerpräsident General Wladyslaw Sikorski, der im Ersten Weltkrieg für seinen Freiheitskampf von den Deutschen auch noch reichlich unterstützt wurde, als Regierungsprogramm „die Liquidation deutscher Güter und die Entdeutschung westlicher Provinzen“: „Es liegt im unmittelbaren Interesse der Minderheit, daß die Entdeutschung der westlichen Woiwoidschaften in einem möglichst kurzen und raschen Tempo vollführt wird. ... Der Starke hat immer das Recht  und der Schwache wird als besiegt angesehen und man schiebt ihn auf den zweiten Plan. Ich stelle fest, daß am Vortage der Liquidation deutscher Güter, die der Herr Staatspräsident erwähnte, unsere bisherige Nachgiebigkeit und unser Schwanken einer radikalen Änderung unterliegen müssen. ... Die Ausweisung von 160.000 Optanten (Deutsche, die in Polen bleiben wollten) wird das polnische Element in Posen und Pomerellen stärken...“ 

Hier sieht man, daß auch Sikorski, der von Churchill ermordet wurde (Hochhuth)
 dem Sozial-Darwinismus der damaligen Zeit verfallen war. Auch die Deutschen, die sogar  für einen Verbleib bei Polen waren (optierten), wurden  ausgewiesen.

    Der Kurier Poznanski vom 5. April 1926 philosophierte in aller Öffentlichkeit über die Großmachtwünsche der Polen: „Es hängt viel von Rußland ab. Doch können wir uns mit Rußland leicht verständigen und Rußlands Expansionsgelüste auf Delhi und Kalkutta lenken, während wir selbst unseren Marsch auf Stettin und Königsberg richten. Die natürliche Grenze Polens ist im Westen die Oder, im Osten die Düna. … Darum lautet unsere Parole: Von Stettin bis Riga! Fürs erste wollen wir Rußland nicht reizen, weil es Riga für immer nicht aufgeben möchte. Es wird uns auch so später gehören. Unsere jetzige Parole lautet: Von Stettin bis Polangen. Deutschland ist machtlos. England wird mit Rußland zu tun haben, und wir werden mit Hilfe Frankreichs freie Hand gegen Deutschland haben.“
    Schon 1923 forderte die  Zeitung „Dzien Polski“: „Die Besitzergreifung des Memellandes sei die Probeaktion auf die einmal unabwendbar kommende Besitzergreifung Ostpreußens durch Polen.“ 

    Und die „Gazeta Gdansk“ stellte am 9. Okt. 1925 die Forderung: „Polen muß darauf bestehen, daß es ohne Königsberg, ohne ganz Ostpreußen nicht existieren kann. Wir müssen jetzt in Locarno fordern, daß ganz Ostpreußen liquidiert wird. Es kann eine Autonomie unter polnischer Oberhohheit erhalten. Dann wird es ja keinen Korridor mehr brauchen. Sollte dies nicht auf friedlichem Wege geschehen, dann gibt es wieder ein zweites Tannenberg (einen Krieg), und alle Länder kehren dann sicher in den Schoß des geliebten Vaterlandes zurück.“

    Der britische Publizist Gordon Bolitho schrieb 1934 in „The Other Germany“: „Als dieser Streifen Land (Korridor) Polen zugesprochen wurde, berücksichtigte man nicht, daß Deutsche schon zu Ende des 13. Jahrhunderts dort zu siedeln begannen. Diese Besiedlung war die Grundlage für eine deutsche Kultur, die bis 1919 bestand. Eine Kultur, die Polen ständig dadurch untergraben hat, daß es jedes Versprechen brach, das es gegeben hatte, als die Alliierten beschlossen haben, Polen den Korridor als Zugang zum Meer zu geben. Wenn man heute sieht, wie sich das Land nach der Übergabe am 25. November 1919 verändert hat, dann kann man sich leicht vorstellen, wie es dort aussah, als Preußen das Land am 5. August 1772 übernahm. Damals herrschten dort barbarische Zustände, in denen Armut und Knechtschaft (durch die Schlachta, polnischer Hochadel) an der Tagesordnung waren.“   
    Ganz anders wurden die Polen unter preußischer Herrschaft behandelt. Darüber schrieb Sebastian Haffner, ein Gegner Hitlers, der wohl völlig unverdächtig ist, ein deutscher Nationalist zu sein, in seinem Buch „Preußen ohne Legende“ auf den Seiten 126 – 129: „Die preußischen Gebiete haben (vor der Teilung Polens) in enger Verbundenheit mit Polen gelebt. Die Entwicklung Preußens nach Osten statt nach Westen sei keineswegs unnatürlich gewesen. Und Polen, die  in ihrer Glanzzeit auch ihrerseits nicht gezögert hatten, sich litauische, weißrussische, ukrainische und auch deutsch besiedelte Gebiete (Westpreußen!) einzuverleiben, waren kaum verwundert, daß die ‚polnisch-preußische Koppelung bei veränderten Machtverhältnissen  ebenso gut unter Preußischen Vorzeichen weitergehen könne.’ – Alle Schriftsteller stimmen darüber überein, daß die polnischen Kleinbürger den Wechsel der staatlichen Oberhoheit keineswegs als Nachteil, die Bauern sogar als Vorteil, als Befreiung empfunden haben. Es gab damals keine ‚Germanisierung’ oder ‚Eindeutschung’ polnischer Bürger, erst recht dachte niemals an Vertreibung. Wer die Vergangenheit mit den Maßstäben der Gegenwart mißt, zeigt seinen Mangel an historischen Verständnis.“

    Um zu beweisen, daß die Deutschen die Polen schon immer ausrotten wollten, zitierte Thomas Urban in der Süddeutschen Zeitung (Neuer Drang nach Osten - 23./24.8.2003, S. 12) einen Brief von Fürst Otto von Bismarck an seine Schwester Alwine: „Haut doch die Polen, daß sie am Leben verzagen. Wir können, wenn wir bestehen wollen, nichts anderes tun, als sie auszurotten.“

    Ich habe mir dann vorgenommen, den ganzen Briefwechsel Bismarcks in der Sammlung „Windelband und Frauendienst“ durchzulesen, ohne dieses Zitat zu finden. Dies teilte ich der Süddeutschen Zeitung mit und auch Herrn Urban, und er war so mutig in einem Brief vom 6. Januar 20006 mir mitzuteilen: „Besonders dankbar bin ich für die Anmerkungen zu den von mir verwendeten Bismarck- und Hitler-Zitaten. Ich habe diese Zitate aus der Sekundärliteratur – und Ihre Ausführungen haben mich durchaus überzeugt.“

    Die Süddeutsche Zeitung veröffentlichte meinen Leserbrief nicht. So ist den Lesern der Süddeutschen nun bewußt geworden, daß schon Bismarck die Polen ausrotten wollte. 

    Ende der 60-iger Jahre besuchte ich Domdekan R. P. Feliks Adamski in Gorzow-Wlkp, früher Landsberg an der Warthe. Der Dekan erzählte mir, daß er während des Ersten Weltkrieges sich im Priesterseminar im neutralen Holland befand und dorthin eine Einberufung zum Kriegsdienst erhielt, der er Folge leistete. Ein Pole, der sich unterdrückt fühlte, dazu noch ein katholischer Seminarist, hätte doch nie einer Einberufung Folge geleistet, wenn er die Deutschen als Feinde betrachtet hätte. In Schweden habe ich auch einen Polen kennengelernt (der Name ist mir leider entfallen), dessen Großvater vom Kaiser Wilhelm II. geadelt wurde.

    Damals verurteilte sogar noch die britische Presse die polnischen Schikanen an den  verschiedenen Minderheiten: „Die Minderheiten in Polen sollen verschwinden. Die polnische Politik ist es, die dafür sorgt, daß sie nicht nur auf dem Papier verschwinden. Diese Politik wird rücksichtslos durchgeführt und ohne geringste Achtung der öffentlichen Meinung der Welt und ohne Rücksicht auf internationale, völkerrechtliche Verträge oder auf den Völkerbund. Die Ukraine ist unter den polnischen Herrschern zur Hölle geworden. Von Weißrußland kann man dasselbe mit noch größerem Recht sagen. Das Ziel der polnischen Politik ist das Verschwinden der nationalen Minderheiten, auf dem Papier und in Wirklichkeit.“ 

        Die „Münchner Neuesten Nachrichten“ teilte ihren Lesern mit, dies wohlgemerkt,  noch vor der Machtübernahme Hitlers: „Kaum ein Staat verfolgt mit solcher Unerbittlichkeit jede kulturelle Lebensäußerung, jede wirtschaftliche oder politische Position der Minderheitsvölker. Deutlich zeigen die erst in jüngster Zeit wiederum von Polen unternommenen Vorstöße gegen die Minderheitsverstöße die Richtung der polnischen Politik an: Vollständige Vernichtung des Deutschtums.“ 

    Im Oberhaus wurden am 15. Juni 1932 die dauernden Verletzungen der Minderheitenrechte scharf verurteilt. Lord Cecil bezeichnete damals den polnischen Terror als „das Gewissen der Menschheit erschütternd“.

    Der US-Publizist Harold Callender bestätigte nach einer Studienreise in den von den Polen geraubten Gebieten, daß seit dem Friedensvertrag 1919 über „eine  Million Deutsche aus Polen vertrieben wurden (ethnische Säuberung).“  
  

    Die Bedingungen für die Deutschen in Polen waren furchtbar schlecht. Laut eines Telegramms an die amerikanische Botschaft vom 6. April 1939 wurden „alleine zwischen 1919 und 1926 rund 990 000 Deutsche aus Polen vertrieben.“ 

    In den deutschen Provinzen Posen und Westpreußen lebten bis 1920  1 200 000 Deutsche. Nach zehnjähriger Herrschaft der Polen sank diese Zahl auf 350 000. Gleich zu Beginn der Polenherrschaft errichteten die neuen Machthaber in Szczypiorno und Stalkowo für sg. Staatsfeinde, Deutsche, die keine Polen werden wollten, Konzentrationslager. Die meisten deutschen Schulen wurden geschlossen und der Grundbesitz der Deutschen enteignet. Siehe dazu auch den Artikel von A. Gizewaki in der Frankfurter Allgemeinen vom 2. Februar 2001! Deutsche Schulen wurden schon während der ganzen Vorkriegszeit geschlossen. Der Deutsche Generalkonsul in Posen berichtet an das Auswärtige Amt: Bericht Nr. 398, Posen, den 12. Juli 1939:

„Mit dem Ende dieses Schuljahres sind folgende deutsche Volksschulen geschlossen worden: 

1. Karmin, Kreis Jarotschin, 53 Schüler,
2. Strzalkowo, Kreis Wreschen, 45 Schüler,
3. Zatom Novvy (Neuzattum), Kreis Birnbaum, 22 Schüler,
4. Mechnacz, Kreis Birnbaum, 19 Schüler,
5. Strzyzewo-Smykowe (Striesen), Kreis Gnesen, 32 Schüler,
6. Zdziechowa (Zechau), Kreis Gnesen, 43 Schüler,
7. Grebocin (Gramtschen), Kreis Thorn, 46 Kinder,
8. Czempin, Kreis Kosten, 22 Kinder,
9. Daleszynek, Kreis Birnbaum, 19 Schüler,
10. Gnesen, 209 Schüler,
11. Wollstein, 81 Schüler,
12. Miedzychod (Birnbaum), 102 Schüler,
13. Gniew (Mewe), Kreis Dirschau, 48 Kinder. Walther.“  

    Am 20. April 1929 forderte die einflußreiche polnische Zeitung „Illustrowany Kurjer Codzienny“ das polnische Militär auf, alle Deutschen aus Polen zu vertreiben. Wie das vor sich gehen soll, teilte uns im April 1929 die   polnische Zeitschrift „Mocarstwowiec“, das Blatt der „Liga für Großmacht“, in seiner Ausgabe Nr. 3 mit: „Im Krieg mit den Deutschen wird es keine Gefangenen geben und keinen Raum für menschliche Gefühle. Da werden wir die Welt staunen machen durch die ungewöhnliche, das menschliche Maß übersteigenden blutigen Opfer, mit denen wir die Schmach der Kränkungen abwaschen, die wir von den Deutschen erfahren haben. Wir müssen in die polnische Armee den Geist eines unversöhnlichen, bis zur Grausamkeit gesteigerten Kampfes tragen.“ 

    Aus der selben Zeitung zitierte die „Münchner Neuesten Nachrichten“ vom 3. Oktober 1930: „Der Kampf zwischen Polen und Deutschland ist unausbleiblich. Wir müssen uns dazu systematisch vorbereiten. Unser Ziel ist ein ‚neues Grunwald’, aber diesmal ein Grunwald in den Vororten von Berlin, das heißt: Die Niederlage Deutschlands muß von polnischen Truppen in das Zentrum des Territoriums getragen werden, um Deutschland zu treffen. Unser Ideal ist ein Polen im Westen mit der Oder und Neiße als Grenze.
Preußen muß für Polen zurückerobert werden – und zwar das Preußen an der Spree. In einem Krieg mit Deutschland wird es keine Gefangene geben und es wird für menschliche Gefühle noch für kulturelle Gefühle Raum sein. Die Welt wird zittern vor dem deutsch-polnischen Krieg. In den Reihen unserer Soldaten müssen wir übermenschlichen Opfermut und den Geist unbarmherziger Rache und Grausamkeit tragen.“

    Einer der schlimmsten Deutschenhasser war der Woiwode von Oberschlesien, Michal Grazynski. Er ließ schon 1920 in Oberschlesien alle deutschen Schulen schließen und verbat deutsche Vereine. Kurz vor Kriegsausbruch erließ er den Aufruf, die Deutschen auszurotten: „Schlagt die Deutschen nieder, wo ihr sie trefft.“ 

    Unter diesem politischen Druck wurde gleichfalls beträchtlicher Landbesitz aufgegeben. Über die Ereignisse dieser Maßnahme liegen für die Zeit bis 1929 zweierlei Zahlenangaben vor, die aber nur unwesentlich voneinander abweichen. Die ersten sind im Deutschen Weißbuch; II (DWB) S. 19, die zweiten bei Loesch: Die Verlustliste des Deutschtums in Polen, S. 35/36 enthalten:

Bis 1920 gingen demnach   verloren: laut DWB     Loesch

Durch unmittelbare Liquidation          153100 ha    152218 ha

Durch mittelbare Liquidation             159287 ha     159200 ha

Durch Annullation                              58700 ha       60120 ha

Durch Anwend. des Wiederkaufsrechts  72218 ha   72500 ha

Durch Aufgabe der Rechtsunsicherheit 50000 ha    55280 ha

Zusammen:                                          493305 ha     499318 ha 

    In Bromberg lebten 1913: 71 % Deutsche; 1931 waren es nur noch 16%. Laut „Der Große Herder" von 1956  wurden am 3. Sept.  1939 (Bromberger Blutsonntag) mehr als 7000 Männer, Frauen und Kinder von polnischem Militär und Pöbel ermordet. 

    Im  September 1930 (wohlgemerkt vor Hitlers Machtübernahme) erklärte August Zaleski, der polnische Außenminister, dem Präsidenten des Danziger Senats Dr. Ziehm, „daß nur ein polnisches Armeekorps die Danziger Frage lösen könne. Derartige Kriegsreden Warschauer Staatsmänner und gewisser Generäle häuften sich mit der Zeit immer mehr. Sie fanden bei dem damals schon einflußreichen Führer der britischen Kriegspartei, Winston Churchill, offene Ohren und diese wurden auch von Roosevelt mit Genugtuung gehört.“ 
                   

    Kein Maß kannten Polen auch im Beschimpfen der Deutschen; eine kleine Auswahl aus der polnischen Sammlung solcher Schimpfwörter: „Co Niemiec, to pies.“ (Was ein Deutscher ist, ist ein Hund) Zdechly Niemiec, zdechly pies, mala to roznica jest. (Ein krepierter Deutscher ist ein krepierter Hund, ist nur ein kleiner Unterschied) A wy Niemcy nic nie wiecie, wasza mowa to psie wycie. W naszej wsi, jak psy zawyly, wsystkich Szwabo diabli wzieli. (Und ihr Deutschen wißt ja nichts, eure Sprache ist Hundegekläff. Als die Hunde heulten im Dorf, holten die Teufel alle Deutschen fort).“ 
 

    Seit Jahrzehnten gibt es im polnischen Volk ein böses Sprichwort, dasjenige von der ewigen Feindschaft zwischen Polen und Deutschen. Es heißt: Póki świat światem, Polak Niemcowi nie bedzie bratem. In der Übersetzung: Solange die Welt bestehen wird, wird der Pole niemals des Deutschen Bruder sein. Ein wahrlich böses Wort, für das es im deutschen Sprachgebrauch nichts Entsprechendes gibt. Hier kommt die ganze Wucht des polnischen Hasses zum Ausdruck. 

    Ganz in diesem Geiste wurde das folgende Gedicht schon auf dem Allslawenkongreß in Prag im Jahre 1848 gesungen und auch wieder 1910 bei der Einweihung des „Grunwald-Denkmals“ in Krakau:

    „Brüder, Sensen in die Hände! Auf zum Kampfe laßt uns eilen!  

    Polens Knechtschaft hat ein Ende, länger wollen wir nicht weilen.

    Sammelt Scharen um euch alle. Unser Feind der Deutsche falle!

    Plündert, raubet, senget, brennet. Laßt die Feinde quallvoll sterben.

    Wer die deutschen Hunde hänget, wird sich Gottes Lohn erwerben.

    Ich, der Propst. Verspreche euch fest dafür das Himmelreich.

    Jede Sünd’ wird euch vergeben, selbst der wohlbedachte Mord,

    den der Polen freies Leben unterstützt von Ort zu Ort.

    Aber Fluch dem Bösewicht, der für uns für Deutschland spricht. 

    Polen soll und muß bestehen. Papst und Gott versprechen mir.

    Rußland, Preußen muß vergehen. Heil dem polnischen Panier.   

    Darum jauchzet froh darein: Polska Zyje; groß und klein!“

    An dieser Mentalität gewisser Polen hat sich bis heute nichts geändert. Thomas Urban berichtete in der Süddeutschen Zeitung, daß die „Rota“ immer noch gesungen wird. So sei „vom Rathaus in Danzig ‚die Rota’ erklungen, in der die Polen aufgerufen werden, ‚ihre Kinder nicht länger germanisieren und sich von den Deutschen nicht länger ins Gesicht spucken zu lassen“. Diese Sätze sind in der oben zitierten „Rota“ nicht vorhanden.

    Lech Walesa, praktizierender Katholik und Günstling des polnischen Papstes Johannes Paul II., forderte in einem Gespräch mit der niederländischen  Zeitung Elsevier vom  29. März 1990 die Vernichtung (Ausradierung) Deutschlands: „Ich schrecke selbst nicht von einer Erklärung zurück, die mich in Deutschland unpopulär macht. Wenn die Deutschen erneut Europa in der einen oder anderen Art (!) destabilisieren, sollte man nicht mehr zu einer Aufteilung Zuflucht nehmen, sondern diese Land einfach von der Landkarte ausradieren.  Der Osten und der Westen besitzen die notwendige fortgeschrittene Technologie (!), um diesen Urteilsspruch durchzuführen.“
                                    

    Daraufhin folgte kein Aufschrei in der deutschen Presse wie später bei Irans Präsident Mahmud Ahmadinedschad, weil dieser sagte, der Apartheid-Staat Israel müsse verschwinden. 

Adolf Hitler und Polen

    Als Adolf Hitler an die Macht kam, erstrebte er mit den Polen ein friedliches, freundschaftliches Zusammenleben, wovon ich persönlich auch heute noch überzeugt bin. Darf ich hier einige Vergleiche aus der Geschichte heranziehen. Jeder Kenner der deutschen Geschichte weiß, daß Matthias Erzberger und Gustav Stresemann während des Ersten Weltkrieges zu den Politikern gehörten, welche Friedensverhandlungen ablehnten und einen Siegfrieden anstrebten. Als sie aber politische Verantwortung hatten, waren sie es, welche für eine enge Zusammenarbeit mit den ehemaligen Feinden wirkten. Man nannte sie dann Erfüllungspolitiker, was sie nicht waren.  Jeder Kenner der Verhältnisse in Israel weiß, daß Benjamin Netanjahu und Avigdor Liebermann bekannt sind für ihre scharfe anti-arabische Rhetorik (Liebermann möchte den Assuan-Damm bombardieren) und jegliche Verhandlung mit den Palästinensern ablehnen. Dazu schreibt die Süddeutsche Zeitung: „Nun kennen die Experten in der Washingtoner Administration die Geschichte der Friedensdiplomatie im Nahen Osten genau. Sie wissen, daß Fortschritte nur möglich waren, wenn ausgesprochene Falken in Israel regierten: Menachem Begin  schloß Frieden mit Ägypten, Yitzhak Rabin erkannte die Palästinenser-Autonomie in Westjordanland und Gaza an und unterzeichnete ein Friedensabkommen mit Jordanien. Arie Scharon schließlich zog die israelischen Truppen aus Gaza ab. Insofern sind die USA nicht wirklich irritiert, daß nun Netanjahu und damit ein erklärter Falke die Geschäfte in Jerusalem führt.“ 
  

    In seiner Rede im Berliner Sportpalast am 24. Oktober 1933 sagte Adolf Hitler: „Es gibt in Europa Deutsche. Es gibt in Europa Polen. Die beiden werden sich daran gewöhnen müssen, nebeneinander und miteinander zu leben und auszukommen. Weder können die Polen das deutsche Volk aus der europäischen Landkarte wegdenken, noch sind wir unverständig genug, um etwa die Polen wegdenken zu wollen. Wir wissen, beide sind da. Sie müssen miteinander leben.“
    Keine der ausländischen Mächte ist Adolf Hitler nach der Machtübernahme entgegengekommen. Obwohl nur zwei Nationalsozialisten in der Regierung saßen, erklärten Juden in England  kurz nach der Machtübernahme Hitler den Krieg. Im „Daily Express“ (Hg. Ralph David Blumenfeld) stand schon am 24. März 1933 unter großer Aufmachung und mit Fettdruck auf der Titelseite: „Das Judentum erklärt Deutschland den Krieg. Der jüdische Handelsfürst verläßt sein Geschäftshaus, der Bankier seine Bank, der Händler seinen Laden und der Hausierer seinen bescheidenen Tragekasten. ... Vierzehn Millionen Juden stehen wie ein Mann zusammen, um Deutschland den heiligen Krieg zu erklären.“

    Jozef Pilsudski, Marschall und Kriegsminister, regte die Franzosen und Briten kurz nach der Machtübernahme zu einem Überfall auf Deutschland an. Im März 1933 besetzte er schon als Vorleistung die zum Danziger Hoheitsgebiet gehörende Westerplatte und konzentrierte Truppen um Ostpreußen.

    Allen  Protesten der Danziger zum Trotz hatte der Völkerbundsrat den Polen die Aufstellung einer militärischen Wachmannschaft in Stärke von zwei Offizieren, 20 Unteroffizieren und 66 Mann für die Westerplatte genehmigt. Die Westerplatte war vorher ein beliebter Badeplatz der Danziger. Ausgerüstet mit Maschinengewehren und Geschützen, hatte man das Munitionslager systematisch festungsartig ausgebaut. Zu Beginn des Jahres 1933 stellte die Danziger Polizei fest, daß die Wachmannschaft um mindestens 100 Mann verstärkt worden war. Polen begründete diese Maßnahme mit angeblichen Drohungen der Danziger SA, das Munitionslager (das illegal angelegt war) in Brand zu setzen. Die Erregung in der Stadt war ungeheuer, wiederholt schon hatte die polnische Presse zur militärischen Besetzung der Freien Stadt aufgefordert. Wieder einmal kam der Streit um die Westerplatte auf die Tagesordnung des Völkerbundsrates. Vor dem Auftreten des Danziger Senatspräsidenten Dr. Ernst Ziehm in Genf brachte die internationale Presse sensationelle Berichte über den „Polnischen Coup auf Danzig“. Der polnische Außenminister Beck lenkte überraschenderweise ein. Nach der Erklärung Ziehms, der Senat könne für Ruhe und Ordnung in Danzig garantieren, antwortete der Pole, sein Land würde dann die aus Sicherheitsgründen verstärkte Militärwache auf der Westerplatte zurückziehen. Kennzeichnend für die vom Völkerbundsrat geschaffene Kompliziertheit der Verhältnisse war, daß die Westerplatte nach wie vor Hoheitsgebiet der Freien Stadt Danzig war, das der Danziger Polizeipräsident allerdings nur nach vorheriger Anmeldung beim polnischen Militärbefehlhaber betreten durfte. Ähnlich verhielt es sich mit den Kosten für das Munitionsdepot, die nicht etwa zur Gänze Polen angelastet wurden, auch hier mußte der Danziger Senat mit drei Millionen Gulden zum Unterhalt des polnischen Kriegslagers beitragen. Immerhin gab der polnische Außenminister Beck in einer Unterredung 1938 mit dem Völkerbundskommissar Burckhardt seiner Meinung Ausdruck, daß die „hybride Gründung“ der Freien Stadt Danzig mit der Absicht stattgefunden habe, zwischen Polen und Deutschland dauernde Unstimmigkeiten zu schaffen. 

    Der Grund zum Rückzug war wohl, weil Frankreich und England ihm die Mithilfe noch versagten. Es waren vor allem die Briten, die mit Deutschland und Polen etwas anderes vorhatten und die auf Frankreich Druck ausübten, die polnischen Kriegspläne abzulehnen.

    Diese vorherrschenden Pläne bestätigte am 10. Mai 1933 auch  der Gesandte der Tschecho-Slowakei in seinem ericht an das Außenministerium: „In den polnischen Offizierskreisen herrscht die Ansicht vor, daß der Krieg zwischen Deutschland und Polen unvermeidlich sei und es zu ihm früher oder später kommen wird. ... Der Gedanke eines Präventivkrieges hat Anhänger nicht nur in Marschall Pilsudski, sondern auch im polnischen Generalstab.“ 
                                                                     
    Im Januar 1934 wurde der deutsch-polnische Vertrag geschlossen, in dem von beiden Seiten ein Verzicht auf eine  gewaltsame Revision der deutschen Ostgrenze beschlossen wurde. Das Abkommen sollte für die Dauer von zehn Jahren gültig sein. Trotzdem bemühte sich Außenminister Józef Beck nach dem Tod von Marschall Pilsudski und nach der Rheinlandbesetzung am 7. März 1936  wieder bei den Franzosen und Briten um Unterstützung zu einem Krieg gegen Deutschland. Somit wäre er  bereit gewesen, den Nichtangriffspakt von 1934 zu brechen, was Hitler nicht unbekannt blieb.
 Er überreichte dem franz. Botschafter eine Note mit der Erklärung, Polen werde Deutschland angreifen, wenn Frankreich bereit sei, in Westdeutschland einzumarschieren. 
                                                            
    Der ehemalige deutsche Abwehroffizier, Oberstleutnant Oscar Reile, ein Widerständler Hitlers, wies in seiner Dokumentation „Geheime Ostfront“ (S. 213) darauf hin, daß gleich nach dem Tode Pilsudskis, im Sommer 1935, eine Clique um den General Rydz-Smigly und Außenminister Beck  einen Krieg mit Deutschland anstrebten, um ein Großpolen zu errichten. Daher gehört es zu den infamsten Lügen zu behaupten, Hitler plante die Vernichtung Polens.

    Nach der Sudetenkrise im Herbst 1938 besetzten polnische Truppen am 2. Oktober widerrechtlich Olsa und Teschen in Mähren und erhoben außerdem die Forderung nach einer gemeinsamen Grenze mit Ungarn. Die Polen begründeten den Einmarsch mit der „brutalen Behandlung der polnischen Minderheit durch die Tschechen“. Die der polnischen Regierung nahestehende Zeitung „Express Porannie“ beklagte sich über das Vorgehen der tschechoslowakischen Behörden gegen die polnische Minderheit in Teschen. Sie „lebe unter der Knute der tschechischen Gendarmen, die ihr mit Gewalt die Muttersprache rauben will. Das tschechoslowakische Schlesien hat sich in ein einziges großes Gefängnis verwandelt.“ 

    Sogar W. Churchill war über die Aggression der Polen sehr erbost: „Wir erleben es, wie die Polen nicht schnell genug ... ihre Beute bei der Ausplünderung der Tschechoslowakei an sich reißen konnten. ... Es bleibt eine geheimnisvolle Tragödie in der europäischen Geschichte, daß Polen wiederholt und hartnäckig Fehler in fast jedem Teil seines Staatslebens beging.“ 
      

    Außenminister Beck bat Deutschland um eine wohlwollende Haltung, die er auch erhielt.  Hitler hatte gegen diese Besetzung nichts einzuwenden und hoffte, sich mit den Polen in Bezug auf Grenzzwistigkeiten anderweitig arrangieren zu können. Er versprach den Polen die Karpatho-Ukraine, das ehemalige Ruthenien. 

    Aber die Polen wollten mehr. Sie waren sogar der Auffassung, die Tschechoslowakei müsse verschwinden.  Polen bereitete sich selbst darauf vor, einen Teil des Erbes (Slowakei und Ruthenien) an sich zu reißen. 

    Außenminister Józef Beck teilte am 19. September 1938 Józef Lipski mit,  seinem Botschafter in Berlin: „Bitte halten Sie sich im Gespräch mit dem Reichskanzler an folgende Richtlinien: 3. Die Tschechoslowakische Republik betrachten wir als ein künstliches Gebilde, das zwar gewissen Doktrinen und Kombinationen genügt, jedoch den wirklichen Bedürfnissen und den gesunden Rechten der Völker Mitteleuropas nicht entspricht. 6. Die unmittelbaren Ansprüche Polens in dieser Angelegenheit beschränken sich auf Teschen-Schlesien, das heißt auf etwas mehr als die Bezirke Teschen und Freistadt und den Bahnzugang zur Station Bohumin (Oderberg). Erforderlichenfalls, bei einer Initiative von Seiten des Kanzlers, bin ich bereit, mit dem Kanzler oder mit Göring in persönlichen Kontakt zu treten, ohne auf technische oder politische Schwierigkeiten Rücksicht zu nehmen.“ 
     

    Am 22. Oktober 1938 unterbreitete der poln. Botschafter Lipski im Auftrag seiner Regierung Herrn Woermann, Stellvertretender Staatssekretär und Leiter der Politischen Abteilung im Auswärtigen Amt, den Vorschlag, er möge den Anschluß der Karpato-Ukraine an Ungarn unterstützen (Bonnet, der franz. Außenminister, teilte uns mit, daß Polen dieses Gebiet selber haben wollte und um die Unterstützung Frankreichs bat; später gab Lipski gegenüber von Ribbentrop zu, daß es der Wunsch der Polen sei, mit Ungarn eine gemeinsame Grenze zu erhalten). Wie auch immer, Staatssekretär Woermann leitete diese Bitte an Außenminister  von Ribbentrop weiter und dieser meinte, ob man diese Gelegenheit nicht wahrnehmen sollte, um mit den Polen ein ausführlicheres Gespräch über Grenzprobleme zu beginnen. 

    In der damals noch günstigen Stimmung lud  Außenminister von Ribbentrop am 24. Oktober 1938 den polnischen Botschafter Lipski nach Berchtesgaden ein. Darüber berichtet Botschafter Lipski an Außenminister Józef Beck: „Der Reichsaußenminister führte dann aus, daß er glaube, es sei an der  Zeit, zwischen Deutschland und Polen zu einer Generalbereinigung aller bestehenden Reibungsmöglichkeiten   zu kommen. Dies wäre eine Krönung des von Marschall Pilsudski 
 und dem Führer eingeleiteten Werkes. ... Mit Polen sei zunächst über Danzig zu sprechen als Teillösung einer großen Regelung zwischen den beiden Nationen. Danzig sei deutsch, sei immer deutsch gewesen und werde auch immer deutsch bleiben. Er, der Reichsaußenminister denke sich eine Lösung im großen wie: 
1. Die Freie Stadt Danzig kehrt zum Deutschen Reich zurück.

2. Durch den Korridor würde eine exterritoriale Deutschland

    gehörige Reichsautobahn und eine ebenso exterritoriale

    mehrgleisige Eisenbahn gelegt (Sie ist identisch mit der

    Eisenbahnlinie Schönlanke-Marienwerder).  

3. Polen erhält im Danziger Gebiet ebenfalls eine

    exterritoriale Straße oder Autobahn, eine Eisenbahn und

    einen Freihafen. 

4. Polen erhält eine Absatzgarantie für seine Waren im

     Danziger Gebiet.

5. Die beiden Nationen anerkennen ihre gemeinsamen

    Grenzen, sie garantieren ihre beiderseitigen Territorien.

6. Der deutsch-polnische Vertrag wird um 10 - 25 Jahre

    verlängert.

7. Die beiden Länder fügen ihrem Vertrag eine

   Konsultationsklausel  bei.“
    Die Niederschrift Lipskis über dieses Gespräch an das polnische Außenministerium enthält folgenden Text in den Dokumenten: „Der polnische Botschafter nimmt die Anregung zur Kenntnis. Obwohl er natürlich erst mit Herrn Beck sprechen müsse, möchte er doch bereits jetzt sagen, daß es falsch sei, Danzig als ein Produkt von Versailles, etwa wie das Saar-Gebiet, zu betrachten. Man müsse die historische und geographische Entstehungsgeschichte Danzigs verfolgen, um die richtige Einstellung zu dem Problem zu bekommen. ... Der Reichsaußenminister erklärt, er wolle jetzt keine Antwort hören. Der Botschafter solle sich dies alles einmal durchdenken und so bald wie möglich mit Herrn Beck darüber sprechen. Schließlich dürfe man eine gewisse Reziprozität bei diesen Betrachtungen nicht ausschalten. Für den Führer sei eine innerliche Anerkennung des Korridors innenpolitisch sicherlich auch nicht leicht. Dazu müsse man säkular denken - und Danzig sei nun mal deutsch und müsse es bleiben.“ 
 

    In den deutschen Geschichtsbüchern wird dieses Angebot, wenn überhaupt erwähnt, immer als ein Ultimatum hingestellt. „Es ist im höchsten Maße bezeichnend, daß weder bei dieser Unterredung noch bei einem darauffolgenden Gespräch des deutschen Botschafters mit Beck, das am 14. Dezember 1938  in Warschau stattfand, noch auch bei der denkwürdigen Unterhaltung Becks mit Adolf Hitler am 5. Januar 1939, Polen auch nur annähernd das Gefühl eines Bedrohtseins verriet.“ 

    Diese „Marienwerder-Vorschläge“ der Reichsregierung verschwieg, wie fast alle deutschen Historiker, auch der Schweizer   Historiker Walter Hofer in „Die Entfesselung des II.Weltkrieges“. Bei einer Gastvorlesung in Stockholm fragte ich ihn, warum er diese Vorschläge in seinem Buch verschwieg (in spät. Auflagen streifte er nur dieses Problem),  antwortete er, „die Alliierten seien gut beraten gewesen, darauf nicht einzugehen. Hitler wollte  den Krieg und dieses Angebot war nur ein Scheinangebot, daher war es nicht notwendig, dies  zu erwähnen.“

    Die offizielle deutsche Dokumentation, „Die deutsch- polnischen Schulbuchempfehlungen“, schloß sich dem Hofhistoriker Hofer an: „Da es Hitler nicht gelang, Polen in einen Satellitenstaat zu verwandeln, war er 1939 zu einer kriegerischen Lösung entschlossen. Die Danziger Frage war für ihn nur ein Vorwand. Polen hatte unter diesen Umständen nur die Wahl, auf seine Eigenständigkeit zu verzichten oder sich zu Wehr zu setzen.“ 

    Anfang November teilte der polnische Außenminister der Reichsregierung mit, daß Polen nicht gewillt sei, über Danzig und den Korridor Verhandlungen zu führen. 
   

    Am 21. März 1939, nach einem guten halben Jahr, nahm von Ribbentrop doch noch einmal das Thema mit dem polnischen Botschafter Lipski auf und erinnerte ihn  an das Gespräch vom Herbst 1938 über die „Marienwerder Vorschläge“. Daraufhin antwortete Botschafter Lipski: „Die Polen fühlten sich bedroht, weil Deutschland den Schutz der Slowakei übernommen hat.“ 

    Als Außenminister Józef Beck Hitler auf dem Obersalzberg besuchte,  sagte er zum Schluß zu Hitler, daß die Lösung dieses Problem (Marienwerder Vorschläge) keine Schwierigkeiten zwischen der polnischen und deutschen Regierung ausmachen würde. August Zaleski (von 1926-1932 Außenminister und von 1939-1941 Außenminister der Exilregierung in London), ein fanatischer Gegner deutsch-polnischer Freundschaft, bestätigte dieses Gespräch, aber er teilte nicht den Optimismus und die Ansicht des Außenministers Beck. 

 „Am 23. März 1939 erklärte Außenminister Beck vor einer Versammlung führender Politiker und Generäle, daß ein politisch von Polen abhängiges Danzig ein unerläßliches Symbol politischer Macht sei und behauptete, ‚es ist vernünftiger auf den Feind zuzugehen (lies: anzugreifen), als zu warten,  bis er uns entgegenmarschiert.' Dies war eine gewiß recht verwegene Äußerung, die sich in keiner Weise darauf stützen konnte, daß Hitler Polen wirklich anzugreifen  beabsichtigte. (Da ist zu erwähnen, daß der Deutschenhasser Duff Cooper, der Erste Lord der britischen Admiralität, bei seinem  Besuch in Polen im August 1938 den Grundstein für das spätere englisch-polnische Bündnis legte und die Polen zum Krieg ermutigte) Die anwesenden Befehlshaber erklärten sich, ohne zu zögern einverstanden, und ordneten noch am gleichen Tag den Teilmobilmachungsbefehl an. ... Die gedienten Reservisten der Jahrgänge 1911 bis 1914 sollten zu den Fahnen gerufen werden, dazu noch weitere Reserven aus dem Jahrgang 1906. Somit erreichte die polnische Armee die Stärke von 334 000 Mann. Am gleichen Tag erhielten die obersten Befehlshaber der jeweiligen Waffengattungen die (schon ausgearbeiteten?) Aufmarschpläne für einen Krieg gegen Deutschland.“ 

    Bei der Begegnung am 26. März 1939 mit Außenminister von Ribbentrop, drohte Botschafter Lipski auch schon mit Krieg „Er habe die unangenehme Pflicht, darauf hinzuweisen, daß jegliche weitere Verfolgung dieser deutschen Pläne (Marienwerder Vorschläge), insbesondere soweit sie eine Rückkehr Danzigs zum Reich beträfen, den Krieg mit Polen bedeute.“ 
  

    Jacob Burckhardt, der Völkerbundskommissar von Danzig, berichtete von einem Gespräch, das er  am 2. Dezember 1938  mit dem amerikanische Botschafter in Warschau, Tony Biddle (Oberst und später General) führte: „Biddle erklärte mir mit merkwürdiger Genugtuung, die Polen seien bereit, wegen Danzig Krieg zu führen. Der motorisierten Kraft der deutschen Armee würden sie mit Wendigkeit begegnen (Kavallerie). ‚Im April', so erklärte er (da wußte er schon von der poln. Teilmobilisierung und der brit. Garantieerklärung?), ‚wird die neue Krise ausbrechen, niemals seit der Torpedierung der Lusitania bestand in Amerika ein solch religiöser Haß gegen Deutschland wie heute! Chamberlain und Daladier werden durch die öffentliche Meinung (veröffentlichte Meinung) weggeblasen werden. Es handelt sich um einen heiligen Krieg.' Zu der Mitteilung dieser Aussprüche schrieb ich damals: ‚Schöne Perspektiven, Calvin gegen die Nachfahren Luthers, Lenin als Calvins Verbündeter'." 
 

    Jacob Burckhardt äußerte sich auch zu  Danzig und  dem Korridor: „Das Gebiet Ostpreußens war in wahrhaft leichtsinniger Weise vom Reichsgebiet abgetrennt worden, man hatte durch diese Abtrennung einen unhaltbaren Zustand geschaffen. Trotz dieses Umstandes ist in dieser deutschen Provinz kein überreizter Nationalismus ausgebrochen. Der nationalsozialistischen Revolution gegenüber verhielt man sich in weiten Kreisen kritisch. In Ostpreußen habe ich den deutschen ‚Widerstand’ kennengelernt, vertreten durch ernste Menschen ungebrochen vaterländischer Gesinnung, ihr Verhalten blieb untadelhaft bis zu den letzten Konsequenzen, die sie mit dem größten Mut auf sich nahmen. ... In Ost- wie in Westpreußen, in Pommerellen oder, wie die Deutschen und der Westen sagten, im polnischen Korridor, habe ich Deutsche gekannt, die bei ungebrochenem nationalem Zugehörigkeitsgefühl zu Deutschland doch mit allen Mitteln danach strebten, zu Polen ein gerechtes und freundschaftliches Verhältnis zu gewinnen. ... Fußnote: Hier möchte ich nur den Grafen Heinrich Kayserling in Neustadt erwähnen, der sich bis zu schwerer persönlicher Gefahr für einen Ausgleich mit Polen einsetzte und bei Kriegsende einen harten und ungerechten Tod erleiden mußte (er wurde von Polen erschlagen).“ 

    Der Artikel 104 des Völkerbundes bezeichnete die Sonderrechte Polens an der gegründeten Freien Stadt Danzig: „Polen bekam das Recht die außenpolitischen Aktivitäten Danzigs komplett zu übernehmen. Der strittige Punkt war allerdings ein anderer; Polen durfte laut Vertrag das Eisenbahnnetz, den Postverkehr und die Schifffahrt kontrollieren – Streit war hier vorprogrammiert. 
Kurz nachdem der Vertrag veröffentlich wurde, ging der französische Generalfeldmarschall Foch auf die eben enthüllte Landkarte zu, zeigte mit dem Finger auf die Freie Stadt Danzig und sprach: ‚Hier beginnt der nächste Krieg!’
Man muß von vornherein zugeben, daß der Völkerbund ein Werkzeug der Mächtigen war, um das normale Wachstum nationaler Macht und nationaler Bestrebungen bei jenen aufzuhalten, die durch die Niederlage machtlos geworden sind. Prüft den Vertrag und ihr werdet finden, daß Völker gegen ihren Willen in die Macht jener gegeben sind, die sie hassen, während ihre wirtschaftlichen Quellen ihnen entrissen und anderen übergeben sind. Haß und Erbitterung, wenn nicht Verzweiflung, müssen die Folgen derartiger Bestimmungen sein. Es mag Jahre dauern, bis diese unterdrückten Völker imstande sind, ihr Joch abzuschütteln, aber so gewiß wie die Nacht auf den Tag folgt, wird die Zeit kommen, da sie den Versuch wagen.“

    Nebenbei bemerkt: Graf Manfredo Gravina, Hoher Kommissar des Völkerbunds in Danzig, der Vorgänger von Jacob Burckhardt, machte im November 1931  folgenden Kompromißvorschlag zur Lösung der Danzig- und Korridorfrage: 

1. Die derzeitigen Grenzen der Freien Stadt sollten nach

    Westen bis zur deutschen Grenze erweitert  werden, so daß

    die beiden Bahnlinien, die Deutschland mit Ostpreußen

    verbinden, durch Danziger Territorium führen würden.

2. Das in dieser Weise erweiterte Territorium der Freien

    Stadt sollte einen wirklichen freien Staat bilden, der unter

   dem Schutze des Völkerbundes stehen würde und dessen

   Neutralität durch den Völkerbund garantiert wäre. 

3. Die Freie Stadt sollte die Kontrolle über seine  auswärtigen

    Beziehungen, seine Zölle und seine  Bahn selbst ausüben.

4. Der Teil des Territoriums, der im Norden des Korridors

    liegt, sollte polnisch bleiben.

5. Polen sollte unter der Garantie des Völkerbundes über den

    freien Zugang zum Danziger Hafen verfügen (wie die

   Tschechoslowakei auch über einen freien Hafen in

   Hamburg verfügte).

6. Die Verbindungslinien zwischen Deutschland und

   Ostpreußen würden über das Territorium des freien und

   neutralisierten Staates führen. Dasselbe wäre der Fall für

  die Verbindungslinien zwischen Polen und Gdynia. 

    Dieser Vorschlag wurde damals von den Polen und den Westalliierten abgelehnt. Warum? Hätte man damals die Weisheit besessen, den Wünschen Brünings entgegen zu kommen, so hätte sicherlich die Geschichte einen anderen Lauf genommen.

    Winston Churchill wollte auch noch vor Hitlers Machtübernahme die brennenden Probleme in Europa lösen. Er schlug der britischen Regierung und dem Unterhaus folgende Marschroute vor, ohne etwas zu bewegen: „Behebung der gerechten Beschwerden der Besiegten vor Abrüstung der Sieger. Er begründete seinen Appell unter dem Beifall des Hauses mit folgenden Worten: ‚Solange die Beschwerden der Deutschen nicht behoben sind, würde die Schaffung irgendeiner Art von Rüstungsgleichheit nichts anderes bedeuten als die Festlegung des Datums für einen neuen europäischen Krieg; glücklicherweise sind wir nicht in der Lage, eine solche Rüstungsgleichheit durchzuführen. Es würde viel sicherer sein, Fragen wie den Danziger Korridor und Siebenbürgen kaltblütig und in einer durch keinen Rüstungsstreit beunruhigten Atmosphäre anzuschneiden, solange die Siegernationen noch eine absolute Überlegenheit haben, als zu warten und die Dinge treiben zu lassen, bis sich wieder Bündnissysteme gegenüberstehen wie einst. Großbritannien würde mit mehr Macht sprechen und viel weniger riskieren, wenn es auf die Bereinigung der Beschwerden drückte anstatt auf Abrüstung’.“ 

    Im  Februar 1939 erklärte US-Botschafter William Bullitt dem polnischen Botschafter  Lukasiewicz und ermunterte die Polen, ihre feindliche Haltung gegenüber Deutschland aufrechtzuerhalten: „Die Einstellung der maßgebenden Washingtoner Kreise sei jeglicher ideologischer Elemente bar und ergebe sich ausschließlich aus der Notwendigkeit, die realen Interessen der Vereinigten Staaten zu verteidigen. ... Die Vereinigten Staaten verfügen England gegenüber über verschiedene und ungeheuer bedeutsame Zwangsmittel. Allein die Drohung ihrer Anwendung dürfte genügen, England von einer Politik zu hindern, Kompromisse einzugehen.“ 
   
    William Bullit war ein Vertrauter Präsident Roosevelts. Er übermittelte seine Anweisungen an den US-Botschafter Kennedy in London und dieser an US-Botschafter Biddle in Warschau. 
 

    Joseph Kennedy, Vater des späteren Präsidenten John F. Kennedy, schrieb rückblickend: „Weder die Franzosen noch die Briten hätten aus der deutsch-polnischen Frage einen Kriegsgrund gemacht, wenn nicht Washington dauernd gebohrt hätte (siehe oben William Bader!).“ 

    Am 27. März 1939 sagte der Vizekriegsminister Gluchowski: „Die deutsche Wehrmacht sei ein großer Bluff, denn Deutschland fehlen die ausgebildeten Reserven, um seine Einheiten aufzufüllen. … Polen sei Deutschland überlegen.“ 

    Diese aggressive Haltung der polnischen Regierung zeigte sich auch an  den aufgehetzten polnischen Massen,  besonders am polnischen Nationalfeiertag, am 3. Mai 1939, wo polnische Studenten Steine auf die Fenster der deutschen Botschaft  warfen und  schrieen: „Auf nach Danzig! Vorwärts nach Berlin!"

    Die Redner auf den Versammlungen waren auch von der Schwäche Deutschlands überzeugt und sprachen offen davon, „daß die deutschen Forderungen nach einer Verbindung mit Ostpreußen und Rückkehr Danzigs zum Reich mit einem Krieg gegen Deutschland beantwortet werden müsse. Das lächerliche deutsche Heer, zusammengesetzt aus der unterernährten Generation des Versailler Vertrages, mit seinen albernen Panzerattrappen aus Pappe, werde man in Berlin zusammenschlagen. Die deutsche Wehrmacht, so lautet das Wortspiel des einen Redners, werde im Berliner Grunewald so vernichtet werden, wie das Heer des deutschen Ritterordens 1410 bei Grunwald..." 

    Der polnische Botschafter Józef Lipski erzählte dem schwedischen Vermittler Birger Dahlerus, was er auch schon dem britischen Botschaftssekretär Ogilvie-Forbes erzählte, daß im Kriegsfalle Deutschland zusammenbrechen  werde und die polnischen Truppen erfolgreich nach Berlin marschieren würden. Daher sahen auch die Polen keinen Anlaß, mit Deutschland zu verhandeln.

    Dies glaubte auch der polnische Botschafter in Paris, Lukasiewicz. Er sagte bereits im Februar 1939 zum US-Botschafter in Paris, Bullitt: „Das Endziel der Aktionen ist nicht der Friede, sondern die Hervorrufung eines Umsturzes in Deutschland (bei Kriegsbeginn).“

    So berichtete Nuntius Valeri über ein Gespräch vom 21. Juni 1939 mit Leger, dem Generalsekretär des französischen Außenministeriums: „(Die Lage Deutschlands) werde immer kritischer und auch vom physischen Standpunkt aus gesehen wachse eine schlecht ernährte und kränkliche Generation heran. … Wenn ein Krieg ausbricht, werde Deutschland nicht über die Mobilmachung hinauskommen. Er sei dessen ganz sicher, das deutsche Volk werde von einer Revolte nur noch durch die Furcht vor der Wehrmacht abgehalten.“ 

    Laut Gazeta Pomorska vom 20. Mai 1939 hielt Generalstabsoberst Switalski im Namen der polnischen Armee in Graudenz bei einem Empfang der Bischöfe Dominik und Dr. Okoniewsld eine Rede, in dieser er u. a. von dem Deutschen Reich als dem „uns ewig bekämpfenden Nachbarn“ und „Feind“ gesprochen hat. Er hat ferner im Hinblick auf die im Reich am 17. Mai durchgeführte Volkszählung festgestellt, daß „die Verfolgung unserer Brüder durch den stärksten Stoß gekrönt werden soll“, und seine Rede schloß er mit den Worten: „Beten Sie mit uns heute .... darum, daß unsere Brüder aushalten mögen, daß ihre Probezeit verkürzt wird, und um eine große Tat –  um ein zweites Grunwald, das es aus der Unfreiheit erlöst und uns seinen entsprechenden Frieden sichert’.“ 

    570 Jahre sind seit der Schlacht von Grunewald  vergangen, aber die Polen impfen noch heute ihre Kinder mit Haß gegen den Deutschen Ritterorden, und wir bedanken uns für diesen Haß noch mit Liebesgaben im Werte von vielen Millionen Mark! Im Kinderprogramm läuft in Fortsetzungen die Geschichte eines tapferen polnischen Jungen, der gegen den Deutschen Ritterorden kämpft. Erwähnt wurde nie, daß sie ohne die Unterstützung der Hanse nie gesiegt hätten. 

    Der damals in Polen lebende Professor Dr. theol. Franz Scholz bezeugte, daß, um den erneuten Raub großer deutscher Länder zu erreichen, die katholischen (?) Polen in den Kirchen um den Krieg beteten: „In der großen Litanei (Wechselgebet aus vielen Ausrufungen Gottes und der Heiligen zwischen Vorbeter und Gemeinde) findet sich auch die (verwegene) Anrufung: Priester: ‚Um den allgemeinen Krieg’, mit der Antwort der Gemeinde: ‚Bitten wir Dich!’ (O wojne powszechna ... prosimy Cie!).“ 

    Peter Aurich schrieb in  „Der Deutsch-Polnische September 1939“: „Nachdem die Krakauer Zeitung ‚Czas’ so weit gegangen war zu verkünden, daß ‚Polens Geschütze auf Danzig gerichtet seien, um Polens Ehre zu schützen, verging kein Sonntag mehr, ohne daß nicht auch von den Kanzeln der heilige Krieg gegen das deutsche Neuheidentum’ verkündet und für den Sieg der polnischen Waffen gebetet worden wäre.“

    Die polnische Zeitung „Dziennik Poznaski“ vom 26. Juni 1939 brachte gar eine Karte, auf der Polen bis Nürnberg und Bremen reichte, worauf der belgische Schriftsteller Ward Herrmanns am 3. August 1939 schrieb: „Jeder Ausländer, der in Polen die neuen Karten betrachtet, muß glauben, daß Polen eine riesige Irrenanstalt geworden ist.“ 

    Professor Władysław Studnicki, ein besonnener Pole, merkte auch sehr bald, daß die polnische Regierung einen Krieg gegen Deutschland plant. Als echter Nationalpole vertrat er in seinem 1936 erschienenen Buch (das verboten wurde) „Polen im politischen Systems Europas“ die politische Konzeption eines mitteleuropäischen Blocks bei einem gleichzeitigen Bündnis zwischen Polen und Deutschland. In einem solchen Militärbündnis sah Studnicki die sichere Garantie dafür, daß der Besitzstand Polens gewahrt bleibt. Ebenso mutig widersetzte sich Studnicki der von den Chauvinisten praktizierten Vernichtungspolitik der deutschen Volksgruppe: „Ich schrieb an Beck, er würde in die Geschichte eingehen, wenn er den Krieg verhüten würde, der für uns Polen mit einer Katastrophe enden müsse. Am 5. Mai 1939 sandte ich eine Denkschrift an alle Minister und einflußreichen Persönlichkeiten in Polen und beschwor diese, einen Krieg mit Deutschland zu vermeiden. Ich bewies darin, daß wir diesen Krieg nicht führen können. Ich schrieb ein Buch Angesichts eines Zweiten Weltkrieges und gab es im Juni 1939 in Druck. Im letzten Kapitel schrieb ich auf Seite 108: ‚Aus einem Krieg Westeuropas gegen Mitteleuropa wird allein Rußland als Sieger hervorgehen!’ Das Buch wurde beschlagnahmt. Ich klagte bei Gericht gegen die Beschlagnahme. Die Verhandlung wurde im Juli 1939 bei geschlossenen Türen geführt. Ich verteidigte ein Kapitel nach dem anderen. Es blieb beschlagnahmt.“ 

    Er verblieb  ein Warner in der Wüste. Professor Władysław Studnicki veröffentlichte, nachdem Polen besiegt war, einiges über seine Bemühungen: „Zu mir kamen vorwiegend Menschen aus der älteren Generation, die aus verschiedenen Schichten stammten und unterschiedliche politische Richtungen vertraten. Da waren Arbeiter, Handwerker, Mitglieder der Bauernpartei, Vertreter der Berufsintelligenz, vor allem Rechtsanwälte, Journalisten, Industrielle, viele Adlige. Sie vertraten die Ansicht, man müsse mit Deutschland verhandeln, ein Nationalkomitee bilden, eine Delegation nach Berlin schicken. Man müsse retten, was zu retten ist.“

    Von besonderem Interesse sind die Besprechungen von US-Botschaftler Biddle mit dem polnischen Außenminister Oberst Beck und dem General Rydz-Smigly, dem Befehlshaber der polnischen Armee, während des Sommers 1939. So erfahren wir: „Von den Alliierten wurde angenommen, daß der kommende Krieg ein Stellungs- und Schützengrabenkrieg werden würde (wollte man die Polen verheizen?). Von den Polen wurde erwartet, daß sie Wochen oder auch Monate aushalten würden. So finden wir Dokumente, in denen Biddle den polnischen Politikern versicherte, daß amerikanische Hilfe ankommen werde.“ 

    Ganz in dieser Hochstimmung schwebte auch der französische Oberbefehlshaber General Gamlin. Er sagte am 27. August 1939 zu Präsident Pierre-Étienne Flandin: „Die Polen werden mindestens sechs Monate durchhalten, und wir werden ihnen über Rumänien helfen.“ 

    Da waren sie bereit, die Neutralität Rumäniens zu brechen. Als die Deutschen später in Holland und Belgien einmarschierten, war dies ein „ungeheuerlicher Völkerrechtsbruch“. Die Westalliierten taten also alles, um die Polen zum Krieg zu ermutigen.

    Als es dann so weit war, kamen die Westalliierten ihren Versprechungen nicht nach. Botschafter Lipski schickte noch am 2. September aus Kopenhagen ein Telegramm an den polnischen Botschafter in Paris, in welchem er die Franzosen aufforderte, anzugreifen, um „den Westwall zu durchbrechen, was zum Kollaps der deutschen Armee führen würde (would cause a collapse of the [Germany] front)“. 

    Am 6. Sept. schickte Außenminister Beck ein Telegramm, auch an seinen Botschafter in Paris, und wiederholte die These Lipskis: „Die große deutsche Masse ist über den Krieg gar nicht begeistert (not only without enthusiasm), sondern sehr pessimistisch (marked pessimism). Der Einbruch von einigen Truppeneinheiten auf deutsches Gebiet würde das deutsche Volk sehr leicht in Panik versetzen (very easily succumbs to panic). Es darf nichts unterlassen werden, die Moral des Feindes zu schwächen.“   

    Am 19. Mai 1939 verpflichtete sich Frankreich, „am 15. Tage nach der Allgemeinen Mobilmachung mit der Offensive gegen Deutschland zu beginnen. General Clayton, der Chef der Britischen Militärmission, sagte am 30. Mai 1939 eine Luftwaffenunterstützung mit 524 Bombern, 500 Jägern und 280 anderen Flugzeugen zu. General Ironside, Chef des britischen Empire-Generalstabs, versprach am 19. Juli 1939 die Lieferung von 100 Bombern neuester Konstruktion und 40 Hurricane-Jägern und stellte das Einfliegen starker Landstreitkräfte über Rumänien und von Ägypten aus für eine spätere Phase des Krieges in Aussicht.“ 

    Daher kannte die polnische Regierung keine Hemmungen mehr: „Wir sind bereit, mit dem Teufel einen Pakt abzuschließen, wenn er uns im Kampf gegen Hitler hilft. Hört ihr - gegen Deutschland, nicht nur gegen Hitler. Das deutsche Blut wird in einem kommenden Krieg in solchen Strömen vergossen werden, wie dies seit der Entstehung der Welt noch nicht geschehen ist.“ 
   

    Anfang 1939 errichtete die polnische Regierung Listen aller Deutschen im polnischen Machtbereich, die im Falle eines Krieges zu verhaften seien. Schon Mitte August 1939 begannen die Verhaftungen von rund 15 000 Deutschen. Mehr als 5000 fanden bei der Verhaftung den Tod. So wurden in Bromberg 981 Deutsche ermordet, in Hohensalza 471, in Lodz 97, in Lask 40, in Gostynin 34, im Kreis Obornik 215, im Kreis Kosten 153 im Kreis Wreschen 96, im Kreis Niezawa (Mittelpolen) 165, im Kreis Lipno 80, im Kreis Sochaczew 154.
  

    Am 30. Juni 1939 erläßt Polen ein Kriegszustandsgesetz, das die Befugnisse zum Vorgehen gegen Deutsche erweitert, und am 4. August 1939 auf einer Großkundgebung mit Marschall Ryds-Smigly in Krakau rufen Sprechchöre. „Wir wollen Danzig, wir wollen Königsberg.“

    Kein Geringerer als Marschall  Rydz-Smigly sehnte sich nach diesem Krieg und erwartete einen schnellen Sieg über Deutschland. In einem  Gespräch mit der Journalistin Mary Heaton Vorse sagte er zur Danzigfrage: „Sofern die Deutschen weiter bei ihren Anschlußplänen beharren, wird Polen den Kampf aufnehmen, sogar wenn es allein und ohne Bundesgenossen sich schlagen sollte. Das ganze Volk ist sich darin einig. ... Aus diesem Grunde habe ich vor vier Monaten die Mobilisierung angeordnet, als Herr Hitler wieder Forderungen (Angebote) betreffs Danzig und Pommerellen erhob. Glauben Sie mir bitte, daß die Mobilisierung nicht nur eine Demonstration war. ... Polen will den Krieg mit Deutschland, und Deutschland wird ihn nicht vermeiden können, selbst wenn es das wollte.“ 

    Darüber erboste sich sogar der „Daily Mail“ vom 6. August 1939 und bestätigte gleichzeitig das Gespräch der Frau Vorse mit Marschall Rydz-Smigly: „Es muß objektiv darauf hingewiesen werden, daß von deutscher Seite keine derartigen Reden der führenden Staatsmänner gegen Polen gehalten werden wie sie Marschall (Rydz-Smigly) am letzten Sonntag hielt. Wenn England die Dinge so weiter treiben läßt, wird es mitschuldig, wenn die Explosion kommen sollte.“

       Noch vor September 1939 ließ der Marschall sich ein Ölgemälde anfertigen, das ihn hoch zu Roß in Galauniform als Sieger  durch das Brandenburger Tor reiten sah.  

    Dies mit dem Ritt durch das Brandenburger Tor ist auch belegt durch den Bericht vom 9. Juni 1939 der britischen  Diplomaten Sir William Strang, damals Leiter der Deutschland- und Osteuropa-Abteilung im Londoner Foreign Office und der Privatsekretär des Ständigen Unterstaatssekretärs im britischen Außenamt, Hubert Mils Gladwyn Jebb. Ihrer Visite vorausgegangen waren die britisch-französische Garantie für Polen vom 31. März 1939 und die polnisch-englische Übereinkunft vom 6. April 1939. Das wurde in Polen so verstanden, daß jetzt auf die im Lande lebenden Deutschen keinerlei Rücksicht mehr genommen werden braucht. Folgend Auszüge ihres Berichtes: „Der britische Vizekonsul erzählte, daß die dortigen polnischen Beamten  seit unserer Garantie sich ‚schrecklich anmaßend’ gezeigt hätten und von einer schnellen Niederlage Deutschlands und einer Besetzung Breslaus sprächen. ...
Der geistig hochgebildete Leiter der Wirtschaftsabteilung im Außenministerium, Herr Wezelaki sagte, laut Gladwyn Jebb, daß der Kriegsgeist und die antideutsche Einstellung der Bauern teils auf rassische und teils auf wirtschaftliche Gründe zurückzuführen sei. Den Bauern verlangte es auf einen Besitz südlich von Thorn, nach einem Gang gegen die Deutschen. Wezelaki ging so weit zu sagen, daß er bei Kriegsausbruch fürchte, ein furchtbares Massaker an  den Volksdeutschen könnte schwer zu verhindern sein.

Dieser Siegeszuversicht, die sich nicht zuletzt auf den Ausbruch eines ‚allgemeinen Krieges stützte, entsprach im übrigen auch ein Gemälde, das der polnische Oberkommandierende, Marschall Rydz-Smigly, bereits im Sommer 1939 in Auftrag gab und das ihn hoch zu Roß in voller Gala-Uniform als Sieger unter dem Brandenburger Tor zu Berlin zeigt.“ 
  

    Was dann auch geschah. Ab 1919 bis zur Befreiung durch die Wehrmacht wurden in Polen rund 50 000 deutsche   Zivilisten ermordet, davon rund 2000 allein beim „Bromberger Blutsonntag“ am 3. September 1939. Die am Bromberger Blutsonntag ermordete Deutschen werden jetzt als Polen ausgegeben: „Am 3. Sept. 1939 ermordeten die Nazis nach Einnahme der Stadt Bromberg 20 000 Angehörige der pol. Bevölkerung („Blutsonntag“).“ 

    In den Monaten März bis September 1939 überschlugen sich die polnischen Zeitungen in ihren Haßpredigten gegen die altansässigen  Deutschen. Friedliche Bürger und Bauern wurden von Banden überfallen, gefoltert und ermordet. Die Enteignung der deutschen Bauern wurde mit Hast betrieben und zur Flucht gezwungen. 

    Marschall Rydz-Smigly verglich sich gerne mit Napoléon I. Aber als er schon am zweiten Kriegstag sah, daß der Marsch nach Berlin nicht so einfach und Polen verloren war, wollte er den Krieg sofort beenden. Er floh mit der polnischen Regierung nach Rumänien und dort erklärte er, wie auch andere polnische Granden (Lipski), die Engländer hätten ihn beschworen, mit Deutschland keinen Frieden zu schließen, da sie den Polen zu Lande, zu Wasser und in der Luft sofort zur Hilfe kommen werden. Er schlich sich illegal nach Polen zurück und starb anonym in Warschau am 2. Dezember 1941 und wurde in einem Armenbegräbnis auf dem Friedhof Powazki als Adam Zawisza beigesetzt. Die polnische Regierung floh bald weiter nach England. Sie ließ das polnische Volk und das Land im Stich, das sie mit ihrer kurzsichtigen Politik in die nationale Katastrophe geführt hatte. 

    In dem Film „Katyn“ von Andrzej Wajda läßt Rydz-Smigly einen Reserveoffizier in eine Gruppe von debattierenden Offizieren rufen: „Die polnische Führung habe völlig versagt. Das Ergebnis ihrer Politik sei es nämlich, daß Deutsche und Russen gleichzeitig über Polen hergefallen seien. Obendrein habe sich die Führung selbst noch vor dem Ende der Kämpfe feige nach Rumänien abgesetzt.“

    Daß das polnische Militär kriegslüstern war und den Krieg gleich mit einer Offensive beginnen wollte, geht aus dem Gespräch des franz. Generals Georges mit dem polnischen Kriegsminister hervor: „Immerhin fragte General Georges den polnischen Kriegsminister Kasprcycki nach dem Zustand der Befestigungen an der deutsch-polnischen Grenze. ’Wir haben keine, denn wir denken einen Bewegungskrieg zu führen und werden gleich bei Beginn der Operationen in Deutschland einfallen (L'offensive est la meilleure défensive).' General Georges entgegnete: ‚Dies ist kein Grund, ihr Land nicht zu befestigen.' Und diese Bemerkung schien mir den Nagel auf den Kopf zu treffen.“ 

    Der polnische Botschafter in Paris, Graf Juliusz Lukasiewicz sagte während einer Unterredung mit dem französischen Außenminister Georges Bonnet wörtlich: „Die polnische Armee wird von ersten Tage an nach Deutschland eindringen.“


    So schrieb auch der polnische Historiker Mieczyslaw Norwid Neugebauer in „The Defence of Poland“: „Die Polen planten sofort nach Ausbruch der Feindseligkeiten den Vormarsch nach Berlin. Sie hofften, Berlin, das rund 150 km von der Grenze entfernt lag, in einem Überraschungsangriff nehmen zu können.“ 
 

    Daß jede Armee sowohl auf Verteidigungssituationen als auch auf eigene Offensivmaßnahmen vorbereitet sein muß, erweist auch die damalige französische Felddienstordnung. Es sei denn, man habe die Absicht, einen Präventivkrieg zu führen. Daher forderte die polnische Zeitung „Prostoz Mustet“ am 9. August 1939: „Entweder die Deutschen erkennen unsere Ansprüche in ihrer Gesamtheit an und nehmen im vollen Umfange zur Kenntnis, daß Danzig im Gebiet des polnischen Lebensraumes liegt, oder sie tun das nicht. Die Nichtanerkennung unsere Rechte diktiert uns nur einen einzigen Ausweg: den Krieg.“ 
 

    Außerdem schrieb die Zeitung, die Kanonen seien auf Danzig gerichtet, was  dann der Anlaß zu einer großen Demonstration in Danzig war. 

    Die Erinnerung des deutschen Außenministers von Ribbentrop an das Gespräch vom 21. und 26. März 1939 beantworteten die Polen, wie schon erwähnt,  mit  einer Teilmobilmachung. Am 30. März kabelte Halifax an Kennard, den britischen Botschafter in Warschau, das Unterhaus werde am folgenden Tag eine Garantie an Polen bekanntgeben (die Duff Cooper schon ausgearbeitet hatte). Diese Garantie sei auch ohne feste Zusage Polens bindend. Halifax wußte also schon im voraus, wie das Parlament abstimmen werde.

    Nach dem Ersten Weltkrieg wurde der deutschen Reichsregierung immer wieder zum Vorwurf gemacht, den Österreichern eine Blankovollmacht erteilt und somit zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges beigetragen zu haben. Jetzt machten die Briten den gleichen Fehler. 

    Der Staatssekretär im Außenministerium, Freiherr von Weizsäcker, der Vater unseres ehm. Bundespräsidenten, schrieb in seinem Buch „Erinnerungen“ in bezug auf die britische Garantieerklärung: „Sicher war nur, daß die deutsch-polnischen Besprechungen seit Januar (1939) ziemlich festgefahren waren. … Am 24. Mai 1939 gab es sogar Steinwürfe gegen die deutsche Botschaft in Warschau. … Neville Chamberlain aber band England fest an die Entschlüsse Polens. … Warschau hatte es in der Hand, das britische Empire in den Krieg zu ziehen. … Der britische Minister und spätere Botschafter Duff Cooper drückte es so aus: nie in der Geschichte habe England einer zweitrangigen Macht die Entscheidung darüber eingeräumt, ob England in einen Krieg einzutreten habe oder nicht.“ 
  

    Über diese kriegsfördernde Garantieerklärung an Polen entsetzte sich auch  der britische Militärschriftsteller Basil Henry Liddel Hart: „Die plötzliche Kehrtwendung Englands im März 1939 machte den Krieg unvermeidbar. Sie schuf eine Situation, die mit einem überhitzten Kessel verglichen werden kann, in dem der Druck bis zum Gefahrenpunkt gestiegen war und dessen Sicherheitsventil dann plötzlich geschlossen wurde. Die Schuld liegt bei denen, die es gestatteten, den Kessel zu heizen und auf diese Weise die Explosion herbeiführten.“ 

     Sir Alexander Cadogan, Leiter des British Foreign Office, vermerkte mit Entsetzen am 31. März 1939 in sein Tagebuch:

 „Diese Garantie an Polen ist ein fürchterliches Hasardspiel.“ 

    Es war kein Hasardspiel. Denn der Krieg war von einflußreichen Kreisen in Großbritannien erwünscht. Der französische Militärhistoriker Otto Miksche wunderte sich auch über Englands Außenpolitik: „Chamberlains einseitige Garantieerklärung an Polen hat die Entwicklung zum Krieg entscheidend gefördert, obwohl zu deren Erfüllung weder England noch Frankreich vorbereitet waren. ... Nach der Rückenstärkung durch die englische Garantieerklärung verhielt sich die polnische Regierung deutschen Vorschlägen gegenüber noch ablehnender als zuvor. Auch durch Washingtons Zusicherungen ermuntert, verharrten die Polen in schroff ablehnender Haltung. Übergriffe gegen die in Polen lebenden Deutschen mehrten sich nun und steigerten sich mancherorts zu Terrorakten, eine Tatsache, die aufgrund vorliegender Beweise nicht bestritten werden kann. Aufgrund der Teilmobilmachung der Polen (und der Garantierklärung der Briten)  kündigte Hitler am 28. April  den Nichtangriffsvertrag mit Polen und den Vertrag mit England. … England hat bewußt unterlassen, auf Polen, wo es inzwischen  wieder zu chauvinistischen Ausbrüchen, zu Folterungen und Morden an Deutschen gekommen war, mäßigend einzuwirken. ...  Es bleibt ein Rätsel, warum seitens Englands zu diesem kritischen Zeitpunkt keinerlei Druck auf die polnische Regierung ausgeübt wurde, um sie zu Verhandlungen zu bewegen.“  

    Wenn man davon ausgeht, daß die Briten den Krieg wollten, ist es kein Rätsel!
    Nachdem am 31. März 1939 Großbritannien an Polen die einseitige Garantieerklärung abgegeben hatte und am 27. April die allgemeine Wehrpflicht einführte, antwortete Adolf Hitler, wie schon erwähnt, mit der Kündigung des deutsch-polnischen Vertrages von 1934 und des deutsch-englischen Flottenvertrages von 1935 und erteilte (erst jetzt) dem Generalstab den „Fall Weiß" (Krieg mit Polen) auszuarbeiten. Daß Polen eine Teilmobilisierung und Großbritannien schon im Frieden die allgemeine Wehrpflicht einführte, kam doch einer Kriegserklärung an Deutschland gleich.  

    Papst Pius XII., der auch einen Krieg befürchtete, regte im Mai  eine Sicherheitskonferenz an, die aber scheiterte, weil England, Frankreich und Polen sich weigerten, daran teilzunehmen.
 

    Seitdem hatte der Vatikan immer wieder versucht, den Krieg noch abzuwenden. Der Nuntius Monsignore Cortesi, der  die Winkelzüge der britischen Deutschlandpolitik kannte, appellierte daher an die Polen eindringlich nachzugeben und schlug ihnen folgendes Verhandlungsangebot vor:

1. Danzig an das Reich; 

2. Auf die Vorschläge Hitlers in bezug auf den Korridor

    eingehen; 

3. Verhandlungen über ein Abkommen über die

    Minderheiten.

    Am 30. August 1939 forderte der Nuntius die Polen noch einmal eindringlich auf, mit der Reichsregierung  zu verhandeln. 
  

„Hitler war nun überzeugt, daß der große Krieg gegen ihn  vorbereitet werde und er daher weitere Sicherungsmaßnahmen ergreifen müsse. … Wenn sie (die Briten und Franzosen) erst ihre Rüstung fertig haben, werden sie über mich herfallen und Deutschland ohne Gnade kurz und klein schlagen. Es gibt keine internationale Moral, jeder nimmt sich die Beute, die er haben kann, und ich werde mir das eine Lehre sein lassen.“ 
 

    Die enge Zusammenarbeit der Polen mit den Westalliierten dürfte wohl auch eine der Ursachen sein, warum Hitler Polen angriff. Gegenüber Graf Ciano sagte er, als dieser sich im August 1939 in Berlin aufhielt,  nur wenn die polnische Regierung nicht verhandeln will, und er  „felsenfest überzeugt sei, daß Frankreich und England nicht eingreifen, werde er dieses Problem  mit Gewalt lösen.“ 

    In einer Note vom 28. August erklärte sich die britische Regierung bereit, sich als Vermittler für direkte Verhandlungen zwischen Deutschland und Polen zur Verfügung zu stellen. Die deutsche Reichsregierung nahm dieses Angebot an und brachte als Verhandlungsbasis wieder die Marienwerder Vorschläge ein; diesmal in 16 Punkten und bat sich eine Antwort binnen 48 Stunden aus, d.h. bis zum 30. August. Da der britische Botschafter Henderson die kurze Frist beanstandete, wurde sie dann bis zum 31. August  24 Uhr verlängert. Eigentlich war dies auch nur ein Vorwand, denn den Polen wie auch den Briten waren diese Vorschläge seit fast einem Jahr bekannt.                                                                                                                             

    Während der Suezkrise stellten die Briten an Ägypten ein Ultimatum von nur 12 Stunden. Der polnische Außenminister Beck richtete am 30. September 1938 an die Tschechoslowakei ein Ultimatum, innerhalb von 24 Stunden das Teschener Gebiet und den Bezirk von Tristadt zu räumen und an die Polen abzutreten. 

    Hitler forderte die Rückkehr Danzigs zum Reich auf der Grundlage des Selbstbestimmungsrechts der Völker und die Durchführung  eines Volksentscheids im Korridor nördlich einer Linie, die von Marienwerder nach Westen  bis Schönlanke in Pommern verläuft (Sie entspricht der Eisenbahnlinie Berlin-Königsberg). Die Volksabstimmung in diesem Gebiet sollte 12 Monate nach dem Abkommen mit Polen erfolgen. Wahlberechtigt sollten alle Deutschen, Polen und Kaschuben sein, die in dem Gebiet am 1. Januar 1918 wohnhaft oder vor diesen Zeitpunkt dort geboren waren.

Während der Zwischenzeit von 12 Monaten sollte das Volksabstimmungsgebiet  von  russischen, britischen, französischen und italienischen Truppen besetzt werden. Sollten die Deutschen die Volksabstimmung verlieren, was durch einfache Mehrheit entschieden werden sollte, dann sollte ihnen eine exterritoriale Verbindungsstraße nach Ostpreußen, entsprechend dem Vorschlag vom  Oktober 1938, zugestanden werden. Sollten die Polen die Volksabstimmung verlieren, dann sollte ihnen eine ähnliche Verbindung nach Gdingen auf deutsche Kosten gewährt werden. Die Ausdehnung des Gdinger Hinterlandes würde von einer internationalen Kommission bestimmt und dann als unantastbares Territorium vom Volksabstimmungsgebiet ausgeschlossen werden. Außerdem sollten  die Polen einen Freihafen in Danzig erhalten, die Reichsregierung forderte aber die Entmilitarisierung  Danzigs, Gdingens und der Halbinsel Hela und ein gegenseitiges Abkommen über Minderheitenschutz.

    Der britische Botschafter in Berlin, Sir Neville Henderson, schrieb in Bezug auf dasselbe Angebot vom Herbst 1938 schon am 4. Mai 1939 an Außenminister Viscount Halifax: „Sehr geehrter Herr Staatsekretär, obwohl die Zeichen auf eine Periode der Windstille deuten, vorausgesetzt, daß sich kein ernster, unerwarteter Zwischenfall ereignet, bin ich von den düsteren Ahnungen für die Zukunft erfüllt, und ich fürchte einen Krieg mehr als im letzten September.
Wieder einmal ist die deutsche Sache, was die unmittelbare Frage angeht, weit davon entfernt, ungerechtfertigt oder unmoralisch zu sein. Wenn ein unparteiischer Marsbewohner als Schiedsrichter amtieren müßte, so kann ich nicht glauben, daß er ein anderes Urteil fällen würde als eines, daß mehr oder weniger in Übereinstimmung mit dem Angebot Hitlers ist. Rechnete er damit, daß es abgelehnt würde?
Meine These war immer, daß Deutschland nicht zur Normalität zurückkehren kann – was es unter dem Druck der öffentlichen Meinung gut tun könnte – so lange nicht seine (in Deutschlands Augen) legitimen Forderungen erfüllt worden sind. Die Danzig-Korridor-Frage war zusammen mit dem Memelproblem eine von diesen. Was im Auge behalten werden muß, ist, daß Danzig und der Korridor die große Frage von 1935 war. Eine der unpopulärsten Handlungen Hitlers war sein 1934 geschlossener  Vertrag mit Pilsudski. Heute stehen die gemäßigtsten Deutschen, die gegen einen Weltkrieg sind, hinter seinem Angebot an Polen. Nur die Radikalen (die mehr wollen, d.h. den ganzen Korridor und Posen und Schlesien usw.) werden sich freuen, wenn die Polen kompromißlos sind. Die Polen spielen derart nur das Spiel  der Radikalen in Deutschland. Nach Aussagen meines belgischen Kollegen betrachten fast alle diplomatischen Vertreter hier das deutsche Angebot als ein überraschend günstiges. Der holländische Gesandte, der amerikanische Geschäftsträger, mein südafrikanischer Kollege haben zu mir in diesem Sinne gesprochen. Ich frage mich daher, ob wir gut beraten sind, zum Kampf gegen Deutschland aufgrund einer Frage anzutreten, bei der sich die Welt nicht über die Immoralität der deutschen Forderungen einig ist? Wird in dieser Frage auch nur unser Empire einig sein? Natürlich wird das zugrundeliegende Kriegsmotiv etwas viel Tieferes und Wichtigeres  als Danzig selbst sein, und selbst wenn eine Verständigung über Danzig erreicht würde, ist es immer noch möglich und sogar wahrscheinlich, daß die radikalen Elemente weitere Zugeständnisse verlangen werden, die dann Polen nicht mehr in der Lage ist zu verweigern. Aber selbst unter diesen Umständen graut es mir bei dem Gedanken, daß Danzig auch nur der Vorwand sein könnte, und es graut mir noch mehr bei dem Gedanken, daß unser Schicksal in den Händen der Polen liegt. Sie sind ohne Zweifel heroisch, aber auch Narren, und fragen sie jemand, der sie kennt, ob man ihnen trauen kann. Beck hat nicht einmal in London ein faires Spiel in bezug auf das deutsche Angebot gespielt. Ribbentrop fragte mich gestern, ob Beck die Regierung seiner Majestät  in London über das deutsche Angebot informiert habe. Ich war gezwungen, zu antworten, daß ich es – ehrlich gesagt – nicht wisse, worauf Ribbentrop erklärte, daß seine Information aus London dahingehe, daß Beck es nicht getan habe (Hitler kannte auch die telegraphische Weisung  des polnischen Außenministers Beck an dessen Botschafter Lipski vom 31. August um 12.40 Warschauer Zeit, deren entscheidende Passagen, das Angebot abzulehnen, weder im Polnischen Weißbuch noch bei Walter Hofer zitiert wird.  Beck fügte der Weisung an Lipski noch folgenden Passus hinzu: „Lassen Sie sich unter keinen Umständen in sachliche Diskussionen ein; wenn die Reichsregierung mündliche oder schriftliche Vorschläge macht, müssen Sie erklären, daß Sie keinerlei Vollmachten haben, solche Vorschläge entgegenzunehmen oder zu diskutieren, und daß Sie ausschließlich obige Mitteilung Ihrer Regierung zu übermitteln und erst weitere Instruktionen einzuholen haben.“ 
) Wir müssen uns darüber klar sein, daß trotz äußerster Abneigung gegen einen allgemeinen Krieg die Nation sehr viel einiger hinter Hitler stehen wird, als sie es im vergangenen September tat, bevor wir unsere Angebote an Rußland machten und bevor der Einkreisungsschrei laut wurde. In der polnischen Frage wird das deutsche Volk sehr viel begeisterter sein, als es wegen der Sudetendeutschen oder selbst wegen der Tschechen war. 

Mir gefallen die Äußerungen Hitlers in seiner Rede am Maitag nicht über die Möglichkeit, daß die Nation aufgerufen werden könnte, Opfer zu bringen. Er hat sich an der Danziger Frage festgebissen und wird sie nicht mehr loslassen. Wir sind in die polnische Bresche gesprungen und haben unsere Garantie bedingungslos gegeben, und ich zermartere mein Gehirn, wie wir aus unseren gegenwärtigen östlichen Verpflichtungen auf befriedigende Weise einen Ausweg finden können. Ich vermute, daß es zu optimistisch ist, zu hoffen, daß irgendeine Entscheidung des Völkerbundes oder eine Form der Schiedsgerichtsbarkeit gefunden werden könnte, um die Danzig- und  Korridorfrage zu lösen. 

Das deutsche Volk ist der Abenteuer müde, aber Polen und der Korridor mit dem Gespenst der ‚Einkreisung' und ‚Sowjetrußland' im Hintergrund ist ein Schlachtruf, der mehr Chancen hat als irgend etwas anderes, um die ganze Nation zusammenzuschließen. Es kann sehr wohl sein, daß es Hitler lieber ist, daß sein Angebot abgelehnt werde. Ich habe in der Tat solches aus mehreren Quellen gehört. Wenn das stimmt, dann bestärkt mich das nur in meinem persönlichen Glauben, daß die Polen genauso wie Schuschnigg und Benesch sich darauf versteifen, Hitlers Spiel zu spielen.

Persönlich neige ich dazu, zu glauben, daß Hitler, wie mir der italienische Botschafter (Attolico) sagte, der Meinung ist, daß die Zeit auf seiner Seite ist, und daß er lieber passen möchte. 
 Wenn das so ist und wir die Dinge treiben lassen, wie wir es 1938 taten, dann fürchte ich, daß wir bald einer neuen Herbstkrise gegenüberstehen werden. Wenn auf der einen Seite die Polen glauben, daß dies Hitlers Absicht ist, dann werden sie es sein, die versuchen werden, die Dinge durch einen Zwischenfall  zu überstürzen. Beides sind unerfreuliche Aussichten.“

    Am 19. Juli 1939 teilt Hitler dem Völkerbundkommissar in Danzig, Carl J. Burckhardt, mit, daß er bereit sei, die Danziger Frage bis auf weiteres zurückzustellen, äußerte aber gleichzeitig den Wunsch, mit einem verantwortlichen britischen Diplomaten zu sprechen, bevor es zu spät wäre. 

    Landshövding (entspricht dem österreichischen Landeshauptmann) Rodhe von Malmöhus Län (Schweden), der seinerzeit vom Völkerbund zum Generalkommissar bei der Abstimmung im Saarland ernannt wurde, um die Abstimmung zu überwachen, sagte in einem Gepräch mit Stockholms Tidningen (1. Sept. 1939), daß der Vorschlag Hitlers über eine Volksabstimmung im Korridor ein brauchbarer und gerechter Vorschlag gewesen sei.

    Ich (Szembeck) sprach mit Georges Potocki, ehemaliger polnischer Botschafter in Washington, er sagte, (und hier muß man ihm zustimmen, denn so ist es auch geschehen): „Im Westen gibt es alle möglichen Leute, die auf einen Krieg hinarbeiten: Die Juden, die Großkapitalisten, die Rüstungsfabrikanten ... Diese haben einen Ort gefunden, der sich für einen Krieg eignen kann: Danzig. Und eine Nation, die sich dafür schlägt: die Polen. Diese Leute  machen ihre Geschäfte hinter unseren Rücken. Die Vernichtung unseres Landes läßt sie kalt. Da später wieder alles aufgebaut werden müßte, würden sie daran auch wieder verdienen.  Die behandeln uns wie die Neger, die nur für ihr Kapital arbeiten müssen." 

    Siehe dazu auch den Brief von Carl J. Burckhardt  an Joseph Avenol, Völkerbundssekretär (SdN MSS Collection)! So berichtete Dr. Alfred Schickel, Leiter der Zeitgeschichtl. Forschungsstelle in Ingolstadt: „Sie (Die Polen) sind im Mai 1939 nicht nur von der Unabwendbarkeit des Krieges mit Deutschland überzeugt gewesen, sondern hatten ganz auf Sieg gesetzt. So habe der polnische Botschafter in Berlin, Józef Lipski, dem britischen Legationsrat Ogilvie-Forbes am 31. August 1939 gesagt, daß ‚er in keiner Weise Anlaß habe, sich für Noten oder Angebote von deutscher Seite zu interessieren', und daß  ‚im Falle eines Krieges Unruhen in Deutschland ausbrächen und die polnischen Truppen erfolgreich gegen Berlin marschieren würden'. Die polnische Führung in Warschau hatte bereits Nachkriegspläne für ein alsbald besiegtes Deutsches Reich entwickelt. Danach sollte Ostpreußen, Danzig, Hinterpommern und Oberschlesien an Polen fallen, die dortige Bevölkerung ‚transferiert' (vertrieben) und Deutschland im übrigen in ‚einen süddeutschen und einen norddeutschen Block' geteilt werden. So war nach den Forschungsergebnissen des ZFI-Leiters der Weg zum deutsch-polnischen Konflikt im Jahre 1939 keine pure deutsche Einbahnstraße, sondern das Resultat mehrseitiger Aktivitäten und Selbstüberschätzungen."

    Noch kurz vor Kriegsbeginn schilderte ein gut informierter, schwedischer  Journalist seinen Eindruck über die Stimmung in Deutschland: „Die deutsche Regierung unternimmt alles, um nicht durch unvorsichtige Worte Handlungen zu provozieren, die vor  dieser drohenden Katastrophe die Zündschnur zum Entzünden bringen könnte.“ 

    Diesen Terror, den die Polen an den Deutschen ausübten (lesen Sie dazu die Münchner Neueste Nachrichten in der Zeit von Mai bis September 1939 und die Berichte des deutschen Botschafters in Warschau und die der deutschen Konsuln in Polen!
), veranlaßte Botschafter Henderson am   24. August 1939 zu einem Telegramm an das britische Außenministerium: „Die Antwort von Herrn Hitler weist deutlich darauf hin, daß die gegenwärtige Frage nicht so sehr Danzig und der Korridor ist, die ohne weiteres bis zu einer späteren Lösung verschoben werden kann, als vielmehr die Verfolgung der deutschen Minderheit.“

    Am 28. August 1939 schickte  Botschafter Henderson an seine Regierung ein weiteres Telegramm: „Von allen Deutschen, ob Sie es glauben wollen oder nicht, ist Hitler am meisten gemäßigt, soweit es Danzig und den Korridor betrifft. … Wenn ein Waffenstillstand hergestellt werden soll - und dies ist die letzte Hoffnung -, dann müssen die Mißhandlungen der deutschen Minderheiten in Polen beendet werden. Ich wünschte, daß einige englische Zeitungen Korrespondenten dorthin schicken (daran bestand kein Interesse), um Sie zu informieren. Weizsäcker hat mich in dieser Frage schon sehr gedrängt.“ 

    Auch der Widerständler Ernst von Weizsäcker bestätigte die Übergriffe auf die deutsche Minderheit: „Fest steht, daß der deutsch-polnische Minderheitenstreit keine Erfindung von Hitler war. Wer die 20ger Jahre und den Beginn der 30ger Jahre verfolgt hat, weiß davon. Ich selbst habe jahrelang keine Tagung des Völkerbundrats erlebt ohne schwere deutsch-polnische Reibung oder Krise. Ich war Zeuge, wie die polnischen Übergriffe und Vertragswidrigkeiten in der Weimarer Republik den Versöhnungspolitiker Stresemann zu seinem berühmten Faustschlag in Lugano trieben und später bei einer Tagung in Madrid zum Versuch einer Revision des ganzen Minoritätenstatuts. Im Dritten Reich war es damit nicht besser bestellt. Nur hatte Hitler ab 1934 das Thema aus der deutschen Presse bis auf weiteres verbannt. Aus der Verwaltungspraxis der Woiwoden war darum die Unterdrückung der deutschen Minderheiten keineswegs verschwunden. Unsere Diplomaten – und Konsularberichte zeigten, wie 1939 die Welle immer höher auflief und das ursprüngliche Problem: Danzig und Passage durch den Korridor, überdeckte.“ 

    Aber am 29. August 1939 richtete  Hitler einen Appell an Botschafter Henderson: „Hinzu kommen himmelschreiende, barbarische Mißhandlungen und sonstige Verfolgungen der großen deutschen Volksgruppe in Polen, die bis zur Tötung vieler dort lebender Deutscher oder zur Verschleppung unter grausamen Begleitumständen führten. ... Sie haben Deutschland gezwungen, nach monatelangem Zusehen nunmehr ebenfalls die notwendigen Schritte der berechtigten deutschen Interessen zu ergreifen. Und die deutsche Reichsregierung kann der britischen Regierung nur auf das ernsteste versichern, daß nunmehr jener Zustand erreicht ist, der ein weiteres Hinnehmen oder auch nur Zusehen ausschließt.“ 

    Aus der Berichterstattung einer einzigen deutschen Zeitschrift (Augustausgabe 1939 des Thorner Ordenskreuzes) ist ersichtlich, welches wütende Inferno im Sommer 1939 über die Volksdeutschen hereingebrochen war, das in Anbetracht seiner Ausmaße als Beginn eines Genocid betrachtet werden kann. Diese Überschriften werden die Untaten von damals in der Geschichte niemals zum Erlöschen bringen: „Offener Terror ... deutsche Schulen und Ferienkolonien geschlossen ... deutsches Kirchengut beschädigt ... deutsche Betriebe geschlossen ... Verbote ... Verhaftungen ... Entlassungen ... ein ganzes deutsches Dorf ausgesiedelt ... Kirchenglocken mundtot gemacht ... Friedhofsfrevel ... Steine gegen die Kirche ..." 

    Am 29. Januar 1940 berichteten  Geistliche aus dem Bezirk Posen an „Euer Hochwürden“ (Adresse ist auf meinen Faksimile-Text nicht verzeichnet) über die Behandlung von Deutschen durch Polen nach Kriegsbeginn, was auch Rückschlüsse auf die Vorkriegszeit erlaubt: „Eine große Anzahl von Geistlichen und Laien hat bei uns angefragt, ob die in den Zeitungen veröffentlichten Berichte über polnische Greueltaten, die Anfang September des vorigen Jahres an der deutschen Bevölkerung, sogar an katholischen Geistlichen begangen worden seien, auf Wahrheit beruhen. Da sicherlich noch weitere Kreise, zumal unter dem katholischen Klerus, Antwort auf diese Frage erwarten, übersenden wir unterzeichnete deutsche katholische Geistliche aus der Erzdiözese Gnesen-Posen Ihnen wenigstens die Berichte zweier Confratres aus unserer Mitte, die von dem harten Schicksal der Internierung bzw. Verschleppung betroffen worden sind.                                                                                        

Trotz der kaum glaublichen Rohheit und Grausamkeit, von der diese Berichte zeugen, möchten wir betonen, daß es sich nicht etwa um Ausnahmefälle handelt. Vielmehr haben alle deutschen katholischen Geistlichen ohne Ausnahme mehr oder weniger unter dem polnischen Terror jener Tage gelitten und mancher von ihnen hat mehr als einmal dem Tode ins Auge sehen müssen.

Darüber hinaus hat unsere ganze deutsche Bevölkerung allein um ihres Deutschtums willen die schwersten Opfer an Gut und Blut bringen müssen, sind doch allein bis jetzt über 5000 Tote festgestellt worden, die auf grausamste, oft bestialische Weise von den Polen hingemordet worden sind, und sind doch Zehntausende bis heute von ihrer Verschleppung nicht zurückgekehrt, mit deren Tod mit Sicherheit gerechnet werden muß. Diese furchtbaren Verbrechen sind aber nicht etwa nur vom verhetzten Pöbel begangen worden, sondern auch von gebildeten Polen, ja selbst von Polizeibeamten und Offiziere des polnischen Heeres, die schützend hätten eingreifen sollen.

Man hält alles vielleicht für unglaublich, weil doch das polnische Volk als fromm galt. Aber offenbar ist diese Frömmigkeit zu wenig ins Innere gedrungen, so daß es seinem Haß gegen alles Deutsche, von allen Seiten aufgehetzt, sich Schandtaten hat zuschulden kommen lassen, die zum christlichen Denken und Fühlen in schärfsten Widerspruch stehen. Dies bezeugen der Wahrheit gemäß (handschriftliche Unterschriften): 

Domkapitular Dr. Joseph Gaech; Georg Klicke, Pfr.; August Rauhut; Domkapitular Prof. Dr. Albert Steuer; Jüttner; Rademacher; Gumpelt; Ruppert P. Hilarius Breitinger.“   

    Der britische Historiker Jan Kershaw bestätigte, daß mindestens 400 Volksdeutsche bei Kriegsbeginn von den Polen grundlos ermordet und über  Zehntausend ins Landesinnere verschleppt wurden. „Dabei wurden viele mißhandelt und für etliche von ihnen waren es ‚Todesmärsche’.“ 

    Nach seiner (Fritz Hesse, Botschaftsrat in London) Rückkehr nach Deutschland suchte er Ribbentropp auf, der sich bereits im Führerhauptquartier, ganz nahe an der polnischen Grenze befand. Er wurde von Walter Hewel, SS-Brigadeführer und Staatssekretär im Auswärtigen Amt, Ribbentrops ständiger Vertreter bei Hitler, empfangen. Hewel war ein alter Kämpfer und nahm bereits als Student am Aufmarsch vor der Feldherrnhalle 1923 teil. Er beging am 2. Mai 1945 in Berlin Selbstmord. „Hewel berichtete mir zum ersten Male kurz über die Vorgänge, die zum Kriege geführt, und über die Motive, die Hitler bewogen hatten, Ribbentrop den Auftrag zu geben, noch einmal in London den Versuch zu machen, den Krieg zu vermeiden, was zu meinem letzten vergeblichen Schritt bei Wilson geführt hatte.

‚Hitler, so erklärte mir Hewel, ist durch die fortlaufenden Berichte über die Gewalttaten der Polen gegen Volksdeutsche ganz zweifellos seit langem in ständig sich steigendem Maße gereizt gewesen. Selbstverständlich haben wir einen großen Teil der Berichte nicht geglaubt. Wir waren der Überzeugung, es müsse sich bei ihnen um Übertreibungen handeln. Die Berichte enthielten aber so viele Einzelheiten, daß sich doch in ihrer Gesamtheit den Eindruck hervorrufen mußten, die Polen suchten einen Vorwand, um auch den letzten Deutschen zu töten oder auszutreiben. Hätten wir das geduldet, so hätte Hitler seine ganze Politik gegenüber Polen gar nicht erst anzufangen brauchen. Er hat natürlich geschwankt, ob er zuschlagen sollte, ja, er hat wohl auch Pläne gehabt, um die Polen zu provozieren. Ich kann Ihnen aber versichern, daß dies in dem Augenblick nach allem, was er mir gesagt hat, und nach der Szene, die ich mit ihm gehabt habe, nicht die geringste Rolle gespielt hat. Die ihm von Ingemar Berndt vorgelegten Meldungen haben schließlich den Becher zum Überlaufen gebracht.’ * Fußnote: Vgl. Hitlers Reichstagsrede vom 1. September 1939. ‚Damit sind die Vermittlungsvorschläge gescheitert; denn unterdessen war als Antwort auf diesen Vermittlungsvorschlag erstens die polnische Generalmobilmachung gekommen und zweitens neue Greueltaten. Diese Vorgänge haben sich nun heute nacht abermals wiederholt. Nachdem schon neulich in einer einzigen Nacht 21 Grenzzwischenfälle zu verzeichnen waren, sind es heute nacht 14  gewesen, darunter drei ganz schwere (u. a. Mord an dem deutschen Konsul in Krakau und Sprengung der Weichselbrücke bei Dirschau). Ich habe mich daher entschlossen, mit Polen in der gleichen Sprache zu sprechen, mit der Polen seit Monaten zu uns spricht. … Seit 5.45 Uhr wird zurückgeschossen!’“ 
 

    Weiter sagte Hitler in dieser Rede (der Überfall auf den Sender Gleiwitz, den Hitler als Vorwand genommen haben soll, wie immer behauptet wird, kommt in dieser Rede nicht vor): „Die Unterzeichnung (des Vertrages von Versailles.) wurde uns erpreßt mit Pistolen über unserem Haupt und mit der Drohung des Hungertodes für Millionen Menschen.
 Und dann wurde dieses durch Gewalt zustandgekommene Dokument als feierliches Gesetz proklamiert.“ 

    So erfuhren die Schüler der neunten Klasse in der DDR, laut einer eidesstattlichen Erklärung des SS-Führers Naujocks vor dem Folter-Tribunal am 20. November 1945, laut Volk und Wissen, Berlin 1987: „Die Faschisten täuschten am Abend des 31. August 1939 einen polnischen Überfall auf den der nahe der Grenze gelegenen Sender Gleiwitz vor. Ein Trupp des faschistischen Sicherheitsdiensts (SD) in polnischen Uniformen drang in den Senderaum ein. Nachdem sie einen Aufruf verlesen und einige Pistolenschüsse abgegeben hatten, verließen die SD-Leute das Gebäude. Als ‚Beweis’ ließen sie einen zuvor getöteten, ebenfalls mit polischen Uniform bekleideten KZ-Häftling zurück. … Ungefähr am 10. August 1939 befahl mir Heydrich … persönlich, einen Anschlag auf die ‚Radiostation bei Gleiwitz’ in der Nähe der polnischen Grenze vorzutäuschen und es so erscheinen zu lassen, als wären die Polen die Angreifer gewesen. … Wir nahmen die Radiostation wie befohlen ein, hielten eine drei bis vier Minuten lange Rede über einen Notsender, schossen einige Pistolenschüsse ab und verließen den Platz.“ 
 

    Der Bayrische Rundfunk –Schulfunk – sendete am 16. Dezember 1969 und  an weiteren vier verschiedenen Zeiten die Geschichte über den Ausbruch des Zweiten Weltkriegs von Josef Egginger: „Seit 5.45 Uhr wird zurückgeschossen!“: „Am Abend dieses Tages (31.8.) hörten die Deutschen im Rundfunk zwischen blecherner Marschmusik vom ‚großzügigen Angebot des Führers’ und der Ablehnung durch Polen … von einem Überfall ‚polnischer Aufständischer’ auf den grenznahen Reichssender Gleiwitz. Diese ‚polnischen Aufständischen’ waren einige SS-Leute und 11 Häftlinge, die auf Befehl des Chefs der Sicherheitspolizei Heydrich, in polnischen Uniformen gesteckt worden waren. Die Propaganda verfehlte bei vielen ihre Wirkung nicht.“ 

    Es war wirklich nicht nötig so einen Fall „Gleiwitz“ zu konstruieren. Im Sommer 1939 fanden viele Überfälle auf deutsches Gebiet statt. Dr. Alfred Schickel bestätigte dies und auch Staatssekretär Ernst von Weizsäcker in seinen „Erinnerungen“. Von März bis August 1939 ereigneten sich mehr als  200 Grenzverletzungen mit Vordringen polnischer Soldaten auf deutsches Territorium mit Mord,  Brandschatzen und Verschleppung deutscher Zivilisten. Die Polen brüsteten sich selber über ihre Überfälle. So schrieb am 7. August 1939 die größte polnische Zeitung „Ilustrowany Kurjer“ damit, wie militärische Einheiten fortlaufend Vorstöße über die Grenze hinweg in deutsches Gebiet unternähmen, um militärische Anlagen zu zerstören und Waffen und Geräte der deutschen Wehrmacht nach Polen mitzunehmen. Die Zeitung scheute sich nicht, eine ganze Reihe von Überfällen aufzuzählen, die stattgefunden haben. So wurde am 26. August 1939, um nur ein Beispiel zu nennen, die Straße – und Eisenbahnbrücke Zandersfelde-Neuliebenau in Ostpreußen gesprengt.

    Der in Danzig stationierte, oben schon zitierte deutsche Abwehroffizier, Oscar Reile, berichtete nach Berlin: „Die letzten Wochen vor Beginn des Feldzuges gegen Polen sind erfüllt von schrecklichen Ereignissen, die das Herannahen des großen Unheils ahnen ließen. In Polen brach die fast zwei Jahrzehnte lang geschürte Flamme des Hasses gegen alles Deutsche zu offenem Feuer aus…“ 

    Am 25. August 1939 schloß Großbritannien mit Polen nun einen Beistandspakt auf Gegenseitigkeit, um die polnischen Grenzen zu sichern. Über zwanzig Jahre hat London sich geweigert, die polnischen Grenzen anzuerkennen und zu garantieren. Selbst im Oberhaus am 15. Juni 1932 wurden die dauernden Verletzungen der deutschen Minderheiten verurteilt. Lord Cecil bezeichnete damals den polnischen Terror als „das Gewissen der Menschheit erschütternd“. Der brit. Militärhistoriker Liddel Hart schrieb, „daß Beck erklärte, daß er in dem britischen Beistandspakt die Chance sah, Hitler einen Schlag ins Gesicht zu versetzen.“ 

    Am 26. August sollte Polen angegriffen werden. Hitler bekam nun wirklich Angst, in einen Krieg mit den Westmächten verwickelt zu werden. Zu seinem Adjutanten Oberst Schmundt sagte er noch einige Tage vorher, daß er keinen Krieg mit England und Frankreich wünsche. 
  

    Folgerichtig fragte Hitler Generaloberst Keitel (es war schon spät am Nachmittag), ob es noch möglich wäre, den Aufmarsch der Truppen  anzuhalten, was Keitel bejahte. Er griff sofort zum Telephon und gab den entsprechenden Gegenbefehl an die oberen Wehrmachtsbehörden weiter (Halders Kriegstagebuch). Der Vormarsch wurde angehalten, der Krieg vertagt. Hier zeigte es sich wieder, daß Hitler um jeden Preis (wie er sich auch gegenüber Graf Ciano äußerte) einen Krieg mit England und Frankreich vermeiden wollte. 

    Göring fragte ihn am Telephon, „wie lange er den Fall ‚Weiß’ zu verschieben gedenke?“ Hitler erwiderte: „Ich muß herausbekommen, ob wir diese englische Einmischung aus der Welt schaffen können.“ 
                                                                                         

    Am Abend des 31. August um 23.00 Uhr brachte der polnische Rundfunk aus Warschau folgende Erklärung: „Die heutige Bekanntmachung des deut. offiziellen Kommuniqués hat die Ziele und Absichten der deutschen Politik klar gezeigt. Es beweist die offenen Aggressionsabsichten Deutschlands gegenüber Polen. Die Bedingungen, unter denen das Dritte Reich bereit ist, mit Polen zu verhandeln, lauten: Danzig kehrt sofort zum Reich zurück. Pommerellen mit den Städten Bromberg und Graudens unterliegt einem Plebiszit, wobei alle Deutschen, die nach dem Jahre 1918 aus irgendwelchen Gründen von dort ausgewandert sind, hineingelassen werden sollen. Polnisches Militär und Polizei evakuiert Pommerellen (eine Forderung, welche die NATO an die Serben wegen Kosovo stellte). Die Polizei Englands, Frankreichs, Italiens und der Sowjetunion übernimmt die Gewalt. Nach Ablauf von 12 Monaten findet ein Plebiszit statt. Das Gebiet der Halbinsel Hela wird vom Plebiszit gleichfalls erfaßt. Gdingen ist als polnische Stadt ausgeschlossen. Unabhängig vom Ausgang des Plebiszits wird eine exterritoriale Straße in der Breite eines Kilometers gebaut. ...

Die deutsche Agentur gibt bekannt, daß der Termin für die Annahme dieser Bedingungen gestern abgelaufen ist. Deutschland hat vergeblich auf einen Abgesandten Polens gewartet. Die Antwort waren die militärischen Anordnungen der polnischen Regierung (Generalmobilmachung).

Keine Worte können jetzt mehr die Aggressionspläne der neuen Hunnen verschleiern. Deutschland strebt die Herrschaft über Europa an und durchstreicht mit einem bisher nicht dagewesenen Zynismus die Rechte der Völker. Dieser unverschämte Vorschlag beweist deutlich, wie notwendig die militärischen Anordnungen der polnischen Regierung gewesen sind. ... Wenn der Hahn dreimal kräht, befinden wir uns auf dem siegreichen Vormarsch nach Berlin und werden am Wochenende dort sein. Die Deutschen gehen an der ganzen Front in Unordnung zurück.“ 
 Von einem Überfall kann überhaupt nicht die Rede sein!

    Hitler nahm sich das Recht, einen Präventivkrieg zu führen, vor allem nach dem die Polen eine Generalmobilmachung ausgerufen hatten. Es wird viel darüber gestritten, ob Präventivkriege  völkerrechtswidrig sind. Aber welche Kriege waren vor 1939 und nachher nicht völkerrechtswidrig? Churchill sagte in seiner zynischen Art, als die Amerikaner völkerrechtswidrig Grönland und Island besetzten: Inter arma silent leges (Im Kriege schweigen die Gesetze). Und wenn die Deutschen mal nicht den Krieg begonnen haben, wie 1870, so war dies ein „provozierter Defensivkrieg“ (Prof. Dr. Josef Becker).

    Israel begann 1967 den 6-Tage Krieg. Als der israelische Botschafter in Bonn, Asher ben Nathan, gefragt wurde, wer den Krieg begonnen und die ersten Schüsse abgegeben habe, antwortete er: „Das ist gänzlich belanglos. Entscheidend ist, was den ersten Schüssen vorausgegangen ist.“ 
 

    Dies machte der französische Militärhistoriker Miksche Hitler zum Vorwurf. Er schrieb in seinem Buch „Das Ende der Gegenwart - Europa ohne Blöcke": „Die allgemein verbreitete Behauptung, daß 1939 Hitler den Krieg vorsätzlich herausgefordert habe, läßt sich nicht einwandfrei feststellen. Jedenfalls ist es deutscherseits ein verhängnisvoller Fehler gewesen, als erster das Feuer zu eröffnen, anstatt einen eventuellen Angriff der Polen zwar in voller Kriegsbereitschaft, aber mit ‚Gewehr bei Fuß' abzuwarten. Infolgedessen wurde es den Alliierten ermöglicht, auch für den Zweiten Weltkrieg die Alleinschuld den Deutschen aufbürden zu können. In beiden Fällen -1914 und 1939 - bildet noch heute die propagandagebundene  und zweckbestimmte Behauptung der alleinigen Kriegsschuld Deutschlands in beiden Weltkonflikten für die alliierten Siegermächte einen tief eingewurzelten Glaubenssatz. Zweifel an diesem Tabu entzöge ihrer Kriegspolitik das Fundament.“ 

    In den Memoiren schildert uns Churchill mit seltener Offenheit, worum es bei diesem Krieg ging: „Seit 400 Jahren hat die Außenpolitik Großbritanniens darin bestanden, sich der stärksten, aggressivsten, beherrschenden Großmacht auf dem Kontinent entgegenzustellen. …  Die Frage ist nicht, ob es Spanien oder die französische Monarchie oder das französische Kaiserreich oder das deutsche Kaiserreich oder das Hitlerregime war. Es hat nichts zu tun mit Herrschern oder Nationen, sondern es richtet sich einfach danach, wer jeweils der stärkste oder möglicherweise der beherrschende Tyrann ist.“ 

    Als später die Deutsche Wehrmacht tatsächlich Polen besiegt hatte und durch den Einmarsch der Roten Armee in Ostpolen das Schicksal der Polen auf unabsehbare Zeit besiegelt schien, führte Joseph Kennedy am 30. September 1939 mit führenden britischen Politikern vertrauliche Gespräche über die allernächste Zukunft und berichtete darüber in zwei Geheimtelegrammen vom 30. September 1939 an Roosevelt: „In dem einen Telegramm beschreibt er seinem Präsidenten ein Gespräch mit Lordkanzler (stellvertretender Premierminister) John Simon. Darin gab der Stellvertreter Chamberlains zu, daß durch einen weiteren Kampf gegen Deutschland, Polen nicht wieder hergestellt werden könne, da nicht nur Deutschland, sondern auch Rußland Polen besetzt hielte und die beiden Westmächte kaum in der Lage sein dürften, einen Krieg gegen beide Großmächte zu gewinnen. Kennedy zog aus dieser Erkenntnis die Folgerung, daß ein Friedensschluß das Vernünftigste wäre. Auf die Behauptung, daß Briten und Franzosen außer für die Freiheit und die Unabhängigkeit der Polen auch gegen den Hitlerismus kämpften, entgegnete Kennedy, daß ihm das kaum glaubwürdig erscheine und meinte in seinem vertraulichen Kabel an den Präsidenten:     
‚Obwohl Beamte wie Vansittart voraussagten, daß die Unterzeichnung des russisch-deutschen Vertrages, wie ich in meinem Telegramm von damals berichtet habe, die vierte Teilung Polens bedeutet, verursachte das Ereignis, als es stattfand, hier gleichwohl einen großen Schock. Aber die Leichtigkeit, mit der die Angelsachsen Machtpolitik spielen können, während sie in Ausdrücken der Menschenfreundlichkeit sprechen, triumphiert. Während zu Beginn des Krieges der Schutz der Unabhängigkeit und die Erhaltung der territorialen Integrität  Polens als unmittelbare Ursache des Krieges und als Grund für den Versuch, Hitler zu stürzen, bezeichnet wurde, wird nun die Wiederherstellung Polens - sicherlich des russischen Polens -  sanft, aber sehr bestimmt, ins Dunkel gestoßen.

Natürlich ist es in Wirklichkeit so, daß England für seine Besitztümer und seinen Platz an der Sonne kämpft, genauso wie in der Vergangenheit. Ich nahm die Ausgabe der ‚Times' vom  5. August 1914 vor und verglich sie mit jener vom 4. September  1939, und sie sind  praktisch identisch, abgesehen von dem Ersatz des Wortes  ‚Junker’ durch ‚Nazi’. 

Ungeachtet des entsetzlich furchtbaren Verhaltens der Nazis, ist es eine sichere Tatsache, daß die Engländer nicht gegen Hitler, sondern gegen die Deutschen kämpfen, gerade so wie sie vor 25 Jahren gegen sie kämpften, weil 45 Millionen Briten, die die größte, weitest ausgedehnte Seeherrschaft der Welt kontrollieren und 60 Millionen Deutsche, die das Kontinentaleuropa beherrschen, nicht gelernt haben, miteinander in Frieden zu leben.

Während Botschafter Joseph Kennedy in dieser Weise für eine Beendigung des Kriegszustands in Europa eintrat, plädierten Roosevelt und sein Freund Bullitt für eine spürbare Unterstützung der beiden Westmächte, damit diese die Auseinandersetzung mit NS-Deutschland letztlich doch - mit amerikanischer Hilfe - gewinnen. Da sich diese politische Linie durchsetzte, verpuffte das ‚Friedensangebot’ Hitlers vom 6. Oktober 1939 bzw. wurde mit der dreifachen Forderung beantwortet, daß sich die deutsche Armee umgehend aus Polen zurückziehe, Deutschland alle Kriegsschäden ersetze und das meineidige NS-Regime zurücktrete. Forderungen, die von vornherein illusorisch waren...“ 

    Der irische Dramatiker Bernard Shaw, dem man doch unterstellen darf, daß er historisch gut unterrichtet war, schrieb in New Statesman: „Der Krieg in Polen ist vorüber. ... Worum in Teufels Namen geht es denn überhaupt noch, wo wir Polen haben fallen lassen. Polen ergab sich und legte sich selbst Hitler zu Füßen.  Daraufhin warfen wir die Maske des irrenden Ritters ab und gestanden glatt, daß wir uns nicht einen Deut um Polen kümmerten, sondern darauf aus waren, Deutschland zu zerschlagen, was wir jetzt die Vernichtung des Hitlerismus nennen. ...  
Das Programm Hitlers ist es, den Vertrag von Versailles zu zerreißen, der auch den polnischen Korridor und das Danzig-Problem schuf. Es gibt keinen Beweis dafür, daß das Programm die Eroberung des restlichen Europas einschließt. ... Wir konnten nichts tun, um den Polen zu helfen, aber unsere Imperialisten ergriffen diese Gelegenheit als Entschuldigung, um den Waffenstillstand des Jahres 1918 zu beenden und um den Krieg zur Vernichtung Deutschlands unter Wiederholung von Versailles wieder aufzunehmen. Die Fortsetzung des Krieges wird für uns keine vernünftige Angelegenheit sein. Ich glaube, dieser Krieg ist eine ziemlich jämmerliche Angelegenheit unserer stupiden Imperialisten. Es ist klar, daß, wenn unser Weltreich auf solchen  Dingen beruht, es keine zehn Minuten lang leben wird. ... 

Chamberlain erklärt in einer Rede unser Ziel. Churchill mit spürbarer Absurdität ertönt im Rundfunk als Echo. Unser Ziel ist zunächst, Europa von der Drohung und Kriegsfurcht zu befreien. Und unser Heilmittel ist, drei weitere Kriegsjahre zu versprechen. Das nächste Ziel ist, den Hitlerismus mit Stumpf und Stiel auszurotten. Wie wäre es, wenn wir den Anfang damit machten, den Churchillismus abzuschaffen? Das wäre ein Vorschlag, den wir leichter verwirklichen könnten. Aber man sagt uns, daß, wenn wir Hitler nicht nach St. Helena schickten, er demnächst die Schweiz, Holland, Belgien, England, Schottland, Irland, Australien, Neuseeland, Kanada, Afrika und schließlich die ganze Welt annektieren wird. Der Erzbischof von York gab unseren Truppen,  die zu dieser hohen Aufgabe berufen seien, seinen Segen, Herrn Hitler und seine Freunde zu lynchen. Nun, ich kann mich nicht auf die Frage einlassen, ob Herr Hitler verdient, gelyncht zu werden, ohne daß man unangenehme Parallelen zwischen seinem Fall und dem Mussolinis, Francos und Stalins ziehe und Vorfälle in Irland und Indien durchstöbert, die unfreundliche Federn, als auf unserer Seite etwas diktatorisch dargestellt haben. Ich erinnere den Erzbischof einfach daran, daß wir bei unserem Entschluß, Hitler zu erwischen, zwar leicht hunderttausend ganz unschuldige deutsche Männer, Frauen und Kinder töten können (was heute die Amerikaner machen, um Saddam Hussein habhaft zu werden), daß es uns deswegen immer noch nicht zu gelingen braucht, ihn selbst zu lynchen. ... Nein so geht es nicht... So dick wir auch ein Geschwätz über Freiheit und Demokratie und all das, was wir zuhause gerade abgeschafft haben, darüberstreichen. Hätten wir und die Franzosen, wie der Erzbischof gesteht, dieses Unheil nicht angerichtet, als wir in Versailles siegestrunken waren, dann hätte Hitler dieses Unrecht nicht wieder gutzumachen gehabt? So wollen wir den Vorhang über unser eigenes Werk niederlassen und die Fähigkeit anerkennen, mit der er unser verruchtes Werk ungeschehen gemacht hat und anerkennen, welchen Dank die deutsche Nation ihm dafür schuldet. Unsere Aufgabe ist es jetzt, Frieden mit ihm und der ganzen Welt zu schließen, aber nicht noch mehr Unheil anzurichten und unser Volk in dessen Verlauf zu ruinieren.“ 

    Die Frankfurter Allgemeine zitierte nach dem Kriege Duff Cooper, Churchills engster Mitarbeiter, über die Kriegsursache: „Wir müssen jetzt ehrlich über die deutsche Frage sein, so unbequem sie auch für die Deutschen, für unsere internationalen Partner und für uns selbst sein mag. ... Die Frage bleibt in der Essenz die gleiche. Nicht wie wir verhindern, daß deutsche Panzer über die Oder oder über die  Marne rollen, sondern wie Europa mit einem Volk fertig wird, dessen Zahl, Talent und Effizienz es zu einer regionalen Supermacht werden läßt. Wir sind 1939 nicht in den Krieg eingetreten, um Deutschland vor Hitler oder die Juden vor Auschwitz oder den Kontinent vor dem Faschismus zu retten. Wie 1914 sind wir für den nicht weniger edlen Grund in den Krieg eingetreten, daß wir eine deutsche Vorherrschaft in Europa nicht akzeptieren können.“ 

    Der 1st Baron Robert Vansittart, einer der bekanntesten Deutschenhasser, schrieb an Außenminister Lord Halifax, um Adolf Hitlers Friedensangebot abzublocken,  u. a.: „Das deutsche Reich und die Reichsidee sind seit 75 Jahren der Fluch, der auf der Welt lastet, und wenn wir ihn diesmal nicht stoppen, dann stoppen sie uns. Der Feind ist das Deutsche Reich und nicht etwa der Nazismus.“ 

    US-Präsident McKinsley begann 1898 mit Spanien einen Krieg und begründete seine Kriegserklärung vor dem Kongreß am 11. April 1898 wie folgt:

1. Im Namen der Menschlichkeit, um Grausamkeiten,

    Blutvergießen, Hungersnot und entsetzliche Leiden zu

   beenden.  

2.Wir schulden unseren Bürgern in Kuba jenen Schutz und

   jene Sicherung ihres Lebens und Eigentums, die keine

    dortige Regierung gewähren kann oder will.

3. Die Einmischung wird gerechtfertigt durch den schweren

   Schaden, den unsere Geschäfte und Handelsbeziehungen

   durch  die mutwillige Zerstörung von Eigentum und die

   Verwüstung der Insel erleiden...“

4.Die gegenwärtige Lage in Kuba ist eine ständige

   Bedrohung  unseres Friedens. ... 

    Premierministerin Thatcher erklärte Argentinien den Krieg, denn: „Es ist den Briten auf den Falklandinseln nicht zuzumuten, unter argentinischer Hoheit zu leben." 
 

    Als nach dem Beginn des Krieges gegen Irak einige Abgeordnete forderten, die Amerikaner sollten ihre Truppen aus Irak abziehen, meinte der Fraktionsführer der FDP im Bundestag, Wolfgang Gerhardt, daß es unrealistisch sei, eine Großmacht wie die USA aufzufordern, Irak zu verlassen. Der CDU-Abgeordnete Polenz stimmte Gerhardt zu. 
 

    Israel führte auch einen Präventivkrieg. Die UNO forderte Israel wiederholt auf, um eine Normalisierung der Beziehungen zwischen arabischen Staaten und Israel herzustellen,  sich aus dem seit 1967 besetzten Gebiet zurückzuziehen. Daraufhin antwortete der stellvertretende Regierungschef  und jetzige Präsident Israels, Schimon Peres: „Nur durch Verhandlungen könne Frieden zwischen den arabischen Staaten und Israel erzielt werden. Israel könne den Vorschlag Saudi-Arabiens nicht akzeptieren, den die arabischen Außenminister noch vor Beginn des zweitägigen Treffens in Riad angenommen hatten. Es sei unmöglich, von Israel zu verlangen, daß wir jeden Vorschlag blind zustimmen. Israel füge sich keinem Diktat.“ 

    Bereits am 28. September 1998 machte der gerade zum Generalstabschef ernannte Generalleutnant Shaul Mofaz den Vorschlag, Iran präventiv anzugreifen: „Ein Präventivschlag ist immer ein Teil  Israels strategischer Optionen.“

    So begünstigte auch  der US-Präsident Bill Clinton die israelische Seite, indem er ihre Vorstellungen über das Ziel der Verhandlungen übernahm. Statt den Beschluß 242 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen heranzuziehen, der zugrunde legte, daß die Gebiete arabisch sind (während die in Polen infragekommenden Gebiete seit Hunderten von Jahren von Deutschen besiedelt waren) und der den Abzug der Israelis aus allen besetzten Gebieten forderte, bestanden sie (Clinton u. die Israelis) darauf, daß der Umfang eines Rückzugs nur durch Verhandlungen bestimmt werden sollte.

    Ministerpräsident Yitzhak Shamir  konnte sich sogar die Frechheit erlauben, in aller Öffentlichkeit zu sagen: „Mit dieser Resolution wird es gehen, wie mit den früheren. Sie werden im Archiv verstauben.“ 

    Dem Reichskanzler Hitler war dies 1939 nicht erlaubt. Er sollte sich dem Diktat der Briten, Franzosen und Polen fügen. Gut sechzig Jahre später hatte diese westl. Wertegemeinschaft keine Bedenken, wegen Verletzung der Menschenrechte in Kosowo, Jugoslawien den Krieg zu erklären und ihre  Städte zu bombardieren. Die Benesch-Dekrete von 1945 und die furchtbaren, unmenschlichen Vertreibungen der Deutschen aus Westpreußen und Schlesien, welche genau dieselben Menschenrechte verletzten, wurden von den Alliierten, von der westlichen Wertegemeinschaft, hingenommen. Einige Jahre später wurde dem Irak aus den gleichen Gründen der Krieg erklärt und Bagdad bombardiert.

    Während also der anglo-amerikanische Angriff auf den Irak mit Sicherheit nicht der Durchsetzung des Völkerrechts galt, konnte sich Adolf Hitler auf das im damaligen Völkerrecht stark verankerte Prinzip der Selbstbestimmung der Völker und vor allem auf den ebenfalls völkerrechtlich verankerten Schutz von nationalen Minderheiten berufen (siehe Thatchers Kriegserklärung an Argentinien!). Dieser Schutz der Minderheiten in Polen wurde, zusätzlich zu den allgemeinen Prinzipien des Völkerbundes, von verschiedenen Minderheitenschutzverträgen postuliert, welche nach dem Ersten Weltkrieg als Reaktion auf die Gebietsveränderungen durch das Versailler Diktat geschlossen worden waren. Es ist unbestritten, daß in Polen die deutsche Minderheit völkerrechtswidrig. Entdeutschungsmaßnahmen unterworfen war (ethnographischen Säuberungen). Auch die rein deutsche Stadt Danzig wurde – trotz des Völkerbundsmandats – immer schlimmeren polnischen Diskriminierungs- und Unterdrückungsmaßnahmen ausgesetzt.

    Die polnische Regierung und der Großteil der Polen, unterstützt und aufgehetzt von den Westmächten, wünschten diesen Krieg. Die Engländer haben einen Dummen gefunden, schrieb später in seinen Memoiren  Staatsekretär Graf Szembeck, der ihnen den Eintritt in den Krieg ermöglicht hatte. 
    Daß die Polen von den westlichen Regierungen aufgehetzt wurden, bestätigte sogar der britische Botschafter Henderson in seinem Bericht: „Auch ich halte es - seien wir ehrlich (honestly) - nicht für politisch klug oder gar fair, die Polen übermäßig (unduly) aufzustacheln.“ 

    So machte der Duce dem britischen  Botschafter in Rom, Percy Loraine, dies vermerkte Graf Ciano in seinem Tagebuch am 27. Mai 1939, zum Vorwurf, die britische Regierung betreibe eine  Kriegshetze: „Sie wolle Europa in einen Krieg stürzen. Mit der den kleinen Mächten gegebene Bürgschaft habe Großbritannien eine sehr gefährliche Lage herbeigeführt.“ 

    Einen Tag später vermerkte Graf Ciano, der ja gerade kein Deutschenfreund war, in seinem Tagebuch: „Ohne die britische Einmischung wäre eine Verständigung zwischen Deutschland und Polen zustandgekommen.“ 

    Die polnische Regierung  lehnte Hitlers Angebot ab, und übrigens auch das von Mussolini,  und so nahm am 1. September 1939 das Schicksal seinen Lauf. 

    Adolf Hitler, der ja sicherlich davon ausgegangen ist, daß die Westmächte nicht eingreifen werden,  ist nun doch zu der Erkenntnis gekommen, daß die Engländer und Franzosen mit der Kriegserklärung ernst machten. Er hatte nun wirklich Angst. Um die Kriegserklärung zu verhindern, veranlaßte er sofort von Ribbentrop, Fritz Hesse anzurufen, den Pressebeirat an der deutschen Botschaft in London, der dort noch weilte, was er am 2. September 1939 gegen 7 Uhr tat: „Sie wissen doch, wer hier spricht, bitte nennen Sie mich nicht beim Namen. Bitte, gehen Sie sofort zu Ihrem Vertrauensmann. Sie wissen ja, wen ich damit meine, und erklären Sie ihm folgendes: Der Führer ist bereit, aus Polen wieder herauszugehen und Schadenersatz für den bereits angerichteten Schaden anzubieten unter der Voraussetzung, daß wir Danzig und die Straße durch den Korridor erhalten, wenn England im deutsch-polnischen Konflikt die Vermittlung übernimmt. Sie sind vom Führer ermächtigt, diesen Vorschlag dem englischen Kabinett zu unterbreiten und sofort Verhandlungen hierüber aufzunehmen. Betonen Sie noch einmal, daß Sie im ausdrücklichen Auftrag Hitlers handeln und daß dies nicht etwa eine Privataktion von mir ist, damit es kein Mißverständnis in der Angelegenheit gibt.“

    Sir Horace Wilson, Staatssekretär im britischen Außenministerium und Chamberlains Berater, war der Vertrauensmann. Gegen 22 Uhr traf Hesse bei Wilson ein. Er teilte Hesse mit, daß Hitler keine Bedingungen stellen, die Deutschen zuerst Polen verlassen und den status quo wieder herstellen müßten, bevor es zu Verhandlungen kommen könnte. 

    Über seine Unterredung mit Herrn Hesse machte Sir Horace Wilson folgende Aufzeichnung: „10 Downing Street, Whitehall, Hesse wurde von Ribbentrop kurz nach 20 Uhr beauftragt, sich mit mir in Verbindung zu setzen, um anfragen zu lassen, ob die britische Regierung bereit wäre, mich zu autorisieren, heimlich nach Berlin zu reisen und ihn und Hitler zu treffen. Ich sah ihn – Hesse – gegen 22 Uhr und fragte ihn nach dem Zweck der Unterredung. Die Antwort, die ich erhielt, war - die gesamte Lage zu besprechen, von Mann zu Mann, einschließlich der polnischen Frage.
Ich sagte Hesse, daß die britische Auffassung in der Erklärung des Premierministers im Unterhaus zum Ausdruck gebracht worden sei und daß ich ihn bitten möchte, Ribbentrop zu sagen, daß SM Regierung unter keinen Umständen bereit wäre, irgendwelche Gespräche mit der deutschen Regierung aufzunehmen, bis die deutschen Truppen zurückgezogen und der Status quo wieder hergestellt worden sei. Danach wäre die Position die, wie sie in dem gerade veröffentlichten deutsch-englischen Notenaustausch zum Ausdruck gebracht worden sei. Gez. H.J.W. 2.9.39.“  
 

    Wahrscheinlich wurde Chamberlain von Hesses Telephonat überhaupt nicht informiert. Denn: „Chamberlain hatte noch am 2. September eine letzte Konferenz mit Hitler gewollt und wäre einverstanden gewesen, hätte Hitler einen Abzug aus Polen nur versprochen. Aber da zwang ihn das Kabinett nachts um 11 Uhr durch eine Art Sitzstreik die historische Entscheidung ab. Chamberlain traf sie mit den Worten: ‚Right, Gentlemen, this means war’.“  

    Der fromme Halifax nahm den Kriegsbeginn leicht: „Er schien erlöst, daß wir unsere Entscheidung (Kriegserklärung) getroffen haben. Er bestellte Bier, das von einem verschlafenen Angestellten, der im Hause wohnte, im Pyjama heruntergebracht wurde. Wir lachten und machten Witze (während im Krieg schon Tausende starben)." 
  

    Lord Ismay, der erste NATO-Generalsekretär, war über den Kriegsausbruch hoch erfreut: „Lord Ismay, Sekretär des imperialen Verteidigungsrates, das oberste militärpolitische Gremium Englands, erinnert sich anläßlich eines Dinners für US-Präsident Eisenhower im Winfield-House in London, am 1. September 1959: ‚Wir waren völlig im unklaren, was Neville Chamberlain tun würde. Ich kann mich entsinnen, wie ich in der Nacht, bevor wir endlich den Krieg erklärten, auf die Knie sank und betete: Oh Gott, bitte laß uns morgen in den Krieg ziehen’...!“ 

    Ganz anders war der seelische Zustand Adolf Hitlers. Er hatte Angst vor dem Krieg und erlitt am 23. 8. 1939 einen Nervenzusammenbruch. Dies bestätigte  Generaloberst Halder in seinem Kriegstagebuch: „Hitler leidet an Schlaflosigkeit, er ist kaputt, verzagt und kraftlos, er stottert. Umgeben ist er nur noch von seinen Vasallen.“ Diese waren: „Heß, Himmler, Heydrich, Bormann, SS-General Wolff (Adjutant Himmlers) und Goebbels. Ribbentrop und Göring waren  eine zeitlang vor Kriegsausbruch abgekoppelt.“ 

    Der britische Historiker Richard Lamb, der sich sehr eingehend mit den letzten Minuten vor Kriegsausbruch befaßte, bestätigte, daß Chamberlain und Halifax mit Hitler einen „Modus vivendi“ suchten. Aufgebrachte konservative Abgeordnete bedrängten die anderen Regierungsmitglieder und es kam zu der von Hore-Belisha angeführten „Palastrevolution“. „Der englische Jude von Rang ist Leslie Hore-Belisha. Kaum vor Jahresfrist zum Kriegsminister ernannt, hat dieser geistreiche und angriffslustige junge Mann die britische Armee aus einer zottigen, abgerissenen, schlappen und feigen Horde in eine mechanisierte Kampfmaschine von kriegsmäßiger Stärke verwandelt. … Sein Stern ist noch im Aufstieg. Er wird in den Fußstapfen Disraelis (ein britisch-jüdischer Imperialist des 19. Jahrhunderts) in die Residenz der Downingstreet 10 gehen, wo die Schicksale aller Untertanen des Königs beschlossen werden.“ 

    Hitler war nun in der Falle, die sie ihm gestellt haben. Da kam er nun nicht mehr heraus. Was spielten für diese Kapitalisten schon Millionen von Toten eine Rolle, die zu erwarten waren. Tote Menschen sind für diese Barbaren, wie schon mal erwähnt, nur Kollateralschäden. Dieses Morden wird bei ihnen als Hohe Politik bezeichnet. Siehe dazu außer Dresden und andere deutsche Städte Vietnam, Irak, Serbien und Afghanistan!
    Daher nahm der von der polnischen Regierung und den Westmächten erwünschte Krieg seinen Lauf!   

    Auch Polen, sehr verehrte Frau Professor, waren, wie ich bewiesen habe, für diesen Krieg und haben daher eine sehr große Schuld am Ausbruch des Zweiten Weltkrieges, von der sie heute nichts wissen wollen und worüber man auch nicht schreiben soll. Es wird immer nur von dem deutschen Überfall auf Polen, der keiner war, gesprochen und geschrieben. So weit ich Ihre Schriften kenne, weigern  auch Sie sich, die dunklen Seite der polnischen Geschichte zu erwähnen.

    Und nun noch einige Sätze zu den Kriegshandlungen und zur Nachkriegszeit. Heute wird immer wieder behauptet, die Deutschen hatten die Absicht, durch Bombardierung und Sprengungen Warschau dem Erdboden gleichzumachen. Darüber berichtete  „Stockholms Tidningen“ vom 17. Sept. 1939: „Warschau wird nicht kapitulieren, es wird keinen Meter Boden abtreten, sagte der Kommandant. Polen ist noch nicht verloren. Er weigerte sich, einen deutschen Parlamentär zu empfangen, der ihm die Kapitulationsbedingungen überbringen wollte. Daraufhin warfen die Deutschen Hunderttausende von Flugblättern ab, um die polnische Bevölkerung zu informieren. Zwei Ausfallstraßen (nach Sidlice und Garwolin) wurden dafür freigegeben und forderten die Kapitulation innerhalb von 12 Stunden. Die Polen weigerten sich, dieses Angebot anzunehmen und so kam es zur Bombardierung und zur Beschießung, der Stadt.“

    Als deutsche Truppen 1940 sich Paris näherten, kam es zu einem Abkommen zwischen Deutschland und Frankreich, Paris als freie unbewaffnete Stadt zu erklären. So entging Paris der Zerstörung. So auch Rom beim Rückzug der Deutschen aus Italien.

    Am 7. September um 11 Uhr kapitulierten nach heftigen Kämpfen die rund 200 Mann der Festung „Westerplatte“. Die Soldaten wurden ehrenvoll behandelt und erhielten von ihren deutschen Kameraden Erbsensuppe und Zigaretten. Dem Kommandanten wurde der  Säbel überlassen. 

    Nach dem Einmarsch in Krakau ließ Adolf Hitler am Grab Marschall Pilsudskis eine Ehrenwache aufstellen. 

    Erst nachdem  der einer galizischischen Adelsfamilie  entstammende Tadeusz Bor-Komorowski, der im Ersten Weltkrieg auch auf österreichischer Seite gegen Rußland kämpfte, in seiner Eigenschaft als Befehlhaber der  Heimatarmee (Armia Krajowa) in Warschau den Aufstand probte, wurde die Stadt noch stärker in Mitleidenschaft gezogen. Als er vor dem kaschubischen Adelsmann Erich von dem Bach-Zelewski,  SS-Obergruppenführer und General der Polizei, kapitulierte, reichte dieser ihm die Hand. Er und seine Soldaten wurden nicht hingerichtet, was nach dem  Völkerrecht bei Partisanen möglich gewesen wäre, sondern wurden in normale Gefangenenlager überführt. General Bor-Komorowski durfte, wenn ich nicht falsch unterrichtet bin, sogar nach England ausreisen. Er starb 1966 und liegt auch in England beerdigt,  bitter für einen polnischen Patrioten.

    Sein Gegner Erich von dem Bach-Zalewski  wurde 1951 von der Münchner Hauptspruchkammer zu 10 Jahren Arbeitslager und Vermögensentzug verurteilt. Nach Entlassung nahm er eine Tätigkeit als Nachtwächter an. 1958 wurde er erneut verhaftet und wegen eines 1934 erteilten Befehls wegen der Ermordung dreier Kommunisten im Jahre 1933 zu lebenslänglicher Haft verurteilt. Nachdem er Anfang März 1972 schwerstkrank Haftverschonung erhielt, verstarb er wenige Tage später – kurz nach seinem 73. Geburtstag – am 8. März 1972 im Gefängniskrankenhaus München-Harlaching. Bach-Zelewski war verheiratet und hatte drei Kinder.

    Erich Mielke, der bei einer Demonstration auf dem Berliner Bülowplatz am 9.August 1931 die Polizeihauptleute Lenk und Anlauf hinterrücks erschoß und des Mordes angeklagt wurde, floh  in die Sowjetunion, um der Strafe zu entkommen. Aufgrund der späteren Tätigkeit für die Kommunistische Partei in Belgien und Frankreich wurde er 1944 verhaftet und zum Arbeitseinsatz bei der Organisation Todt verurteilt. 

    Der oben schon erwähnte Redakteur der Süddeutschen Zeitung, Thomas Urban, behauptete in seinem Artikel „Neuer Drang nach Osten“, daß die Deutschen das polnische Volk ausrotten wollten und bezog sich dabei auf die zweite Hitlerrede vom 22. August 1939, eine Rede, die Adolf Hitler nie gehalten hat: „Daß die Nazi-Führung die Vernichtung der polnischen Intelligenz geplant und die SS damit begonnen hat, ist zwar auch von deutschen Historikern genau rekonstruiert worden, aber nicht ins allgemeine Bewußtsein gedrungen. Hitler erklärte deutschen Generälen vor dem Polen-Feldzug 1939: ‚So habe ich meine Totenkopfverbände bereitgestellt mit dem Befehl, unbarmherzig und mitleidlos Mann, Weib und Kind polnischer Abstammung und Sprache in den Tod zu schicken. Nur so gewinnen wir den Lebensraum, den wir gebrauchen.’“ 
 

    In einem Leserbrief an die Süddeutsche Zeitung vom 30. August 2003 habe ich versucht, den Artikel von Urban zu berichtigen. Aber ohne Erfolg. Hier des Text: „Auf einer Tagung der ‚Pax Christi’ am 5. September 1968 
 in Warschau traf ich den Präsidenten der polnischen Schriftsteller, Stanislaw Ryszard Dobrowolski. Er freute sich, einen Bayern zu treffen und erzählte mir, daß er eine Zeit seiner Gefangenschaft in Murnau verbrachte. Sie durften auch Museen und Theater in München besuchen. Dieses Lager sei eine polnische Universität gewesen mit rund 20 000 Büchern. Später erfuhr ich durch das Internationale Rote Kreuz, daß es in Deutschland zwölf polnische Offizierslager (Offlags) gab. 
    In einem Brief vom 8. Februar 1978 an Dr. Alfred Schickel, Leiter des Zeitgeschichtlichen Instituts in Ingolstadt, schrieb der jüdische Professor em. Jerzy Lubelfeld, ‚daß er seine Kriegsgefangenschaft in Deutschland verbrachte und daß er in der Gefangenschaft mehr lernte als je zuvor’ (that he learned far more in captivity than he had learnt during the whole of his life previously). 

Er geriet am 19. September 1939 in Kriegsgefangenschaft und wurde am 1. April 1945 befreit. Die Kriegsgefangenschaft verbrachte er in drei Lagern (Offlags). Bis März 1940 war er im Lager Prenzlau. Dann kam er nach Neubrandenburg und von dort im Herbst 1941 nach Doessel bei Warburg, wo für die polnischen Offiziere Lager-Universitäten eingerichtet wurde. In jedem Lager befanden sich etwa 2500 Offiziere. 

Die Zahl der Kollegprofessoren in jedem Lager überschritt nicht zehn, und einige von ihnen wurden mit ihm von Lager zu Lager verlegt. Er erinnerte sich an einige Namen: Marian Bohusz-Szyszko, ein bekannter Mathematiker; Prof. Wasilowski, Recht; Niesiotowski, Soziologie; Prof. Jelonek, Kirchengeschichte; Prof. Postepski, Biologie. Mein eigenes Gebiet war Elektrotechnik.

Die Organisation von Lageruniversitäten wurde von der Wehrmacht abgesegnet, und sie hielten Verbindungen zum Roten Kreuz, das mit Büchern usw. half. Er erinnerte sich an einige Beschränkungen der Programme, welche die deutschen Behörden 1941 erließen: das Studium der deutschen Sprache war verboten und die Kurse in Radiotechnik waren gestrichen. Sonst hatten sie völlige Freiheit.

Zum Schluß stellte er Dr. Schickel eine Adresse zur Verfügung, die seinen Bericht bezeugen könne: Prof. Marian Bohusz-Szyszko, c/o Polish Naval Association, 14 Collingwood Gardens, London S.W.5 England.   Mit vorzüglicher Hochachtung Jerzy Lubelfeld.

    Von einer Vernichtung der polnischen Intelligenz, was Stalin machte (Katyn) kann also überhaupt nicht die Rede sein.

    Auf derselben Reise kam ich nach Breslau. Dort lernte ich den städtischen Arbeiter Ladislaw Mrala kennen. Er erzählte mir, daß er in deutscher Kriegsgefangenschaft beim Bauer Franz Salomon in Klophausen arbeitete, dort gut behandelt wurde und auch seine Zähne behandelt bekam, was in Breslau nicht der Fall war (gleichzeitig zeigte er mir seine schwarzen Zähne), und ich möchte an Salomon Grüße ausrichten. Leider habe ich den Bauer nicht ausfindig machen können.“ 

    Der Brief wurde nicht veröffentlicht. Nun ist es den Lesern der Süddeutschen Zeitung ins allgemeine Bewußtsein gedrungen, daß die Deutschen das polnische Volk ausrotten wollten. 

    Kein polnischer General oder Politiker hat bei der Kapitulation deutschen Soldaten die Hand gereicht oder sie in irgendwie in Schutz genommen. Im Gegenteil: Deutsche Gefangene mußten Spießruten laufen, wurden geschlagen und aufgehängt (so in Danzig, wie ich in einer Wochenschau 1945 in Schweden sah).
    Als eine SS-Einheit in Webling bei Dachau kapitulierte, metzelten amerikanische Soldaten des 222. Infanterieregiments, die Kämpfer für eine neue Rechtsordnung, an die 50 Soldaten mit den Maschinengewehren ohne Gerichtsverfahren nieder. 

    Die vierbändige „Dokumentation der Vertreibung“, erstellt im Auftrag des Vertriebenenministers Windelen und unter Leitung des Kölner Professors Wolfgang Schieder, wurde, wie oben schon erwähnt, nicht veröffentlicht, weil man, wie es immer so schön heißt, keine Gräben, keine vernarbten Wunden aufreißen wolle. Vor allem protestierten die Polen gegen den Begriff Vertreibung. Sie plädierten für den Begriff „Umsiedlung“ (siehe Anhang!). Wie so eine „Umsiedlung“ vor sich ging, beschrieb der vom NS-System verfolgte  jüdische Wissenschaftler, Robert Jungk,  in der Schweizer Zeitung „Die Weltwoche“: „Wer die polnische Zone verlassen hat und in russisch okkupiertes Gebiet gelangt, atmet geradezu auf. Hinter ihm liegen leergeplünderte Städte, Pestdörfer, Konzentrationslager, öde unbestellte Felder, leichenbesäte Straßen, an denen Wegelagerer lauern und Flüchtlingen die letzte Habe rauben.
All das und alles, was in den kommenden Zeilen beschrieben werden wird, ist leider wahr. Man mache es sich nicht leicht und tue es als ‚Greuelpropaganda’ ab. … Es ist wahr, daß in dem Orte G. auf öffentlichem Platze Mädchen, Frauen, Greisinnen von Angehörigen der polnischen Miliz vergewaltigt wurden. Es ist wahr, daß auf dem Bahnhof S. sämtliche Flüchtlingszüge regelmäßig derart ausgeraubt wurden, daß die Insassen nackt weiter gen Westen reisen müssen. Es ist wahr, daß in weiten Gegenden Schlesiens kein einziges Kind unter einem Jahr mehr am Leben ist, weil sie alle verhungern mußten oder erschlagen wurden. Es ist wahr, daß in Oberschlesien die von Syphilis angesteckten Frauen als ‚Behandlung’ einfach einen Kopfschuß erhalten. Und es ist wahr, daß eine Selbstmordwelle durch das Land geht. In einzelnen Orten hat sich ein Zwölftel, in anderen bereits ein Zehntel oder sogar ein Fünftel der Bevölkerung ums Leben gebracht. Es ist wahr, daß in den sogenannten Arbeitslagern Sownowice und Centoschlowitz Insassen nächtelang bis zum Halse in eiskaltem Wasser stehen müssen und daß man sie bis zur Bewußtlosigkeit schlägt.“ 

    Auch noch lange nach dem Kriege wurden die „ordnungsgemäß umgesiedelten“ Deutschen aus Polen laut BBC schlimmer als Vieh behandelt. Minister Hynd gab im Unterhaus in bezug auf die Vertreibung der Deutschen aus Polen  folgende Erklärung ab: „In zwei Transporten während der Kältewelle sind bei der Ankunft der Züge (in Westdeutschland) eine Reihe von Insassen erfroren vorgefunden worden. ... Alle Waggons waren während 4 Tagen vollständig ungeheizt. Während der Fahrt des 2. Zuges starben 16 Personen und 58 erlitten starke Erfrierungen. Eine Reihe anderer Todesfälle, die seitdem eingetreten sind, müssen auf die Härten der Reise zurückgeführt werden." 
  „In einem Zug, der aus Polen in Dresden eintraf, sind wieder 53 Deutsche erfroren.“ 

    In Marienburg (Westpreußen) wurden im Herbst 2008 beim Bau eines Hotels rund 1800 Leichen (Skelette) gefunden 
; vor allem  Frauen und Kinder. Sie waren unbekleidet und hatten Schußverletzungen über dem Nasenbein, so daß man von einer Hinrichtung sprechen kann. Nach Presseberichten wurden verschiedene Versionen über die Todesursache angeboten. Vor allem wird in der poln. Presse behauptet, sie seien Opfer deutscher und sowjetischer Kriegshandlungen geworden. Die Vermutung, daß polnische Milizen die Täter waren, wurden beiseite gewischt, da durch den grausamen Fund auch die deutsch-polnischen Beziehungen Schaden leiden würden.

    Davon erfuhr Max Domming aus der FAZ vom 3. Februar 2009 (Eine Erinnerung, die keine Ruhe läßt).  Er sah wie im November 1945 polnische Miliz 200 bis 300 deutsche Frauen und Kindern mit Knüppeln vom Bahnhof in die Stadt trieben. Er rief Bodo Rückert, den Vorsitzenden des „Heimatkreises Marienburg in der Landsmannschaft Westpreußen“ an. Rückert reagierte darauf nicht: „Es sei nicht wahrscheinlich, daß seine Beobachtung (Dommings) etwas mit dem Massengrab zu tun habe. Er glaube, daß die Leichen in den ersten Monaten des Jahres 1945 zu Tode gekommen seien.“ 

    Was nicht sein darf, kann nicht sein. Daß die deutsche Regierung nicht sofort nach der Entdeckung des Massengrabes einen Vertreter zum Fundort sandte (was Juden sofort machen, wenn ein  jüdisches Grab entdeckt wird; der Bau wird sofort eingestellt) und die polnische Regierung zu gemeinsamer wissenschaftlicher Untersuchung aufforderte, beweist, welchen Vorrang die „politische Klimapflege“ unserer Politiker einnimmt.  

    „Die Lüge“, schrieb Josef Kardinal Frings in seinem Katechismus „verdirbt das Herz, zerstört das Vertrauen unter den Menschen und stiftet unermeßliches Unheil in der Welt. Gott hat uns die Fähigkeit gegeben, unsere Gedanken auszudrücken und anderen mitzuteilen. Wenn wir nicht anders  reden, als wir im Herzen denken, sind wir wahrhaftig."

    Der bekannte linke Publizist Rainer Röhl schrieb in „Du bist Deutschland“: „Es war eine dunkle Epoche unserer Geschichte. Aber sie muß verarbeitet werden und sie kann nur von einem selbstbewußten Volk verarbeitet werden und nicht von Menschen, die jetzt schon mehr als 60 Jahre lang zur Anpassung, Verdrängung und Heuchelei gezwungen wurden.“ 

    In der Hoffnung, sehr verehrte Frau Professor, daß Sie diese Schrift lesen, daraus die Folgen ziehen, verbleibe ich  in vorzüglicher Hochachtung  

Ihr

gez. Georg Wiesholler                          

      Der Verfasser, geb. am 13. Juli 1919 als ältester Sohn der Bauerseheleute Georg und Maria Wiesholler aus Chieming am Chiemsee (Hausname „Denglhamer"), Kreis Traunstein. Nach dem Volksschulbesuch Arbeit auf dem elterlichen Hof, dann freiwillig zum Arbeitsdienst und zur Kriegsmarine. Ausgezeichnet mit dem EK II. Bald in Opposition zum Nationalsozialismus, Flucht nach Schweden, Arbeit bei einem Bauern in Hagbyhamn (Harald Andersson) und Besuch der Landwirtschaftsschule in Hammenhög (Schonen). Anschließend Gymnasium und nach dem Examen zum Abitur Versuch zur Rückkehr nach Deutschland. Nach Nichtanerkennung des schwedischen Abiturs (Maunz, bayrischer Kultusminister) Studium in Schweden und Staatsexamen für das „Höhere Lehramt" in Deutsch, Geschichte und Politische Wissenschaft. Anstellung als Lehrer im Landschulheim Ising, Entlassung nach 3 Jahren, erneute Emigration mit Frau und 6 Kindern. Später Anstellung als Lehrer in Leer (Ostfriesland) bis zum „Ruhestand“.

Verfasser von verschiedenen Artikeln und Schriften:

Die verfälschte Demokratie

Die freie Meinungsäußerung

Die Missionare (Fritz Stern, Ezer Weizmann, Yehuda Bauer)

Die Augenzeugen/Katyn

Der Revisionismus

Brief an Frau Zypris/Zentralrat der Juden

Deutsche und Juden. Eine Bestandsaufnahme

Jetzt sind wir alle Amerikaner, weil...

Israel. Eine notwendige Stellungnahme

Nationalisten aller Länder vereinigt euch!

Papst Benedikt XVI. Ein Kampf um die Wahrheit

Denkschrift/Der Zweite Weltkrieg

Höre, Israel! Eine notwendige Stellungnahme

Die Wahrheit wird euch frei machen. Zeitgemäße Betrachtungen eines Unzeitgemäßen (in Arbeit)

Anmerkung des verantwortlichen Redakteurs dieser Weltnetzseite:

Nach Lektüre dieser Schrift ist es beim besten Willen nicht zu erkennen, warum Willy Brandt glaubte, sich und stellvertretend das deutsche Volk öffentlich so demütigen zu müssen. Bemerkenswert bleibt, daß er einen Großteil des Friedensnobelpreisgeldes nicht etwa für die Errichtung einer Stätte zur Erinnerung an die unschuldigen Opfer der völkerrechtswidrigen Vertreibung stiftete, sondern für die Renovierung der Synagoge in Venedig.

Wenn ich zur Wahl des Bundespräsidenten aufgerufen wäre, würde ich wahrscheinlich Peter Sodann wählen, jedenfalls nicht Frau Professorin Gesine Schwan und zwar allein schon wegen ihrer Reaktion bzw. Nicht-Reaktion auf die Schrift eines Historikers, der den Nazis die Gefolgschaft ebenso verweigert hat wie nach dem Krieg den rückgratlosen Plappermäulern, denen keine auch noch so aberwitzige Lüge der Siegermächte grotesk genug war, um sie nicht doch in einem immerwährenden Betroffenheitsritual nachzubeten.

Es bleibt - wie von Wiesholler mehrfach angedeutet - bei den Worten des Erlösers - wiedergegeben bei Johannes: „Und die Wahrheit macht euch frei.“

[image: image1.jpg]Diese unten angefiihrten Karten wurden als Propaganda-Postkarten
in den dreifiger Jahren im In- und Ausland massenhaft verbreitet -
mit Unterstiitzung der polnischen Stdatsbehorden. Es war der Dank
Polens dafiir, daB Deutschland — durch seinen Sieg liber das

zaristische Ruflland 1917 — nach 100 Jahren wieder einen freien
polnischen Staat ermdglichte.

Diese Karten zeigen, was der wahnwitzige polnische
Chauvinismus als ,historische polnische Westgrenze" forderte und
heute noch sich anmaft. Danach wéren die gesamten Gebiete der
Slowakei, der Tschechei, die deutschen Gebiete bis Dresden —
Berlin — Ostsee und ganz Schlesien, Pommern, WestpreuBen und
Ostpreuflen polnisch. Dariliber hinaus spreizt der polnische

Raubvogel ,schiitzend" seine Fliigel weit in deutschen und
russischen Volksraum.

In diesem GroBenwahn sind sich polnische Chauvinisten,
Emigranten oder Bolschewisten einig. Die Karte trégt als Motto
den Spruch des polnischen Dichters Adam Mickiewicz: ,,und jeder
von Euch hat in seiner Seele ein Korn kiinftiger Rechte und ein

MaB kiinftiger Grenzen!" (Else Loser, Polen und die Félschung der
Geschichte)
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[image: image3.jpg]General Tadeusz Bor-Komorowski und General der Polizei SS-
Obergruppenfiihrer Erich von dem Bach-Zelewski nach der
Kapitulation des Warschauer-Aufstandes 1944
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� An Ihrer Universität wirkte Thomas Müntzer. Seinen letzten Sold quittierte er stolz mit Thomas Müntzer, qui


   pro veritate militat in mundo („Thomas Müntzer, der für die Wahrheit in der Welt kämpft“).


� Polen verlangt Absage an Steinbach, Süddeutsche Zeitung, 13.6.2008, S. 6.


� Vollzählig angerückt waren auch die Sachverständigen, die Inhaber der polnischen Historiographie: Prof. Dr.
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� Komorowskis Visionen, Frankfurter Allgemeine, 21.4.2008, S.3.
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� Ernst Topitsch, Im Irrgarten der Zeitgeschichte, Berlin 2003, S. 33.


� Der US-Völkerrechtler und Historiker Alfred Maurice de Zayas, Ostpreußenblatt, 4.12.1999.


� Siehe James Bacque: Der geplante Tod!





� Gleich nach dem Krieg meinte er: Wir haben das falsche Schwein geschlachtet und wollte gegen die SU Krieg


   führen. (Nichts als die Wahrheit, Süddeutsche Zeitung, 13.8.2003, Frankfurter Allgemeine, 13.9.2005).  


� Die Konferenz von Bretton Woods hatte bereits stattgefunden, wo die Amerikaner allen den Dollar als


  Leitwährung aufzwangen, mit deren Hilfe sie heute überall auf der Welt Kriege führen können.


� Dagens Nyheter, 21.7.1945.


� Hans Grimm, Die Erzbischofschrift. Antwort eines Deutschen. Göttingen: Plesse 1950.


� Das andere deutsche Thema, zit. n. Neue Zürcher Zeitung vom 22. Dez. 2008, S. 27.


� Laut ZDF-Nachrichten vom 23.6.1982, 19:00 Uhr.
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    letzte Wort hat, wie 1914, England zu sprechen." Emil Ludwig in Les Annales, 6/1934, zit. n. „Il regime


    Fascista“, Cremona, 5.10.1939. E. Ludwig war ein begeisterte Anhänger Mussolinis. 


� Im Namen des Google, Frankfurter Allgemeine, 13.1.2006, S. 33.


� Th. Lessing, Der jüdische Selbsthaß, München 1984 (Nachdruck aus dem Jahre 1930), S.14.


� Major-General Sir John Kennedy, The Business of War, by Bernard Ferguson 1959,  S.15 . 


� Stefan T. Possony, Zur Bewältigung der Kriegsschuldfrage, Köln 1968, S.336.  


� Münchner Merkur, 22.8.1974.


� Am 4. August 1964 wurde der US-Zerstörer Maddox angeblich von Torpedos angegriffen. Damit log sich  die


    USA in den Krieg in Vietnam wie später auch durch Lügen in den Krieg in Irak. 


� Sie waren es auch, die die USA in den Krieg gegen Irak trieben.


� Georg Franz Willing, Ursprung der Hitlerbewegung, Preußisch-Oldendorf 1974.


� Neue Zürcher Zeitung, 20.7.2002.


� Bavendamm, Weltfrieden durch Weltkrieg. Konstanten und Variablen der US-amerikanischen Globalpolitik.


� Journal of Historical Review, Sept./Okt. 1997, S. 22; siehe auch Forward vom 2.2., 14.6. und 25.10.1996.


� Svenska Dagbladet, 26.5.1945. Siehe dazu Wilfried Mausbach „Zwischen Morgenthau und Marshall“,    Düsseldorf  1996!








� Benjamin H.Freedman,Warning to America, Rede im Willard Hotel Washington 1961, zit. n. The Barnes


       Review, 7-8/1999. 


� New York Times, 7.8.1933.


� Zit. n. C.J.Burckhardt, Meine Danziger Mission, S. 253.


� Heinrich Brüning, Briefe und Gespräche 1934 - 1945, Stuttgart 1974, S. 162.


� The Times, 5.9.1939.


� New York Times vom 10. 11. u. 12. 5. 1942; sieh auch J.G.Burg, Sündenböcke, Dritte Auflage 1980, S. 243.


� David Irving, Führer und Reichskanzler. Adolf Hitler 1933 – 1945, München 1989, S. 131.


� American Neturei Karta, Rabbi Schwartz, New York Times, 30.9.1997.


� Siehe auch Putzger, Historischer Atlas, S. 39!


� Siehe inbezug auf die Hanse Kr. Erslev, Middelalderens Historie, København 1949, S. 316 u. 414!  


� Geschichtliches Unterrichtswerk, Bd.IV, Schöningh, S.22.


� Else Löser „Polen und die Fälschungen seiner Geschichte“, Selbstverlag, Kaiserslautern 1982.


� Rudolf Trenkel, „Polens Kriegsschuld", Norderstedt 2000. 


� In der Werbung des J. F. Lehmanns Verlag, München 1915.


� Svenska Dagbladet, 17.10.1946.


� Hans Roos, A History of Modern Poland, Alfred Knopf, New York 1966.


� The Birth of Poland, University of Kansas, Lecture notes by Anna M. Cianciala 2004.


� Siegmund Freud an William Bullitt, Th.W.Wilson, A Psychological Study, London 1967, S. 220 f f.


� ZDF-Mediathek, Heute in Europa, 24.5.2007.


� Prof. Dr. René Martel in seinem Buch „Les frontières orientales d’Allemagne“, Paris 1930; siehe dazu auch


    „Das  Martyrium der Deutschen in Oberschlesien“, J. Hösl, Pf. 300352, D-02808 Görlitz/Niederschlesien.


� Concepte, Nr.10/1990, S. 16


� Die Curzon-Linie (benannt nach dem damal. britischen  Außenminister Lord Curzon) war nach dem Ersten


    Weltkrieg am 8. Dez. 1919 in Paris unter Bezugnahme auf die Muttersprache der jeweiligen


    Mehrheitsbevölkerung  als polnisch-russische Demarkationslinie vorgeschlagen worden. 


� New York Times, 12.1.1944, S. 4. Heute begründen  polnische Regierungen die Vertreibung der Deutschen,


    aufgrund der Umsiedlung von Polen aus den abgetretenen Ostgebieten. 


� Manchester Guardian, 17.10.1930.


� Willy Brandt, Efter segern, Stockholm 1944, S.40.


� Ollenhauer, Wehner und Brandt im Juni 1963 in einem Grußwort an das Deutschlandtreffen der Schlesier


� Süddeutsche Zeitung, 21.10.1996, S.11.


� Zimmermann, Deutsche Außenpolitik der Weimarer Republik, Berlin 1958; Konferenzen und Verträge,


    Bd.IV, S.125, Ploetz, Würzburg. 


� „The Economist“, 14. 11. 1931.


� Georg  F. Otto, Frankfurter Zeitung, 6.5.1981.


� Posener Nachrichten, 12.4.1923; siehe auch Dok. Nr.7 u.J. Kofler „Die falsche Rolle mit Deutschland, S. 23.


� Brit. Dokumente zum Fall Sikorski sind bis 2050 unrt Verschluß, Süddeutsche Zeitung, 30.6.2008, S.8.


� K.Galera, Geschichte unserer Zeit, Bd. 1, S. 172.


� Manchester Guardian, 14.12.1931 


� Münchner Neueste Nachrichten, 15.1.1933.


� New York Times, 11.1.1931.


� Committee for Reexamination of the History of the Second World War, Bulletin, Nr.18.


� Richard Breyer, Flucht und Vertreibung, Kiel 1996.


� Ferdinand Miksche, Das Ende der Gegenwart-Europa ohne Blöcke, München 1990., S.90.


� Else Löser, „Das Bild des Deutschen in der polnischen Literatur“, S.12.


� Thomas Urban, Der Henker darf nicht  Opfer werden, Süddeutsche Zeitung, 16.8.2006. 
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